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Vorwort 


Alle brauchen Arbeit - viele finden keine. Man kann das - und befin- 
det sich dann in bester Gesellschaft - als soziales Problem würdigen 
und sich vorstellen, „Beschäftigungsförderung“ wäre die passende 
Antwort, mit staatlichen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und einer 
Senkung der Lohnnebenkosten sowie mehr Druck auf die Arbeitslo- 
sen mit Hartz IV und anderen Sozialstaatsregelungen, mit einer 
Streichung der Vermögenssteuer und einer Umverteilung des „knap- 
pen Guts“ Arbeit durch Arbeitszeitverkürzung, mit der „Schaffung 
von neuen Arbeitsplätzen“ durch Teilzeit- und Leiharbeit, oder wie 
auch immer. Über eine gewisse Absurdität muss man sich dabei aller- 
dings schon hinwegsetzen: Wenn es nicht mehr so viel zu tun gibt, 
das Nötige von weniger Leuten in kürzerer Zeit zu erledigen ist - 
warum braucht dann überhaupt jeder Arbeit, und auch noch so viele 
vollgepackte Arbeitsstunden, um leben zu können? Dass weniger 
Arbeit ersparte Mühe bedeutet: Warum gilt die Gleichung nicht? 
Dass so viele Leute Arbeit brauchen und keine Arbeit finden, liegt 
an einem ökonomischen Problem und jeder weiß das auch: Arbeit un- 
terbleibt, wenn sie nicht rentabel ist, d.h. wenn sie dem Unternehmen, 
in dem und für das sie stattfindet, nicht genügend einbringt; nicht 
genug Ertrag nämlich, um in der Konkurrenz, der „globalen“, zu 
bestehen. Wenn das aber so ist; wenn Arbeit nur stattfindet, wenn 
und solange sie rentabel ist; dann findet sie auch nur deswegen statt, 
weil sie einem Unternehmen Gelderträge verschafft: Rentabilität ist 
der ökonomische Zweck, für den sie stattfindet. Es soll gearbeitet wer- 
den; aus keinem anderen Grund, als weil Arbeit sich rentiert; mit 
keinem anderen Ziel als dem nie abschließend zu erledigenden Auf- 
trag, rentabel zusein und Geld einzubringen; deswegen auch je mehr, 
umso besser - am liebsten möchte man die ganze Welt versorgen, 
den Chinesen U-Bahnen bauen und die Ölscheichtümer mit Klima- 
anlagen ausstatten, um mit der geleisteten Arbeit die Kaufkraft der 
Menschheit zu monopolisieren. Arbeit, weil sie Geld bringt: Dieser 
kategorische Imperativ beherrscht die herrschenden Verhältnisse 
sottotal, dass alle Zeitgenossen ihm folgen müssen, um leben zu kön- 


nen, und - egal welche - Arbeit brauchen. Und aus keinem anderen 
Grund unterbleibt sie dann eben auch, wenn sie nämlich nicht genü- 
gend Geld bringt; was offenbar gerade mit den Rentabilitätsfort- 
schritten bei der Anwendung von Arbeit immer häufiger der Fall ist. 
Die ökonomische Zielsetzung, die in der sogenannten Marktwirt- 
schaft total und exklusiv bestimmend ist, gebietet offenbar „Vollbe- 
schäftigung“ und „strukturelle Arbeitslosigkeit“. Da kann es gar 
nicht genug Arbeit geben, weil Arbeit die Unternehmen bereichert; 
und zugleich sorgen die Unternehmen dafür, dass immer weniger 
Arbeit dieser Anforderung genügt. 

Es mag ja sein, dass sich alle Welt an diese Verrücktheit gewöhnt 
hat und sie normal findet; auch die kundigsten Experten und mäch- 
tigsten Verwalter dieses Systems finden ja offenbar nichts dabei, 
wenn sie dazu nur widersprechende Auskünfte parat haben: Es wird 
zu wenig gearbeitet, wenn mehrere Millionen Arbeitslose in der Na- 
tion, einige zehn Millionen in der EU und zahllose Millionen auf dem 
Globus herumlungern; und es wird immer noch zu viel gearbeitet, so 
dass die reine „wirtschaftliche Vernunft“ die Schließung der letzten 
Werften an der Nordsee und am Mittelmeer gebietet, wenn die nur 
mit Milliardensubventionen weiterarbeiten. Tatsächlich scheint 
eben beides zugleich vorzuliegen: zu wenig, weil es beim Arbeiten 
doch um immer mehr Geld geht und dafür nie genug geschehen 
kann; zu viel, weil es beim Arbeiten doch um immer mehr Geldver- 
mehrung geht und vor dieser Zwecksetzung viel Arbeit, die es gerade 
noch gebracht hat, versagt. Es hilft ja nichts, dass es „nun einmal“ 
so ist - ein wenig widersprüchlich ist es schon, dieses System der 
rentablen Arbeit. 

Keine Frage: Staat und Unternehmen können damit prächtig le- 
ben - sie organisieren die Arbeit jaso und profitieren von ihrer Ren- 
tabilität. Den systemeigenen Widerspruch, dass erstens unbedingt 
gearbeitet werden muss und deswegen zweitens nur sehr bedingt, 
machen sie zu einem Problem derer, die als ausübendes Personal ers- 
tens unbedingt Arbeit brauchen und zweitens ganz oft keine finden; 
und dann definieren sie die materiellen Probleme, die die Leute 
haben, als soziale Problemlage, die sie mit den bedürftigen Leuten 
haben. 

Man sollte diese praktisch wirksame Übersetzungsleistung nicht 
auch noch theoretisch billigend nachvollziehen und, vom Elend ge- 
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rührt, die Lüge vom sozialen Problem für die Sache nehmen - und 
dann womöglich noch darüber jammern und nach Schuldigen dafür 
suchen, dass diesem „Problem“ durch all die eifrig diskutierten, pro- 
bierten und wieder aufgegebenen „Bündnisse für Arbeit“ ohnehin 
nie beizukommen ist. Genauso wenig empfiehlt es sich, das Krite- 
rium der Rentabilität als Inbegriff wirtschaftlicher Vernunft zu 
akzeptieren und mit den Bedenklichkeiten erst anzufangen, wenn 
die öffentliche Meinung sich entschließt, seine „Schattenseiten“ zur 
Kenntnis zu nehmen. Die Absurdität des Systems, der Grund seiner 
Schädlichkeit für die Masse seiner Insassen, liegt nicht darin, dass 
Arbeit nicht stattfindet, wenn sie nicht rentabel ist, sondern dass sie 
stattfindet, weil es um Rentabilität geht. Seine soziale Gemeinheit 
beginnt nicht damit, dass die Leute, die Arbeit brauchen, oft keine 
finden, sondern besteht schon darin, dass sie Arbeit brauchen; dass 
sie dann noch nicht einmal sicher sein können, eine zu finden, folgt 
daraus von ganz allein. 

Die Bedingungen, denen die Marktwirtschaft die Arbeit unter- 
wirft, enthalten die wesentlichen Bestimmungen dieses Produkti- 
onsverhältnisses. Sie sich klarzumachen, schafft garantiert keine 
Arbeitsplätze. Deswegen hier ein paar Ermunterungen dazu. 
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I. Der Zweck der Arbeit in der Marktwirtschaft: Geld 
Vom Arbeiten-Müssen und Arbeiten-Lassen 


In der Marktwirtschaft wird gearbeitet, nicht um die Menschheit 
mit der benötigten Vielfalt von Gebrauchsgütern, mit materiel- 
lem Reichtum zu versorgen, sondern um Geld zu verdienen. In 
dieser ökonomischen Zielsetzung, Eigentum in Geldform zu er- 
werben, sind sich die Mitglieder der bürgerlichen Gesellschaft 
über alle Standesgrenzen und Klassenschranken hinweg einig. 
Denn für alle gilt unterschiedslos, dass die Befriedigung von Be- 
dürfnissen nicht allein vom Vorhandensein nützlicher Dinge, son- 
dern von einem ausschließenden Verfügungsrecht darüber ab- 
hängt - vom Eigentum. Als Eigentum nämlich: als dem materiel- 
len Bedürfnis nach ihnen erst einmal entzogene Objekte einer 
privaten Verfügungsmacht, kommen die benötigten Arbeitspro- 
dukte in die Welt. 

Deswegen entscheidet sich für die Mitglieder dieser egalitären 
Gesellschaft des Geldverdienens ökonomisch alles daran, ob sie 
schon Geld haben oder erst welches verdienen müssen. Wer näm- 
lich arbeiten muss, um ein Stück Eigentum zu erwerben, weil der 
materielle Reichtum der Gesellschaft schon anderen gehört, der 
braucht jemanden, der Geld hat und ihn für seine Arbeit bezahlt. 
Und der ist folgerichtig damit konfrontiert, dass seine Arbeit nur 
sehr bedingt sein Mittel ist, um an wohlverdientes eigenes Geld 
heranzukommen. Um ihm diesen Dienst zu tun, muss sich seine 
Arbeit unbedingt als Mittel seines Geldgebers bewähren - für des- 
sen gleichlautenden Zweck. Wer für Geld arbeitet, dient dem 
Eigentum also gleich doppelt: dem eigenen und einem fremden. 
Umgekehrt umgekehrt: Wer in der Marktwirtschaft genügend 
Geld hat, der ist in der Lage, ein Geldeinkommen in fremden Hän- 
den zu stiften und zugleich durch die gekauften Dienste sein 
Eigentum zu vergrößern. 

Beide Seiten zählt die Marktwirtschaft in ihrer unverwüstli- 
chen Gleichmacherei zu ihren „Erwerbstätigen“. Dennoch ist sich 
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jeder im Klaren über die unterschiedlichen Leistungen der Arbeit, 
die die einen „geben“ und die anderen „nehmen“. Sie schafft 
Eigentum, das dasjenige vermehrt, das es schon gibt; dem Arbei- 
ter verschafft sie ein Geld, das ihn nie zum Eigentümer in dem 
Sinn werden lässt. Wo für Geld gearbeitet wird, da dient eben 
nicht das Geld der Arbeit als nützliches Hilfsmittel, sondern die 
Arbeit dem Geld als dessen Quelle. Was in der Marktwirtschaft 
aus der Arbeit wird, ist daher ausschließlich durch den Gebrauch 
bestimmt, den das als Kapital agierende Eigentum von ihr macht. 


1. Die Ungleichung von Nutzen und Eigentum: 
Die Privatmacht des Geldes 
als Prinzip der gesellschaftlichen Arbeitsteilung 


Ginge es im Wirtschaftsleben der Nationen darum, dass die Men- 
schen sich mit minimalem Aufwand optimal versorgen, dann würde 
die Bedarfslage ermittelt und eine für die Bereitstellung der notwen- 
digen und wünschbaren Güter zweckmäßige Arbeitsteilung organi- 
siert. Alle ökonomischen Probleme wären solche der Arbeitsorgani- 
sation, der passenden Technik und des reibungslosen Güterverkehrs. 
Intelligente Menschen, die in der herrschenden Marktwirtschaft die 
absurdesten und kompliziertesten „Produktions-,, und „Absatzstra- 
tegien“ planen und durchführen müssen, hätten nur noch die ver- 
gleichsweise geringfügige Frage zu beantworten, wie ein gesellschaft- 
licher Reichtum menschenschonend herzustellen und allgemein ver- 
fügbar zu machen ist. Kein Mensch würde problematisieren, ob „das 
überhaupt geht“, weil der gesellschaftlich gesetzte Zweck die Ant- 
wort wäre.) 


1) Der Zweifel, den die Frage nach der „Machbarkeit“ von planmäßi- 
ger Wirtschaft ausdrückt, bezieht sich nämlich nie im Ernst auf 
die dafür notwendigen Mittel, sondern negiert das Vorhaben unter 
dem Vorwand, man könnte sich seine Durchführung nicht vorstel- 
len - wie auch, wenn es den gesellschaftlichen Zusammenhang, in 
dem ein gescheiter Plan aufzustellen und durchzuführen ist, eine 
organisierte freie Beratung ohne „ökonomische Sachzwänge“, gar 
nicht gibt und wenn stillschweigend die Marktwirtschaft mit ihren 
verdinglichten Zwecken und etablierten Verfahrensweisen, ein- 
schließlich der dazugehörigen menschlichen Charaktermasken, 
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In der Marktwirtschaft geht es anders zu - und übrigens fragt 
niemand, „ob das geht“, geschweige denn, dass ein Zweifel an der 
geltenden gesellschaftlichen Zwecksetzung laut würde, bloß weil 
das, worum es allen geht, für ganz viele Leute überhaupt nicht in 
Erfüllung geht. Da geht es darum, Geld zu verdienen, und zwar mög- 
lichst viel. In diesem Ziel verstehen sich alle Mitglieder der bürger- 
lichen Gesellschaft bestens; „Einkommensschwache“ und „Besser- 
verdienende“, Mittelständler und Gewerkschafter, Kapitalisten und 
Beamte sind sich einig und finden es das Natürlichste der Welt, dass 
gearbeitet und gewirtschaftet, produziert und gedienstleistet wird, 
uman einen Lohn, einen Erlös, ein Honorar, ein Gehalt - kurzum: an 


als die Szenerie unterstellt wird, in die die Planwirtschaft einge- 
führt werden sollte. Man muss das Vorhaben einer freien, vernünf- 
tigen Organisation der Bedürfnisse und ihrer Befriedigung ja nicht 
teilen; man sollte aber wenigstens nicht so tun, als wäre man schwer 
dafür, wenn die Kommunisten bloß nicht immer die praktikablen 
„Rezepte“ und „Modelle“ dafür schuldig blieben - die sind wirklich 
der leichteste Teil, wenn eine aufgeweckte Arbeiterklasse erst ein- 
mal weiß, was sie will. 

Eine bittere Ironie der Geschichte sei an dieser Stelle noch er- 
wähnt. Der große weltgeschichtliche Anlauf zu einer sozialisti- 
schen Planwirtschaft, den seine Veranstalter selbst als Fehlversuch 
aus dem Verkehr gezogen haben, hat eben den Fehler in die Tat 
umgesetzt, die kapitalistische Einrichtung der Wirtschaft vom 
Stundenlohn bis zum Kredit als „die ökonomische Realität“ zu un- 
terstellen und, statt den kapitalistischen Zweck darin aufzuspüren, 
ein Modell zu entwickeln, wie damit arbeiterfreundlicher zu wirt- 
schaften wäre. Mit staatlicher Gewalt geht da natürlich vieles; da- 
mit geht ja sogar der richtige Kapitalismus... Als wären sie selber 
den Zweifel nie losgeworden, ob eine grundsätzlich andersartige 
Ökonomie „überhaupt geht“, haben die regierenden Ostblock-So- 
zialisten ihrem Machwerk stolz den verräterischen Ehrentitel „real“ 
ausgestellt und einen Sozialismus praktiziert, in dem alle Sach- 
zwänge des Kapitalismus als „ökonomische Hebel“ zurtrickreichen 
Bedienung des volkswirtschaftlichen „Apparats“ gehandhabt wur- 
den - im Vergleich zum kapitalistischen Original mit mäßigem 
Erfolg, jedenfalls was den der Staatsmacht verfügbaren Reichtum 
betrifft. 
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Geld zu kommen.?) An was sie dann mit ihrem Geld kommen, das ist 
allein ihre Sache. Denn im Geld verfügen sie über ein Stück reale 
Freiheit: über das Mittel des Zugriffs auf eine unerschöpfliche Wa- 
renwelt. Das ist die gute Seite, die jeder am Gelderwerb schätzt. 


Mit der Kehrseite machen die Erwerbstätigen, jedenfalls in ihrer 


übergroßen Mehrheit, freilich auch sehr rasch Bekanntschaft: Wenn 
die Geldsumme aufgebraucht ist, ist es auch mit dem freien Zugriff 


2) 


16 


Eine fundamentale Kritik an der „Kommerzialisierung aller Le- 
bensbereiche“ kennt die bürgerliche Gesellschaft freilich auch. Die 
zielt in der einen Variante auf die Gesinnung der Leute, die sich in 
diesem System des Geldverdienens zu bewähren haben und weithin 
scheitern, fordert nämlich Bekenntnisse zu höheren Lebensmaxi- 
men als den wirklich verbindlichen - und als „Ordnungsprinzi- 
pien“ auch durchaus anerkannten - Notwendigkeiten des geldbe- 
zogenen Materialismus. Die Ablehnung des „Mammon“ will den 
Kommerz um einen moralischen Gestus ergänzen, mit dem der 
Einzelne sich bescheinigt, ihm nicht „verfallen“ zu sein - die Wech- 
selfälle einer marktwirtschaftlichen Existenz geben ihm reichlich 
Gelegenheit, die Stichhaltigkeit dieser ehrbaren Haltung zu bewei- 
sen. Typischerweise richtet sich diese „Kritik am Kapitalismus“ 
denn auch weniger an die Reichen, die sich Demonstrationen einer 
auf Edleres gerichteten Gesinnung leicht leisten können, als - Stich- 
wort „Sozialneid“ - an Leute, die ihre Nöte zur Tugend des Ver- 
zichts verklären sollen. In ihrer anderen Variante will die Rüge der 
„Alleinherrschaft des Geldes“ Sphären benennen, die aufgrund 
ihrer ideellen oder materiellen Bedeutung dem „bloßen Kommerz“ 
entzogen werden sollten. Den einen gelten Gott und Liebe, Kunst 
und Musik, Güterangebote auf dem Feld der moralischen Erbauung 
und des luxuriösen Tiefsinns, als zu wertvoll, um in die „Niederun- 
gen“ des Gelderwerbs gezogen zu werden. Andere sehen elementare 
Notwendigkeiten zu Schanden gehen, wenn Gesundheits-, Strom- 
und Wasserversorgung oder Bildung zur Ware gemacht werden, 
sodass man sie fast fragen möchte, welches Gut eigentlich unwich- 
tig genug ist, um dem Prinzip des Gelderwerbs unterworfen zu 
werden. Jedes derartige Plädoyer legt Zeugnis davon ab, wie allum- 
fassend der gesellschaftliche Lebensprozess dem System des Geld- 
erwerbs subsumiert ist. 


vorbei. Vorhanden sind die begehrten und benötigten Güter nach 
wie vor; nur verfügbar sind sie nicht. Die im Geld gewährte Möglich- 
keit der Befriedigung aller Bedürfnisse ist noch lange nicht die wirk- 
liche auch nur eines einzigen. 

Dieser Unterschied hat seinen quantitativen Aspekt und ein Prin- 
zip. Geltend macht er sich als Begrenztheit der verfügbaren Geld- 
summe, sodass alle Probleme sich praktisch in das eine auflösen: 
mehr Geld zu verdienen. Was sich in dieser Haupt- und Generalnot- 
wendigkeit des Daseins in der Marktwirtschaft geltend macht, ist 
die peinliche Eigenart dieser Wirtschaftsweise, dass alles, was der 
Mensch so braucht an hergestellten Gütern, zwar hergestellt, aber 
deshalb noch lange nicht verfügbar ist: Sie gehören jemandem. Das 
Eigentum scheidet die Produkte von denen, die sie benötigen. Dafür 
werden die Produkte überhaupt bloß hergestellt: um Kaufleuten zu 
gehören, die sie nicht selber brauchen und verbrauchen wollen, und 
um denjenigen, die darauf angewiesen sind, vorenthalten zu sein. 
Denn nur so kommt es flächendeckend zu der ökonomischen Ope- 
ration, nach der die Marktwirtschaft ihren Namen hat: Geld muss 
den Eigentümer wechseln, damit die Ware dahin kommt, wo einer 
sie braucht. Das hat sich keiner so ausgedacht, als trickreiche Me- 
thode der Warenverteilung womöglich. Es ist umgekehrt: Was pro- 
duziert wird, ist Eigentum. Der nützliche Gegenstand ist der ausschlie- 
Renden Verfügungsmacht einer Privatperson zugeordnet; einer Ver- 
fügungsmacht, die an ihrem Objekt gar nicht hängen bleiben will, 
sondern zur davon getrennten, abstrakten Zugriffsmacht aufjedwe- 
den Reichtum werden soll: zur puren Privatmacht, die im Geld ihre 
sachliche Gestalt und ihre quantitativ bemessene Realität hat. Des- 
wegen kann das hergestellte Objekt gar nicht anders an die, die es 
brauchen, „verteilt“ werden als auf dem Wege des Verkaufs, der den 
Zweck der Produktion erst definitiv verwirklicht, obwohl das Pro- 
dukt in seiner materiellen Gestalt längst fertig ist. Auf diese mate- 
rielle Gestalt kommt es eben nicht an, oder nur als Mittel zum Zweck. 
Was in dieser Gestalt eigentlich produziert wird, ist das damit zu 
erlösende Geld: was die Sache für ihren Besitzer wert ist. Deswegen 
ist mit der Güterproduktion die Sache nicht fertig, die Gesellschaft 
um einige Mittel des Produzierens und Konsumierens reicher gewor- 
den und zufrieden, sondern es ist die allgemeine Notwendigkeit eta- 
bliert, Geld zu verdienen, wie und womit auch immer, um sich die 
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produzierten Dinge aneignen zu können: Ohne Kauf keine Benut- 
zung. 

Das alles ist den Eingeborenen der Marktwirtschaft so geläufig, 
und das Interesse, auf der einen Seite für alles Verkäufliche mög- 
lichst viel Geld zu erlösen, auf der anderen Seite fürs Benötigte so 
wenig wie möglich zu zahlen, steht so sehr im Vordergrund aller 
ökonomischen Überlegungen, dass die Eigenart dieses Verhältnisses 
und sein Grund schon gar keines sachlichen Gedankens mehr gewür- 
digt werden. Deswegen sei hier einmal ausdrücklich daran erinnert, 
dass Eigentum ein Rechtsverhältnis bezeichnet, die rechtliche Zu- 
schreibung der Sache an jemanden als ihm zugehörig. Die hoheitli- 
che Gewalt definiert jedermann als Privateigentümer und etabliert 
damit ein Willensverhältnis zwischen Rechtssubjekten in Bezug auf 
Gegenstände aller Art: Sie gebietet und gewährt die exklusive Ver- 
fügungsmacht einer Person über „das Ihre“ und macht damit aus 
jeder Arbeit eine Privatarbeit, die das ausschließende Verfügungs- 
recht des Produzenten über das Produkt seiner Arbeit begründet.?) 


3) Der Zusammenhang von produktiver Arbeit und Eigentum am Ar- 
beitsprodukt ist im fertigen Kapitalismus aus dem Erfahrungsbe- 
stand der produktiv tätigen Arbeitskräfte verschwunden; im Kal- 
kül der Arbeitgeber kommt er gar nicht vor; vom wissenschaftli- 
chen Sachverstand wird er nicht weiter thematisiert - und wenn, 
dann eher in Abrede gestellt. Aus Gründen, die noch zu erläutern 
sind, ist im marktwirtschaftlichen Normalfall der Eigentümer des 
Produktionsprozesses der „Produzent“ und damit der berechtigte 
Eigentümer der Güter, nicht der unmittelbare Produzent, der die 
Arbeit in der Fabrik tut. 

Geläufig ist der eigentumsbegründende Charakter der produk- 
tiven Tätigkeit einer Rechtsperson ausgerechnet beim „geistigen“ 
Eigentum, wo das Produkt seinem Gebrauchswert nach gar nicht 
als Objekt exklusiven Verfügens taugt: Erkenntnisse kann man 
nachdenken, ohne sich ihrer materiell bemächtigen zu müssen, 
und sie werden nicht dadurch „weniger“, dass andere sie nachvoll- 
ziehen, sie sich also zu eigen machen - ihre Hervorbringung nennt 
Marx daher „allgemeine Arbeit“. Gerade deshalb wird im Recht der 
exklusive Charakter dieser allgemeinen Arbeit extra fixiert und 
umständlich gesichert, damit das ausschließende Verfügungsrecht 
auch dann Gültigkeit behält, wenn die Sache, auf die es sich bezieht, 
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Dieses Rechtsverhältnis ist in der Marktwirtschaft die entschei- 
dende ökonomische Bestimmung aller Produkte. Es ist nicht eine Zu- 
tat, mit der die öffentliche Gewalt dem Produzenten den materiellen 
Gebrauch seiner Produkte zusichert, sondern die Sache, auf die es 
ankommt: Produziert werden Güter des Bedarfs als Tauschartikel, 
also als Dinge, bei denen es darauf ankommt, dass das in ihnen ent- 
haltene Verfügungsrecht sich vom hergestellten und damit ‚eigenen‘ 
Gegenstand ablöst und zum Recht auf Zugriff auf ein bestimmtes 
Quantum beliebiger anderer Produkte verselbständigt. Am Produkt 
existiert diese seine eigentliche ökonomische Zweckbestimmung als 
dessen Preis; verwirklicht wird sie im entsprechenden Gelderlös. Die 
Geldsumme repräsentiert das Eigentum, das mit der Herstellung 
einer Ware in die Welt kommt, getrennt von diesem Gut und gemäß 
den Maßeinheiten des Geldes. Und auf nichts anderes als diese im 
Geld verkörperte private Aneignungsmacht schlechthin zielt die 
Hervorbringung von Waren ab. Geld ist in der Marktwirtschaft das 
wahre ökonomische Produkt der menschlichen Arbeit. 

Wie groß das Quantum Verfügungsmacht ist, das legt in dieser 
Welt des privaten Eigentums und der Produktion für den Verkauf 
niemand als verbindliche Vorschrift fest; das ergibt sich aus der Kon- 
kurrenz der Anbieter und der Kaufinteressenten, von der noch aus- 
führlich die Rede sein wird. Entscheidend ist an dieser Stelle erst 
einmal, dass das in dinglicher Form hervorgebrachte Eigentum am 
Markt, durch den Verkaufsakt, in die Form allgemeiner Zugriffs- 
macht überführt und in Geldeinheiten quantifiziert wird. 

Die produktive Arbeit selbst ist damit ökonomisch als Quelle von 
Reichtum in der abstrakten Gestalt eines solchen in Geld gemessenen 
und vergegenständlichten Zugriffsrechts definiert. Sie zählt, ganz 
abstrakt, als Arbeit überhaupt, ohne materiellen Bezug auf ihr Pro- 
dukt - als Erwerbstätigkeit eben, die erst über das damit verdiente 


längst unwiderruflich in den allgemeinen Gebrauch übergegangen 
ist. Durch urheberrechtliche Regelungen schützt der Staat die eigen- 
tumswirksame Leistung der geistigen Tätigkeit, also ihre Vermark- 
tungsfähigkeit, stiftet so - über Patente und Lizenzen - in einer 
Welt von Eigentümern ein Geldinteresse an der Produktion von 
Wissen und regelt zugleich den Zugang des Geldes zu den Resulta- 
ten von Forschung und Entwicklung. 
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Geld Zugriff aufbenötigte Gebrauchswerte verschafft. Grundsätzlich 
undradikal zerreißt das Eigentum das Zweck-Mittel-Verhältnis zwi- 
schen der Produktion von Reichtum und der Verfügung über die 
erzeugten Gebrauchsgüter einerseits und zwischen den Gebrauchs- 
gütern und ihrem Gebrauch andererseits. Sowohl gegenüber der Ar- 
beit wie gegenüber dem Konsum baut sich das Geld als bestimmende 
Größe auf und definiert damit den Nutzen beider gründlich um. Es 
scheidet erstens zwischen der produktiven Arbeit und ihrem nützlichen 
Ergebnis in Gestalt der Produktions- und Lebensmittel und definiert 
sich als den Nutzen aller Arbeit: Arbeit findet statt, um Geld zu erwer- 
ben. Das Eigentum trennt zweitens zwischen Nutzen und Bedürfnis, 
indem es sich zwischen die Gebrauchsgüter und ihren Gebrauch stellt. 
Damit macht es sich zum Inbegriff allen Nutzens. Denn Bedingung 
und Mittel jeglichen Gebrauchs ist die im Geld quantifizierte Macht, 
sich durch Kauf fremdes Eigentum anzueignen. Das gilt heute als die 
erste Selbstverständlichkeit der ökonomischen Vernunft. 

Mit der Gleichung von Nutzen und Eigentum legt sich eine eigen- 
tümliche Logik über die ökonomischen Aktivitäten der darunter 
subsumierten Gesellschaft. Sie betrifft zum einen die Hierarchie der 
Bedürfnisse, die sich daraus ergibt, dass der private Geldbesitz über 
ihre Befriedigung entscheidet: Formell kommt nichts als die private 
Vorliebe zum Zuge; zwar innerhalb der Grenzen des erworbenen 
Eigentums; doch wie sich einer das Seine einteilt, ist Privatsache.*) 


4) Inihrem unverwüstlichen Zynismus hat die Wirtschaftswissen- 
schaft unter Verweis auf diese Sorte Freiheit das Dogma aufgestellt, 
dass grundsätzlich ein jedes ökonomisch handelnde Subjekt mit 
nichts anderem als der Optimierung seines Nutzens befasst ist, und 
daraus mathematische Modelle des Marktgeschehens abgeleitet, 
die allesamt beweisen, wie gut ein jeder auf seine Kosten kommt, 
weil schließlich noch die kleinste Geldsumme eine Nutzenpräfe- 
renz transportiert: Der Preis, den einer zahlt, repräsentiert das 
Optimum an Nutzen des gekauften Guts für seinen Käufer - würde 
er ihn sonst zahlen! Schlimmer als diese zirkulären Gedankenkon- 
strukte ist allerdings die Gewohnheit der „Marktteilnehmer“ sel- 
ber, die Kunst, sich einzuteilen, als verwirklichte Freiheit anzuse- 
hen und sogar einen perversen Stolz zu entwickeln, wenn es mal 
wieder gelungen ist, mit Sparsamkeit und Schnäppchen trotz wenig 
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Materiell wird jeder Bedarf zur abhängigen Variablen der privaten 
Kaufkraft, und es gibt, solange diese Wirtschaftsweise Bestand hat, 
stets von neuem in unterschiedlichen Größenordnungen das „unver- 
mittelte Nebeneinander von Armut und Reichtum“ zu bestaunen. 
Entsprechendes gilt zum zweiten für das, was man „gesellschaftliche 
Arbeitsteilung“ nennt: Ganz ohne Zweifel wird in der Marktwirtschaft 
„gesellschaftlich“ produziert; die hergestellten Waren sind nicht zur 
Selbstversorgung, sondern zum Verkauf und insofern für den allge- 
meinen Bedarf bestimmt. Der notwendige Zusammenhang der ver- 
schiedenen Produktionszweige folgt aber nicht dem sachlichen Ver- 
hältnis, in dem sie als gesellschaftliche Teilarbeiten zueinander ste- 
hen, sondern resultiert aus dem negativen Verhältnis von Privatei- 
gentümern zueinander, die einander jede planmäßige Kooperation 
verweigern, sich als zahlende Kunden hingegen brauchen. Für den 
nötigen Zusammenhang sorgt also die Privatmacht des Geldes; wenn 
die gründlich genug gewirkt hat, dann sieht das Ergebnis glatt wie 
ein sinnreiches Zusammenspiel der produktiven Marktteilnehmer 
aus.’) 


Geld über die Runden zu kommen. Planwirtschaft können sich sol- 
che Helden der privaten Freiheit dann nur als das Gegenteil, näm- 
lich als Gängelei in der Armut vorstellen. 

5) Sogar elementar Notwendiges wird nicht produziert, wenn es an 
Zahlungsfähigkeit dafür mangelt; sogar zerstört, wenn das dem 
Gelderwerb dient. Deswegen ergeben sich für die öffentliche Ge- 
walt, die das marktwirtschaftliche System mit ihrer Eigentumsga- 
rantie in Kraft setzt, aus dessen Wirken haufenweise Notwendig- 
keiten für kompensierendes Eingreifen. Dass der ganze Laden über- 
haupt läuft, obwohl auch die öffentliche Gewalt ihn keineswegs 
planend dirigiert, hat den frühen Apologeten dieses Systems einige 
Ver- und Bewunderung abgenötigt und sie auf das sinnreiche Wir- 
ken einer „invisible hand“ „hinter dem Rücken“ der auf Gelder- 
werb und sonst nichts programmierten Akteure „schließen“ las- 
sen. Die weniger fromme Wahrheit ist die, dass alles, was es in der 
Marktwirtschaft an materiellem gesellschaftlichem Zusammen- 
hang gibt, die überhaupt nicht geplante Wirkung des allseitigen 
Bemühens um das Geld der andern ist - und ja auch dementspre- 
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Aus der Zweckbestimmung jeder marktwirtschaftlichen Tätig- 
keit, dem Gelderwerb zu dienen, folgt schließlich drittens ein eini- 
germaßen abartiges Verhältnis zur Arbeit: Die rangiert in der markt- 
wirtschaftlichen Ökonomie gar nicht als die Mühe, die sie ist und 
bleibt, als Aufwand, den man sich nach Kräften erleichtert, sondern 
wird selber zum Zweck; denn sie schafft ja Eigentum in dem Maße, 
in dem sie stattfindet und ihr Produkt Geld einbringt. Ihr Nutzen 
bemisst sich nicht an dem nützlichen Produkt, das sie zustande 
bringt, sondern am verdienten Geld und insofern auf allen Einkom- 
mensstufen an der Arbeitsmenge. Mit der Schaffung wirklichen, je- 
dermann verfügbaren Reichtums wäre eine arbeitsteilig durchorga- 
nisierte Gesellschaft irgendwann, beim längst erreichten Stand der 
Produktivkräfte sogar sehr rasch fertig. Die Erwerbsarbeit hingegen 
hört im Prinzip nie auf: Das Interesse, dass sie stattfindet, ist unersätt- 
lich. Der „Gesichtspunkt“, um den die Leute, die das Produzieren 
zu erledigen haben, praktisch gar nicht herumkommen, dass sie da- 
mit nämlich sich verschleißen und ihre Lebenszeit opfern, spielt in 
der Logik des Gelderwerbs keine Rolle - ein erster Hinweis, dass diese 
Leute jedenfalls nicht die Nutznießer der Marktwirtschaft sind und 
das Eigentum nicht ihnen zu Gefallen der Zweck der Arbeit ist. 

Die allgemeinverbindliche Gleichung von Nutzen und Eigentum 
geht folglich allgemein und verbindlich nur in dem negativen Sinn 


chend aussieht: Es kürzt sich einfach alles heraus, was fürs Geld- 
verdienen nichts taugt. 

6) Diebürgerliche Wirtschaftswissenschaft stellt in ihren modellhaf- 
ten Ableitungen des Marktgeschehens die Sache auf den Kopf und 
postuliert eine prinzipielle Unersättlichkeit der menschlichen Trie- 
be, denen die kapitalistische Produktion durch sinnreiche Beschrän- 
kung das optimale, maximale und denkbar ausgewogene Maß an 
Befriedigung verschaffen würde. Den Menschen wird ein naturge- 
gebener maßloser Materialismus zugeschrieben, zu dem sie bei 
aller historisch erworbenen Interessenvielfalt gar nicht fähig sind, 
um die Ökonomie des Eigentums, die den Ausschluss von allen be- 
nötigten Gütern zum Ausgangspunkt des Erwerbslebens macht und 
den so erzeugten Mangel mit der Arbeit, die sie organisiert, nie 
beseitigt, als einen einzigen Kampf gegen „die Knappheit“ zu recht- 
fertigen. 


22 


auf, dass jeder Nutzen vom erworbenen Eigentum abhängt. Damit sie 
positiv aufgeht, das erworbene Eigentum wirklichen Nutzen garan- 
tiert, muss die Quantität des verfügbaren Privatvermögens schon 
eine ganz bestimmte Qualität erreichen. 


2. Die zwei Seiten marktwirtschaftlicher Erwerbsarbeit: 
Mit eigener Arbeit fremdes Eigentum schaffen - 
mit fremder Arbeit eigenes Eigentum vermehren 


Wo gearbeitet wird, um Geld zu verdienen; wo die produktiven Tätig- 
keiten, die den Reichtum der Gesellschaft schaffen, mit ihren Pro- 
dukten gar nichts weiter zu tun haben, weil es überall nur um das 
eine Produkt, nämlich den Gelderwerb geht; wo diese Zwecksetzung 
so zur Selbstverständlichkeit verfestigt ist, dass umgekehrt jede Tä- 
tigkeit, die Geld bringt, „Arbeit“ heißt - bekanntlich gehen Minister, 
Künstler und Börsenmakler ebenso „zur Arbeit“ wie diejenigen, die 
den Beruf des „Arbeiters“ ergriffen haben - und niemand da prin- 
zipielle Unterschiede kennen will; da kommt es auf einen einzigen 
Unterschied an und auf den umso mehr: ob einer bereits Geld hat oder 
nicht. 

Wer ineiner Welt, in der alle Gebrauchsgüter jemandes Eigentum 
sind, kein entsprechendes Eigentum hat, der kann noch nicht einmal 
von sich aus ans Werk gehen und sich welches verschaffen; denn 
dazu fehlen ihm - auch die sind ja Eigentum - die nötigen Mittel. Um 
an der Gleichung von Nutzen und Eigentum nicht zugrunde zu gehen, 
braucht er einen Eigentümer, der über Produktionsmittel verfügt 
und ihn dafür bezahlt, dass er sich daran nützlich macht - nützlich 
für den Eigentümer, versteht sich; denn weshalb sollte der sonst Geld 
zahlen? Auch für den geht es ja darum, Geld zu erwerben, nicht zu 
verschenken. Dieses Interesse hat der auf Erwerbsarbeit angewie- 
sene Mensch, dem es an Eigentum fehlt, mitzubedienen, damit er 
sich Geld verdienen kann. Mit seiner Arbeit muss er seinem Geld- und 
Arbeit-,Geber‘ zusätzlich zu dem, was der schon hat, Eigentum schaf- 
fen, um selber aus dessen Vermögen etwas gezahlt zu bekommen. 
Die rein private Zwecksetzung des Arbeiters, sich Geld zu verschaf- 
fen, ändert sich dadurch gar nicht; es zeigt sich nur, was es heißt, 
ein eigenes Geld zu verdienen, ohne schon genug zu haben. Dann 
wird die Arbeit nämlich zur doppelten Geldquelle: Für den, der sie 
leistet, wird sie zur Quelle von Lohn unter der Bedingung, dass er 
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die andere, besser ausgestattete Seite, die Geld hat und arbeiten lässt, 
reicher macht. Die beiden Leistungen der Arbeit sind also nicht ganz 
äquivalent: Für Leute, die ohne Eigentum in der Marktwirtschaft 
mittun wollen, ist Arbeiten zwar das einzige Erwerbsmittel, über das 
sie verfügen; es ist aber genau genommen gar nicht ihr Mittel, son- 
dern wird dazu nur, soweit und solange ein Betriebseigentümer es 
für sich, als sein Erwerbsmittel zu nutzen versteht. Sie produzieren 
Eigentum, und zwar - entgegen dem Wortsinn - fremdes. 

Umgekehrt umgekehrt. Wer über genügend Eigentum verfügt, 
der kann daraus sein Erwerbsmittel machen, indem er es in ein Un- 
ternehmen steckt und Leuten, die ein Einkommen brauchen, eines 
gewährt - dafür, dass sie dort arbeiten und Verkäufliches herstellen: 
Waren, die mit dem Recht des Eigentümers ihm gehören und, ver- 
kauft, sein Geldvermögen vergrößern. Durch diesen Gebrauch ihres 
Eigentums verdienen die Eigentümer Geld, ohne es selber schaffen 
zu müssen: Sie lassen Eigentum produzieren, und zwar ihr eigenes. So 
geht für unternehmungsfreudige Eigentümer die Gleichung von Eigen- 
tum und Nutzen auf: Das Eigentum bewährt sich, richtig eingesetzt, 
als hinreichendes Mittel, sich durch fremde Arbeit zu vergrößern, 
also als Produktionsverhältnis: Es fungiert als Kapital. 

Die Leute, die die Arbeit leisten, haben gleichfalls, was sie wollten 
und brauchen, nämlich ein eigenes Geld in der Hand. Nur handelt es 
sich bei dieser Sorte Eigentum mangels Größe um eine wenig halt- 
bare Angelegenheit. Kaum verdient, muss es schon wieder ausgege- 
ben werden, um die notwendigen Lebensmittel zu beschaffen - fließt 
also im Wesentlichen an kapitalistische Unternehmer zurück, die 
damit den Wert ihrer Ware in Geld realisieren. So reproduziert die 
Beteiligung der Lohnempfänger am Produktionsprozess stets aufs 
Neue den Ausgangspunkt: die Eigentumslosigkeit, die sie zwingt, sich 
wieder für die Vermehrung des fremden Eigentums feilbieten zu 
müssen. Für sie bleibt das Eigentum also bloß negative Bedingung 
ihres Nutzens, der sie sich beugen müssen, um leben zu können; und 
indem sie sich dieser Bedingung fügen, reproduzieren und vergrö- 
Bern sie den Reichtum, der fremde Verfügungsgewalt über ihre Arbeit 
darstellt. 

Es ist - nicht unwichtig zu bemerken - ein und dieselbe markt- 
wirtschaftliche Gleichsetzung von Geld und Bedürfnisbefriedigung, 
Nutzen und Eigentum, die für zwei verschiedene Seiten in so entge- 
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gengesetztem Sinn aufgeht. Wenn für Geld - oder gar nicht! - gear- 
beitet wird, dann geht es eben nicht um die Versorgung aller mit 
wirklichem, sondern um den abstrakten Reichtum. Dann disponie- 
ren nicht die Arbeiter über die Produkte ihrer Arbeit, sondern die 
im Geld existierende private Macht des Eigentums kommandiert Ar- 
beit und Arbeiter. Dann verfügen nicht die Leute ohne Geldvermögen 
über einen bequemen Verteilungsmechanismus, wenn sie als Ertrag 
ihrer Arbeit einen Lohn nach Hause tragen bzw. ein Entgelt überwie- 
sen kriegen, sondern es wird schon gar nichts anderes produziert 
als Eigentum: ein Reichtum unter der verbindlichen Vorgabe, dass 
er denen, die ihn schaffen, erst gar nicht gehört. Worin sonst könn- 
ten denn auch die ökonomischen Leistungen von Geld und Eigentum 
bestehen? Dass die Produktionsmittel ausschließender privater Ver- 
fügung unterliegen, trägt zu deren Produktivkraft nichts weiter bei. 
Ihr Eigentumscharakter hat nur einen einzigen, allerdings entschei- 
denden Effekt: Er scheidet zwischen dem materiellen produktiven 
Gebrauch dieser Mittel, der Arbeit nämlich, und denen, die diese 
Arbeit leisten, auf der einen Seite und der Verfügungsmacht über 
den Produktionsprozess mitsamt seinen Erzeugnissen auf der ande- 
ren Seite; er verhindert also, dass die Produktionsmittel wie Pro- 
dukte denen, die die einen benutzen und die anderen benötigen, 
auch verfügbar sind. Andersherum, vom Standpunkt des Eigentums 
und des marktwirtschaftlichen Systems aus betrachtet, liegt die 
ganze Produktivkraft technisch notwendiger Produktionsmittel in 
gar nichts anderem als in der Tatsache, dass sie Privateigentum einer 
Firma sind: Ihre materielle Nützlichkeit, dass sie notwendig sind für 
ein effektives Produzieren, hat einen marktwirtschaftlichen Sinn 
und Zweck nur darin und dadurch, dass die damit verrichtete Arbeit 
von vornherein und insgesamt nicht für diejenigen Eigentum schafft, 
die die Arbeit tun, sondern für die Seite, der die nötigen Mittel gehö- 
ren und der deswegen die Rechtsstellung des eigentlichen Subjekts 
der Produktion zukommt. Das unternehmerisch eingesetzte Eigen- 
tum trennt die Arbeit von ihren Mitteln und bewirkt dadurch - nach 
Recht und Gesetz - die Zueignung des Produkts, also des damit be- 
zweckten und erzielten Gelderlöses an das Unternehmen, das sich 
dafür die Dienste seiner Belegschaft kauft. 

Immerhin, das Geld, das auf die Art die lohnabhängigen Arbeits- 
kräfte in die Finger kriegen, verschafft auch denen Zugriff auf ein 
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zwar eng bemessenes, aber frei gewähltes Stück der großen Waren- 
welt. Ein schätzenswerter Vorteil ist das allerdings nur auf Grund- 
lage der Selbstverständlichkeit, dass für sie von all den produzierten 
Gütern erst einmal gar nichts zu gebrauchen ist, eben weil sie als 
fremdes Eigentum in die Welt gekommen sind. Dass sich mit Arbeit 
Geld verdienen lässt - das zudem immer gleich wieder weg ist -: 
Wozu könnte ein solches Geschäft überhaupt gut sein, wenn nicht 
dazu, dass die Arbeiter grundsätzlich nicht kriegen, was sie herstel- 
len; stattdessen die andern, die das Geld für Arbeitskräfte zahlen? 
Absurde Vorkehrungen wären das alles und groteske Umständlich- 
keiten, ginge es darum, Gebrauchswerte zu produzieren und ge- 
schickt an die Leute zu verteilen. Dann wird das aber auch nicht der 
tiefere Hintersinn von Geld, Eigentum und Erwerbsarbeit sein. Deren 
Sinn wird schon in dem liegen, was sie wirklich leisten: Nutzen und 
Eigentum gleichzusetzen, sodass notwendigerweise die zwei gegen- 
sätzlichen komplementären sozialen Charaktere herauskommen.”) 


7)  Gewiss, es gibt auch noch andere Auflösungen. Die Marktwirtschaft 
kennt allerlei Selbständige, vom Bauern- bis zum Ärztestand, die 
sich mit dem für ihren Beruf nötigen Eigentum und eigener Er- 
werbsarbeit durchschlagen; in unterschiedlichen Zusammenset- 
zungen repräsentieren sie den Gegensatz zwischen Arbeit und 
Eigentum in der eigenen Person, relativieren ihn also nicht über- 
mäßig. Außerdem gibt es den Staat, der mit per Steuern enteigne- 
ten Geldern die Rolle des Arbeitgebers spielt, ohne durch seine 
Arbeitnehmer Eigentum schaffen zu lassen; in all seiner Hoheit 
über die Klassen seiner Gesellschaft respektiert also auch er die 
Alleinherrschaft des Geldes über die Arbeit, die er einrichtet, in- 
dem er seine professionellen Dienstkräfte bezahlt; und dabei kal- 
kuliert er das Entgelt um so genauer nach den Kriterien der pri- 
vatwirtschaftlichen Lohnzahlung, je niederer die entgoltene Tätig- 
keit. Man sollte überhaupt aus den diversen funktionellen Unter- 
abteilungen der marktwirtschaftlichen Erwerbsgesellschaft kein 
Rätsel machen - wo doch schon die maßgeblichen staatlichen In- 
stanzen gar kein Problem damit haben, beim Eintreiben von Steu- 
ern wie bei der Einrichtung von Sozialkassen mit auf ihre Art ein- 
deutigen ökonomischen Klasseneinteilungen auf ihre Bürger los- 
zugehen. Im Übrigen - dies als methodischer Tipp - sind die Prin- 
zipien der politischen Ökonomie des Kapitalismus sowieso keine 
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Weltfremd sind daher alle Vorstellungen von der Art, die Subsum- 
tion der Arbeit unter das Eigentum könne man dahingestellt sein 
lassen, weil daran ohnehin nichts zu ändern oder jede Änderung 
sogar kontraproduktiv sei, die so arg gegensätzlichen Folgen der 
Herrschaft des Geldes aber ließen sich getrennt davon therapieren; 
am besten durch den Staat, der doch dem Wohl aller verpflichtet sei 
und mit seiner Gewalt übermäßige gesellschaftliche Gegensätze aus- 
zubügeln habe. Weltfremd ist das nicht in dem Sinn, dass der bür- 
gerlichen Welt solche Auffassungen fremd wären - das Gegenteil ist 
der Fall: Genau so möchte die Marktwirtschaft verstanden sein, als 
Volkswirtschaft mit einer raffinierten und außerdem freiheitlichen 
Verteilungsstrategie, von der deren schäbige Wirkungen leicht weg- 
zudenken wären; und als Instanz, die diese Wirkungen tatsächlich 
ungeschehen macht, empfiehlt sich der soziale Staat. Es ist bloß nicht 
wahr; und wenn das Vertrauen auf die Zweieinigkeit von Marktwirt- 
schaft & Demokratie darauf insistiert, „es sollte doch“ so sein, dann 
ist es eingestandenermaßen nicht so. 

In der wirklichen Welt setzt die bürgerliche Staatsgewalt noch 
allemal, bevor sie sich irgendwelchen Folgeproblemen widmet, die 
systematische Unterwerfung der Arbeit unter den Gelderwerb und 
die Macht des Eigentums in Kraft, indem sie das Eigentum gesetzlich 
schützt und mit dem Recht ausstattet, für sich arbeiten zu lassen. 
Und das Kapital tut, was es kann: Es bemächtigt sich der Arbeit, 
nämlich ihrer Produktivkraft, als seiner Quelle (II.), benutzt sie zur 
Steigerung seines Überschusses im Verhältnis zu den Geldmitteln, 
die es eben dafür aufwendet, also für seine Profitrate (III), macht 
sie haftbar für die Bedienung und Aufrechterhaltung eines Kredit- 
systems, das von seinen Voraussetzungen in der Profitproduktion, 
die es einerseits fördert, andererseits überhaupt nichts wissen will 
(IV.), verwendet sie als Waffe in der internationalen Konkurrenz (V.), 
was die Staatsmacht als interessiertes Subjekt mit eigenen Erfolgs- 
ansprüchen an die Arbeit auf den Plan ruft (VI.), und macht sie, auch 
dies mit staatlicher Unterstützung, immer wieder zum Lückenbüßer 
seiner immer wieder selbst erzeugten Krisenlage (IV. und V1.). 


Schubladen, deren Wahrheitsgehalt durch ihre Brauchbarkeit fürs 
Einsortieren der Menschheit zu beweisen wäre und durch Zwei- 


felsfälle fraglich würde. 


27 


II. Das Rentabilitätsgebot - oder: 
Die Subsumtion der Produktivkraft der Arbeit 
unter ihre Wirkung für den Geschäftserfolg 


Die Produktivkraft der Arbeit gehört dem Eigentümer der Pro- 
duktionsmittel, der sie bezahlt und verrichten lässt. Durch dessen 
Ansprüche ist die Produktivkraft der Arbeit daher auch definiert. 
Sie geht nicht in dem banalen Umstand auf, dass Leute arbeits- 
teilig mit geeignetem Gerät leicht weit mehr nützliche Dinge her- 
stellen, als sie für sich und für die Erleichterung ihrer Arbeit ver- 
brauchen. Ihrer marktwirtschaftlichen Bestimmung nach besteht 
sie darin, dass unter dem Kommando des Kapitals, mit dessen 
Mitteln, also auch nach dessen Vorgaben und Kalkulationen mehr 
in Geld gemessenes Unternehmenseigentum geschaffen wird, als 
an Lohn für die Arbeit weggezahlt werden muss. 

Demgemäß zählt als Arbeitsaufwand nicht die aufgewendete 
Arbeit, also Zeit und Mühe eines Menschen, sondern der fürs Ar- 
beiten-Lassen nötige Lohnaufwand. Der Arbeitsertrag bemisst 
sich nicht an den befriedigten Bedürfnissen, sondern am Erlös 
aus dem Verkauf der produzierten Ware. Als Arbeitsleistung gilt 
nicht das Verhältnis zwischen verausgabter Arbeitskraft und Pro- 
dukt, sondern der geschaffene Warenwert im Verhältnis zur da- 
für verausgabten Lohnsumme. Die Arbeitsproduktivität ist somit 
keine technische Größe, sondern durch den Geschäftserfolg defi- 
niert. 

So eignet sich das Kapital die Produktivkraft der Arbeit als 
Quelle seiner Vermehrung an: Es setzt sich als Quelle des Gelder- 
trags ein, den es seine Dienstkräfte erarbeiten lässt, und misst 
den Geschäftserfolg am Verhältnis von Kapitalaufwand und damit 
erzeugtem Geldüberschuss, also der Kapitalproduktivität. 


1. Arbeit unter dem Regime fremden Eigentums 


Wenn Arbeiter mit ihrem Lohn regelmäßig schnell am Ende sind, so 
liegt das keineswegs daran, dass ihre Arbeit mehr nicht hergegeben 
hätte, als sie unbedingt brauchen und gewohnheitsmäßig verbrau- 
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chen. Die „vollen Läden“, für die die Marktwirtschaft berühmt ist, 
bezeugen anschaulich das Gegenteil; insbesondere diejenigen, deren 
Angebote kaum je in den Umkreis dessen geraten, was die lohnab- 
hängige Menschheit sich leistet; und das alles ist bloß ein Bruchteil 
des Überflusses an nützlichen Gütern, die die arbeitenden Mitglieder 
der Gesellschaft zustande bringen. Das ist auch kein Wunder. Denn 
wenn Menschen Verstand und Körperkraft arbeitsteilig zweckmäßig 
einsetzen, dann fabrizieren sie nicht bloß ihre Lebens- und Produk- 
tionsmittel, sondern auch noch einigen technischen Fortschritt; und 
wenn sie auf dem mittlerweile erreichten Niveau der Technik ans 
Werk gehen, dann wird die Herstellung auch von komplizierten Be- 
darfsartikeln zur Sache von Arbeitsminuten. So gesehen wäre es für 
Arbeiter heute kein Problem, sich und alle, die fürs Arbeiten gerade 
ausfallen, mit Gebrauchsgütern jedweder Art ohne große Mühe flott 
zu bereichern - wenn es denn darum ginge. 

Wenn die Sache so zielsicher und so gründlich anders ausgeht, so 
liegt das an den eigentümlichen gesellschaftlichen Ansprüchen und 
geltenden Rechten, denen die für Lohn verrichtete Arbeit gehorcht. 
In der Marktwirtschaft gilt eben zum einen, dass menschliche Ar- 
beit, die in einem Produkt steckt, Eigentum daran begründet, näm- 
lich einen dem Produzenten zustehenden Geldwert „schöpft“ - und 
zum anderen, dass der Warenwert, den Lohnarbeit hervorbringt, 
von vornherein gar nicht denen gehört, die die Arbeit verrichten, 
sondern dem Unternehmer, der den Lohn zahlt.8) Denn mit dem 


8) Dabei verhält es sich nicht bloß historisch so, dass das eine, die Pro- 
duktion nützlicher Güter für „den Markt“, also um ihres Geldwer- 
tes willen, nur deswegen flächendeckend herrscht, weil das andere, 
die Indienstnahme der produktiven Arbeit durch kapitalistische 
Eigentümer, sich durchgesetzt hat. Dass die Lebensmittel und Be- 
darfsartikel der Gesellschaft hergestellt werden, um verkauft zu 
werden und dem Verkäufer im Geld Zugriff auf die Erzeugnisse 
fremder Arbeit zu verschaffen, das hat seinen sachlichen Grund in 
einem widersprüchlichen Verhältnis: Einerseits ist alle Güterher- 
stellung schon auf weit mehr als den individuellen Bedarf des ein- 
zelnen Produzenten ausgerichtet, geschieht in zweckmäßiger Ar- 
beitsteilung und mit weit potenteren Arbeitsmitteln als einem ein- 
fachen Handwerkszeug, nämlich in weitgehend automatisierten 
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Lohn erwirbt der sich das Verfügungsrecht über den Arbeitseinsatz 
seiner Belegschaft und hat damit ohne weitere Umstände auch das 
Eigentum an dem von ihr hergestellten Produkten erworben. 

Die Macht dazu haben die Unternehmen, weil die Produktions- 
mittel, die für eine moderne Warenproduktion nötig sind, ihnen 
gehören; folglich ist auch die Organisation des Produktionsprozes- 
ses, in dem die einzelnen Lohnarbeiter ihre Teilfunktion zu erfüllen 
haben, ganz und gar ihre Sache. Von sich aus könnten die - ganz zu 
Recht so genannten - ‚Lohnabhängigen‘ gar nicht tätig werden; 
außer ihrer Potenz und Bereitschaft zur Arbeit haben sie nichts an- 
zubieten. Was sie ihrem „Arbeitgeber“ damit zu bieten haben, ist 
einerseits genau das, worauf es in dieser Produktionsweise ankommt, 
nämlich die Fähigkeit zur „Schöpfung“ neuen geldwerten Privatei- 
gentums; doch diese Fähigkeit ist nichts wert, solange sie nicht prak- 
tisch betätigt wird - und sobald sie betätigt wird, gehört sie schon 
gar nicht mehr ihnen, sondern dem Unternehmen. Praktisch bleibt 
es natürlich dabei, dass die Arbeiter ihre Arbeitskraft und Lebenszeit 
in den Produktionsprozess einbringen - Dinge, die von ihnen nicht 


Produktionsprozessen, in denen die einzelnen Arbeitskräfte ihren 
sehr speziellen Dienst versehen. Andererseits findet eben dies, die 
Kooperation von Arbeitskollektiven und der Gebrauch von Produk- 
tionsmitteln, in denen allerhand technischer Erfindungsgeist, Pla- 
nung, kollektive Konstruktionsarbeit, also lauter gesellschaftliche 
Errungenschaften drinstecken, nur unter der Regie eines macht- 
vollen Privatsubjekts, des kapitalistischen Unternehmens, statt, 
fungiert als dessen Mittel zur Produktion nicht einfach von Gütern 
für den gesellschaftlichen Bedarf, sondern von Waren zur Beliefe- 
rung des Marktes, auf dem nichts als die Privatmacht des Geldes 
zählt. Die gesellschaftlich hervorgebrachte Produktivkraft der Ar- 
beit, die die Reichweite jedes individuellen Arbeitsvermögens weit 
überschreitet, gelangt gleichwohl allein als Privatbesitz eines Un- 
ternehmens zur Anwendung, als Instrument eines Privateigen- 
tums, dessen Besitzer fremde Arbeit einsetzt, als wäre sie die eige- 
ne. Das ist der bleibende Grund dafür, dass an der Arbeit, die in der 
Marktwirtschaft verrichtet wird, gleich gar nichts anderes zählt, 
als dass sie verkäufliche Ware, geldwertes Eigentum schafft. Kurz 
gesagt: „Marktwirtschaft“ gibt es nur als Ausbeutungsverhältnis. 
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abtrennbar sind wie ein Stück Eigentum, über das der Besitzer frei 
disponieren kann; was im kapitalistischen Betrieb geschieht, ist alle- 
mal ihre Tätigkeit, auch wenn diese noch so sehr unter dem Kom- 
mando des Unternehmers steht. Doch selbst darauf wird in der 
Marktwirtschaft die Rechtskategorie des Eigentums angewandt. Und 
die begründet indem Fall die förmliche Trennbarkeit der Verrichtung 
von Arbeit vom Subjekt, das sie verrichtet. Die Geld schaffende Tätig- 
keit selber wird veräußerbar und geht rechtlich ins Eigentum des 
Unternehmers über, der sie in seinen Produktionsprozess einbaut 
und dafür Lohn zahlt. Damit ist über das Eigentum entschieden, 
dessen Entstehung die Arbeit bewirkt. 

Dass die Arbeit, sobald sie stattfindet, nicht mehr denen zuzu- 
rechnen ist, die Verstand, Kraft und Zeit aufwenden, um nützliche 
Dinge herzubringen, wirkt sich im kapitalistisch organisierten Pro- 
duktionsprozess selber ganz handfest aus. Die Grundlage des Lohn- 
arbeitsverhältnisses, das Privateigentum des Unternehmers an den 
Produktionsmitteln, hat hier zur Folge, dass der sinnreiche arbeits- 
teilige Zusammenhang der verschiedenen Teilarbeiten und der zweck- 
mäßige Gebrauch von Maschinen und Apparaten - also genau die gar 
nicht private Natur der Arbeit, die diese überhaupt erst produktiv 
macht - nicht in der Hand der entsprechend tätigen Belegschaft 
liegt, sondern allein Sache des Unternehmers ist, der kraft der Pri- 
vatmacht seines Eigentums den einzelnen ihren Platz im Ganzen des 
kollektiven Arbeitsprozesses und ihren Dienst an den technischen 
Mitteln der Produktion zuweist. Er trennt praktisch die Verrichtung 
der Arbeit von der materiellen Produktivkraft der Arbeit ab; die 
Maschinerie, die die technische Kunstfertigkeit der menschlichen 
Arbeit ersetzt und in ihrer Wirkung vervielfacht, sowie die Koope- 
ration der Leute, die den entsprechenden Produktionsprozess ins 
Laufen bringt und am Laufen hält, fungieren in seiner Hand als Mit- 
tel, die Tätigkeit der Belegschaft ganz auf das Moment zu reduzieren, 
worin sie eigentumswirksam ist, nicht Gebrauchswert, sondern Geld- 
wert schafft: auf menschliche Arbeit überhaupt, und zwar auf ein Maxi- 
mum an Verausgabung von Arbeitskraft, auf Leistung im primitiven 
Sinn von „Verrichtung pro Zeit“.?) 


9) Worauf es bei dieser wahrhaft eigentümlichen Verdoppelung der 
Arbeit in die produktive Tätigkeit der bezahlten Leute und den dem 
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Im materiellen Sinn produktiv ist die Arbeit also, weil Menschen 
an geeigneten Gerätschaften zweckmäßig kooperieren. Das ist auch 
im Kapitalismus nicht anders. Nur existiert die gesellschaftliche Pro- 
duktivkraft der Arbeit da als Privateigentum des Unternehmens, nicht 
nur getrennt von den arbeitenden Subjekten, sondern als Mittel der 
Herrschaft über ihre Arbeitstätigkeit im Sinne der Aufwands- und 
Ertragsrechnung des kapitalistischen Eigentums. 


2. Die sehr bedingte Wertschätzung 
und die äußerst anspruchsvolle Inbetriebnahme der Arbeit 
durch den Arbeitgeber 


Wenn kapitalistische Unternehmen ihr Eigentum vermehren, dann 
nutzen sie die Produktivkraft der Arbeit aus. Allerdings eben so, dass 
sie nur das als produktive Leistung registrieren, was für ihr Eigen- 
tum wirksam wird. Und diese Leistung rechnen sie sich zu: dem ein- 
gesetzten Kapital - nicht so sehr ideologisch, da lässt sogar mancher 
Management-geschulte Unternehmensführer gerne die Schaffens- 
kraft seiner „Mitarbeiter“ hochleben, vielmehr ganz praktisch: Was 
die Produktivkraft der Arbeit hergibt, das realisiert sich in der Bilanz des 
Kapitals. 

In dieser Bilanz findet sich unter der Rubrik ‚Aufwand‘ nichts von 
der Leistung wieder, die die eingestellten Leute bringen müssen. Auf- 
wand im maßgeblichen marktwirtschaftlichen Sinn ist ausschließ- 
lich derjenige des Unternehmens: der Aufwand an Geld, den es sich 


Unternehmen gehörenden Prozess der Wertentstehung ankommt, 
ist den Betroffenen praktisch übrigens überhaupt kein Geheimnis: 
Jeder Arbeiter kennt seine Arbeit als Job, mit dem ihn letztlich 
nichts weiter verbindet als die Entscheidung des Betriebs, ihm eben 
diesen Arbeitsplatz zuzuweisen, den so auszustatten, wie es dem 
Unternehmen in seine Aufwands-Ertrags-Rechnung passt, und da- 
für einen Lohn zu zahlen. Der zukunftsweisende Management- 
Einfall, Arbeiter an der „Gestaltung“ „ihres“ Arbeitsplatzes zu 
„beteiligen“, kehrt dieses Verhältnis nicht um, sondern reagiert 
berechnend auf dessen nicht misszuverstehende Einseitigkeit mit 
dem Angebot ans lebende und denkende Anhängsel des Produkti- 
onsprozesses, sich für die Bedingungen des eigenen Funktionierens 
zu engagieren. 
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leisten muss, damit produziert wird. Dabei handelt es sich um zwei 
große Ausgabeposten. 

Der eine betrifft „die Arbeitsplätze“: die Ausstattung des Betriebs 
mit Maschinerie, außerdem die Beschaffung von Rohstoffen, Energie 
und was sonst noch alles gebraucht wird, damit das Produkt herzu- 
stellen und zu verkaufen ist. Was da angeschafft wird, geht seiner 
materiellen Beschaffenheit nach im Produktionsprozess drauf, wird 
aufgezehrt, verschlissen, umgewandelt, so oder so produktiv kon- 
sumiert. Ausgerechnet die „Eigenschaft“ jedoch, mit der die Produk- 
tionsmittel in der Unternehmensrechnung zu Buche schlagen, ihr 
im Anschaffungspreis bezifferter Wert, geht überhaupt nicht zu- 
grunde und erfährt auch keine Veränderung: Aufs einzelne Produkt 
hoch- oder heruntergerechnet, scheint dieser Posten im durchkal- 
kulierten Preis der hergestellten Ware wieder auf. Den Preis muss 
der Unternehmer zwar erst erlösen, damit er das ausgelegte Geld 
wieder in Händen hat; von seinem Eigentum gibt er für den Produk- 
tionsprozess und in dessen Verlauf aber gar nichts aus der Hand. Die 
Tatsache, dass das alles ihm gehört, bleibt unverändert erhalten. 

Mit seinen anderen Betriebsunkosten, den Löhnen, stiftet er auf 
eigene Rechnung Eigentum in fremden Händen; und wenn er in der 
entsprechenden Stimmung ist, hält er das allen Ernstes für eine be- 
deutende Großzügigkeit seinerseits, die ihm viel zu wenig gedankt 
wird. Immerhin bekommt er damit die Arbeitskraft seiner Beleg- 
schaft in die Hand, so dass er über deren produktiven Einsatz frei 
entscheiden kann. Die Lohnzahlung selbst fungiert dabei als Kom- 
mandomittel - eine ökonomische Tatsache, die freilich hinter der 
Form eines juristisch einwandfreien Vertragsverhältnisses, eines 
Tausches von Geld gegen Leistung, komplett verschwindet. Gezahlt 
wird das Entgelt für verfügbare Arbeitskräfte nämlich sinnigerweise 
als Preis der Arbeit, für geleistete Arbeitsstunden oder, noch enger am 
Zweck der Zahlung orientiert, nach Maßgabe erfüllter, verfehlter 
oder übererfüllter Zeitvorgaben für bestimmte Verrichtungen oder 
die Erledigung ganzer Produktionsschritte. Diese Art der Lohnzah- 
lung begründet den rechtlich wie praktisch gültigen - und ideolo- 
gisch mit viel Genuss breitgetretenen - Schein, die Arbeiter bekämen 
gerecht und ganz genau den Anteil ausbezahlt, den ihre Arbeit zum 
Produkt bzw. zu dessen Wert - für die kapitalistische Kalkulation 
ohnehin beides dasselbe - beisteuert; ihr Wert würde also vergütet. 
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Wäre das die Wahrheit, so stünde es schlecht um die kapitalistischen 
Bilanzen: Was bliebe für den Eigentümer noch übrig, wenn die Arbeit 
mit dem Eigentum bezahlt würde, das sie schafft?! Und wenn es nicht 
das ganze neu geschaffene Eigentum sein soll: Wie ließe sich die Leis- 
tung der Arbeit als „Anteil“ von der Tatsache, dass die Produktions- 
mittel dem Unternehmer gehören, als anderem „Anteil“ abgrenzen?! 
Auf eine schlüssige Rechnung dieser Art hat kein Kapitalist je gewar- 
tet; er hätte seinen Betrieb sonst nie in Gang gebracht. 

Tatsächlich funktionieren die Sache und die Rechnung ja auch 
ganz anders. Was als Preis der Arbeit deklariert und bezahlt wird, 
ist - wie übrigens auch jeder weiß und was jede Tarifauseinander- 
setzung praktisch bezeugt - durch nichts anderes als den Streit zwi- 
schen den beiden Parteien bestimmt, die an diesem Preis entgegen- 
gesetzte Geldinteressen haben: Für die einen muss der Lohn als Ein- 
kommensquelle taugen, für die anderen hat er die Rentabilität der 
Arbeit zu verbürgen. Was in diesem Streit als „angemessener“ Preis 
der Arbeit herauskommt, lässt sich mit keinem Rechenstift ermit- 
teln. Es ist schlicht eine Machtfrage. Auch die von Gewerkschaftern 
gern aufgetischten Rechnungen, wonach die Arbeit mal wieder pro- 
duktiver geworden und deswegen „entsprechend“ höher zu vergüten 
wäre, sind nur so viel wert wie der tatsächliche Druck auf die Arbeit- 
geber, den die Arbeitnehmer zustande bringen - und der nie sehr 
gewaltig ausfällt, wenn solche Rechnungen ihn legitimieren sollen. 
Denn damit erkennen die Gewerkschaften ausdrücklich das Gewinn- 
interesse der anderen Seite an und machen die Verträglichkeit des 
Lohninteresses mit dem Gewinn zum Argument, nehmen also ihrer- 
seits den Gegensatz zugleich zurück, den sie im Streit um Lohn eröff- 
nen müssen. 

Als Preis der geleisteten Arbeit gelten die ausgehandelten Löhne, 
weil auch hier die rechtliche Form, der Vertragsabschluss zwischen 
förmlich gleichgestellten Rechtsparteien über Leistung und Gegen- 
leistung, die Sachlage definiert - und weil die Unternehmer ganz 
einfach so rechnen, nämlich ihre Lohnzahlungen aufs Produkt um- 
rechnen und in dessen kalkuliertem Preis wieder erscheinen lassen, 
so wie sie das auch mit den Kosten ihrer Produktionsmittel, also mit 
dem Wert ihres betrieblich eingesetzten Eigentums tun. Sie kalku- 
lieren ihre Lohnkosten als Teil des Preises, den der Markt ihnen ver- 
güten muss; und mit der Selbstverständlichkeit dieser Kalkulation 


34 


bringen sie ihren Geldaufwand für den „Faktor Arbeit“ als eine Quelle 
ihres Vermögenszuwachses in Anschlag, neben der zweiten Quelle, 
ihrem Geldaufwand für den „Faktor Kapital“, den sie genauso als 
Kostenaufwand verbuchen, ungeachtet dessen, dass sie da von ihrem 
Eigentum gar nichts hergeben, sondern ein Stück ihres Vermögens 
in ihre Produktionsmittel verwandeln. 

Diese rechtlich einwandfreie, ja gebotene Rechnungsweise hat 
einen ideologischen und einige sehr wesentliche praktische Effekte 
zur Folge. In der marktwirtschaftlichen Weltsicht gilt ganz einfach 
als ausgemacht, dass es einen gerechten Lohn gibt, nämlich denjeni- 
gen, der dem Belegschaftsmitglied seinen anteiligen Beitrag zum 
Verkaufspreis der Produkte des Unternehmens vergütet; dieser Bei- 
trag errechnet sich aus den Arbeitskosten pro Produkteinheit. Der 
jeweils ausgehandelte Lohn wird so auf denkbar kurzschlüssige Wei- 
se gerechtfertigt, nämlich mit der schlichten Umdrehung der Rech- 
nung, die der Unternehmer praktisch anstellt. Und wenn ein Unter- 
nehmen seine Arbeiter entlässt, weil es seine Waren nicht mehr 
gewinnbringend absetzen kann, dann gilt das als der schlagende 
Beweis dafür, dass der Aufwand für Arbeit höher war als deren wirk- 
licher Beitrag zum realisierbaren Wert des Produkts...!0) 


10) Die bürgerliche Wirtschaftswissenschaft hat zwar auch noch nie 
abgeleitet, welchen Preis die Arbeit wert wäre. Die Ideologie, mit 
dem Lohn würde genau das bezahlt, was die Arbeit - im Unter- 
schied zu dem andern „Produktionsfaktor“, dem Kapital - zum 
Produktwert beigetragen hätte, vertritt sie aber umso unbefange- 
ner und beruft sich dafür mit der diese Wissenschaft kennzeich- 
nenden entwaffnenden Dialektik aufs Ergebnis: Daran, was die 
Lohnarbeiter vom Gesamterlös des Unternehmens abbekommen und 
was die Unternehmer für sich behalten, sieht man doch, was die 
einen und die andern jeweils dazu beigetragen haben - Beweis: Sonst 
hätten sie es ja gar nicht gekriegt... 

Plausibel wird diese „Theorie“ der „Faktorkosten“ ausgerechnet 
durch die andere, die technische, gebrauchswertmäßige Seite des 
Verhältnisses, das sie zum Gegenstand hat: Ohne „Kapital“ im 
Sinne des gegenständlichen Betriebsvermögens, der Maschinen 
und der Arbeitsstoffe, an denen sie sich zu schaffen macht, wäre 
eine Belegschaft genauso unproduktiv wie dieses „Kapital“ ohne 
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Praktisch leistet der Kunstgriff, den Lohn nach der Menge der ab- 


gelieferten Arbeit - also grundsätzlich nach der Zeit, angereichert 
mit Gesichtspunkten der Leistungsdichte - zu bemessen und zu zah- 
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Arbeitskräfte, die es benutzen. Für die Herstellung nützlicher Din- 
ge sind Naturstoffe in roher oder schon aufbereiteter Form und 
Gerätschaften, in denen einiges an technologischer Nutzanwen- 
dung von Erfahrungswissen und Wissenschaft steckt, ebenso nötig 
wie menschliche Fertigkeiten und deren Einsatz. 

Nur würde die Analyse dieses Verhältnisses nie auch nur auf die 
Idee hinführen, gleichartige, nur quantitativ unterschiedliche Beiträge 
zweier Faktoren zum Gesamtprodukt auseinanderdividieren zu 
wollen, geschweige denn auf eine Bezifferung dieser Beiträge. Letz- 
teres stammt aus der marktwirtschaftlichen Rechenart, die alles, 
was für die Herstellung einer Ware nötig ist, nach seinem Preis, 
also als gleichartige quantitative Größe, in Rechnung stellt. Da 
werden sachlich inkommensurable Größen unter Eigentumskate- 
gorien subsumiert und als Geldgrößen gleichartig. Dies zugrunde 
gelegt, kann allerdings erst recht nicht von einer sachlich gebote- 
nen Aufteilung des Gelderlöses auf Arbeit und Kapital als gleich- 
artige Faktoren die Rede sein. Denn dass das Produkt als Vermö- 
genswert zählt, hat seinen Rechtsgrund darin, dass sich darin die 
produktive Tätigkeit eines Rechtssubjekts niederschlägt; insofern 
ist der ganze Warenwert Produkt menschlicher Arbeit. Sofern die- 
se Arbeit vom Unternehmen bezahlt ist, also eigentumsmäßig ihm 
gehört, ist konsequenterweise auch der ganze Warenwert Unter- 
nehmenseigentum; den Arbeitskräften gehört davon gar nichts; was 
ihnen zukommt undrechtlich zusteht, ist der ausgehandelte Lohn; 
mit dessen Zahlung eignet sich das Unternehmen die ganze eigen- 
tumswirksame Leistung der Arbeit an. 

Das Konzept der Faktorkosten gefällt sich in der Idee einer auto- 
matischen Gerechtigkeit bei der Verteilung des Reichtums, zu dem 
Geldeigentümer und Nicht-Eigentümer so auffällig verschiedene 
Beiträge leisten und von dem sie so auffällig unterschiedlichen 
Nutzen haben. Das weltanschauliche Bedürfnis verbürgt die Halt- 
barkeit dieser Anschauung. 

Im Interesse einer tiefer gehenden Sinnstiftung hat die wirt- 
schaftswissenschaftliche Forschung darüber hinaus eine Möglich- 
keit entdeckt, Kapitalgebern und Arbeitnehmern doch eine gleich- 


len, das glatte Gegenteil einer sauberen Aufteilung von Mühe und 
Ertrag zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber, nämlich genau das 
betriebsnützliche Kommando, das mit der Form der Lohnzahlung 
dementiert wird. Als Preis der Arbeit verabreicht, bewerkstelligt das 
Arbeitsentgelt die beständige Nötigung der angestellten Menschen, 
den Ansprüchen zu genügen, die völlig einseitig und ganz nach un- 
ternehmerischem Kalkül der Betrieb an sie stellt. Es zwingt den Leu- 
ten das Interesse auf, sich Stunde um Stunde und durch die verlangte 
Leistung diesen Preis zu verdienen. Es schaltet damit das Hindernis 
für den produktiven Gebrauch der Arbeit aus, das in der Tatsache 
liegt, dass es sich allemal noch um die Tätigkeit fremder Subjekte 
handelt, die das Unternehmen sich aneignet, und sorgt dafür, dass 
die Arbeitskräfte sich aus eigenem Antrieb, nämlich ihrem Lohnin- 
teresse heraus, den Leistungsanforderungen der Firma in Sachen 
Zeitdauer und Intensität der Arbeit unterwerfen. Auch Flexibilität, 
Überstunden, Nachtarbeit und Conti-Schicht oder auch die Hinnah- 
me besonders gesundheitsschädlicher Arbeitsumstände lassen sich 
auf diese Weise problemlos einfordern; praktischerweise umso leich- 
ter, je niedriger der gezahlte Lohn ist. Auf diese durch und durch 
humane, nämlich erpresserisch auf den Willen seiner Dienstkräfte 
gemünzte Art und Weise bemächtigt sich das kapitalistische Unter- 
nehmen, bis in die letzte Arbeitsstunde hinein und bis zum letzten 
betriebsnützlichen Einsatz, der Produktivkraft der Arbeit. 

Das zustande gebrachte Produkt geht unter der Rubrik ‚Ertrag‘ 
in die Aufwands- und Ertragsrechnung des Unternehmens ein: als 
pure Wertsumme. Diese Abstraktion ist nicht unpraktisch - was sie 
wäre, wenn es um den geleisteten Beitrag zur gesamtgesellschaftli- 


artige Leistung zuzuschreiben, die im Preis des Produkts enthalten 
und aus ihm zu vergüten wäre: Beide Seiten leisten für einen gewis- 
sen Zeitraum auf ein Stück ihres Eigentums Verzicht - die einen auf 
ihr Verfügungsrecht über ihre Zeit, die anderen auf ihre Freiheit, 
das eigene Vermögen anderweitig zu benutzen. Enthaltsamkeit ist 
also, in zweierlei Gestalt, die Quelle marktwirtschaftlichen Reich- 
tums; und was ein jeder von dem bekommt, das hat sein Maß und 
seinen gerechten Grund darin, wie hart einen jeden das produktive 
Verzichten ankommt - Beweis: Entspräche die Vergütung nicht 
dem Verzicht, hätte ja ein jeder das Seine behalten... 
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chen arbeitsteiligen Bedarfsdeckung ginge -, sondern fasst das ein- 
zige, was an der geleisteten Arbeit zählt, schlüssig und abschließend 
zusammen und erlaubt den Vergleich mit der Rubrik ‚Aufwand‘, auf 
den alles ankommt. An dem Vergleich entscheidet sich, ob das Unter- 
nehmen „Geld gemacht“ hat - was nicht bloß ein umgangssprachli- 
cher Ausdruck für geschäftlichen Erfolg ist, sondern die Sache genau 
bezeichnet: Das Produkt, um das es geht, ist der in Geld bezifferte 
Überschuss des Ertrags über den Aufwand, der Gewinn in einem Ver- 
hältnis zur eingesetzten Geldsumme, das den Kapitaleinsatz insgesamt 
rentabel macht. Die wirkliche Quelle des frisch geschaffenen Geldver- 
mögens, die Arbeit, ist in dieser Rechnung vollends zum Verschwin- 
den gebracht. An ihrer Stelle rangiert ihre Bezahlung, der Kosten- 
aufwand für Arbeit, neben und zusammen mit den Ausgaben für 
Arbeitsmittel als die maßgebliche Bezugsgröße und als vom Unter- 
nehmen sachgerecht einzusetzender Entstehungsgrund des Teils des 
Produktenwerts, der als Gewinn das Unternehmenseigentum tat- 
sächlich vergrößert - um den es also bei allem Produzieren geht.!) 

Die Produktivkraft der Arbeit hat damit einen genau definierten 
Inhalt; und der ist zugleich das Kriterium dafür, ob sie überhaupt pro- 
duktiv war oder ungeachtet der Güter, die sie verfertigt hat, unpro- 
duktiv geblieben ist. Es kommt nicht bloß darauf an, dass sie im 
Dienst ihres Käufers, also zugunsten ihres rechtlichen Subjekts über- 
haupt Eigentum schafft. Produktiv ist sie dann und nur dann, wenn 
sie rentabel ist. Ihr Preis muss in einem günstigen Verhältnis zu ihrer 
Wirkung stehen; und nicht nur das: Dieses Verhältnis, also dass sie 


11) Indieser Rechnungsweise ist ein Widerspruch enthalten, der in der 
Konkurrenz der Unternehmen sehr folgenreich wirksam wird: In 
der Welt der Marktwirtschaft, in der gearbeitet wird, um Geld zu 
verdienen, in der also Arbeit als Eigentumsquelle fungiert, kann 
gar nicht genug gearbeitet werden. In derselben marktwirtschaft- 
lichen Welt, in der Arbeit von Arbeitgebern als Eigentumsquelle 
angewandt und ihre entsprechende Wirkung ins Verhältnis zudem 
dafür notwendigen Kostenaufwand gesetzt wird, kann dieser Auf- 
wand gar nicht gering genug sein, ist also im Interesse des Über- 
schusses äußerste Sparsamkeit beim Einsatz bezahlter Arbeit gebo- 
ten. Wie dieser Widerspruch wirksam wird und was er bewirkt, ist 
Thema des folgenden Kapitels III. 


38 


mehr in Geld gemessenen und am Markt in Gelderlös realisierten 
Vermögenswert hervorbringt, als ihr Einsatz kostet, muss in einem 
für die Firma befriedigenden Verhältnis zur Größe des Kapitals ins- 
gesamt stehen, an dem die Arbeit sich zu schaffen macht. Sie bewährt 
sich entweder als Quelle nicht bloß von Gewinn überhaupt, sondern 
einer angemessenen Rendite aufs Gesamtkapital - oder sie ist über- 
haupt nichts wert. Dabei ist es gar nicht so, dass die Arbeit dieses 
kompromiss- und bedingungslos verlangte Ergebnis von sich aus je 
gewährleisten könnte. Sie vermag nicht mehr hinzustellen als ein 
Produkt, das, wäre es so geplant, per Saldo etwas Nützliches zur 
Versorgung des Gemeinwesens beisteuern könnte. Ob das Produkt 
auch einen Wert hat, der das Unternehmen bereichert, ist eine völlig 
andere Frage: Wie viel Geld sich damit verdienen lässt, entscheidet 
sich außerhalb der Arbeitswelt, am Markt, an dem das Unternehmen 
seine Waren anbietet. Und ob der Erlös den Kapitaleinsatz lohnend 
macht, das entscheidet sich an der Größe des Kapitalaufwands und 
den Renditeansprüchen der Arbeitgeber: Das Verhältnis zwischen 
Preis und Wirkung der Arbeit muss sich an dem Ertrag bewähren, 
den eine Kapitalanlage in entsprechender Größenordnung durch- 
schnittlich erbringt. Kriterium für die Anwendung von Arbeit ist die 
Produktivität des Kapitals. 

Dafür, dass die stimmt, stellen die Unternehmer mit der gekauf- 
ten Arbeit große Dinge an. Mit der Aneignung ihrer eigentümlichen 
Produktivkraft durchs unternehmerisch angewandte Eigentum fängt 
sie erst an: die Karriere der Arbeit von der Quelle allen marktwirt- 
schaftlichen Reichtums zum Mittel des kapitalistischen Wachstums. 
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II. Die Rolle des technischen Fortschritts 

in der Marktwirtschaft - oder: 

Die Produktivkraft der Arbeit als Waffe 

im Konkurrenzkampf der Unternehmen um Rendite 


Mit den Produkten der Arbeit, die sie verrichten lassen, müssen 
die kapitalistischen Unternehmer „am Markt“ bestehen, also den 
Konkurrenzkampf gegen ihresgleichen um die Zahlungsfähigkeit 
der Gesellschaft gewinnen. Darüber regelt sich die „Versorgung“ 
der „Konsumgesellschaft“; umgekehrt entscheidet sich am markt- 
wirtschaftlichen Erfolg, welche Produktion gesellschaftlich über- 
haupt notwendig war. 

Kriterium dieses Erfolgs - und somit Regulativ des Lebensun- 
terhalts, den die Marktwirtschaft ihren unterschiedlichen Akteu- 
ren gewährt - ist die Rendite aufs eingesetzte Kapital. Um die zu 
steigern, gehen die Unternehmer auf das Verhältnis zwischen 
Preis und Wirkung der Arbeit los. Sie drücken die Löhne; und sie 
steigern die technische Produktivkraft der angewandten Arbeit, 
damit sich deren Kosten auf mehr verkäufliches Produkt vertei- 
len, also die Lohnstückkosten sinken und damit die Herstellungs- 
kosten des Produkts insgesamt. Und das um mehr, als dieser tech- 
nische Fortschritt, auf dieselbe Produkteinheit bezogen, zusätz- 
lich kostet; andernfalls hätte sich die Einsparung von Lohnkosten 
ja nicht gelohnt. Derart gesenkte Produktionskosten befähigen 
das Unternehmen dazu, mit niedrigeren Preisen - respektive 
mehr oder besserer Ware fürs Geld - um Marktanteile zu kämp- 
fen, um mehr von der gesellschaftlich notwendigen, nämlich im 
Verkauf der Produkte als lohnend bestätigten Produktion auf sei- 
nen Betrieb zu ziehen. Den Vorteil eines gesteigerten Gewinnan- 
teils am Produkt aus der gesteigerten Produktivität der Arbeit 
gibt das Unternehmen dafür freilich - tendenziell - auf zuguns- 
ten einer größeren Masse an gewinnbringendem Verkauf. Er 
schwindet, wenn die Konkurrenten gleiche Fortschritte erzielen 
und der zur Markteroberung eingesetzte Kampfpreis zum neuen 
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allgemein geltenden Marktpreis geworden ist. Im Endeffekt wird 
mit weniger bezahlter Arbeit bei sinkendem Preisniveau an immer 
aufwändigeren Arbeitsplätzen ein Gewinn erwirtschaftet, der 
einen steigenden Kapitalaufwand rechtfertigen muss. Der Kampf 
um Verbilligung und Steigerung des Wirkungsgrads der Arbeit 
hört deswegen nie auf: Jeder erzielte Erfolg ist Ausgangspunkt für 
die nächste Runde in diesem Konkurrenzkampf. 

Die Unternehmenswelt macht das zum Problem der Lohnab- 
hängigen. Ein Teil von denen wird andauernd überflüssig gemacht 
und muss sich nach einem neuen Gelderwerb umsehen. Dem an- 
deren Teil wird durch den „arbeitssparenden“ technischen Fort- 
schritt kein Quantum Arbeitsaufwand erspart. Die Glücklichen, 
die weiter beschäftigt werden, macht ihr Arbeitgeber vielmehr 
praktisch dafür haftbar, dass seine Investitionen in „sichere Ar- 
beitsplätze“ sich auszahlen, bevor deren Anzahl im Zuge der nächs- 
ten „Rationalisierung“ wieder nach unten korrigiert wird. 


1. Die Gesellschaft lebt vom und für den kapitalistischen 
Konkurrenzkampf um ihre Zahlungsfähigkeit 


Für alles, was sie mit der Arbeit und ihren Arbeitnehmern anstellen, 
berufen sich die Arbeitgeber auf die Konkurrenz und deren Zwänge. 
Eine prinzipielle Heuchelei ist dabei im Spiel: Wie jeder, der sich in 
einen Wettkampf begibt, so teilen auch die Unternehmer das Anlie- 
gen, um das es in ihrem „Wettbewerb“ geht - schließlich konkurrie- 
ren sie nicht um den ersten Preis bei der Entlastung und Bereiche- 
rung ihrer „Mitarbeiter“, geschweige denn um das beste Programm 
für die planmäßige Befriedigung aller Bedürfnisse. Wenn sie im Inte- 
resse ihrer Konkurrenzfähigkeit ihre Belegschaften drangsalieren, 
dann wird ihnen jedenfalls nichts aufgezwungen, was ihnen eigent- 
lich gegen den Strich geht oder ihrem ureigenen ökonomischen Inte- 
resse fremd wäre. Wenn sie umgekehrt ihrem eigenen Interesse wie 
einem Sachzwang unterworfen sind, dem sie bei Strafe des Unter- 
gangs genügen müssen, dann beweist das nur, dass kein abweichen- 
der Gesichtspunkt ihre ökonomischen Zwecke relativiert: Mit der 
Anrufung unausweichlicher Zwänge der Konkurrenz berufen sie sich 
auf nichts als die Allgemein- und Alleingültigkeit ihres Interesses an Kapi- 
talvermehrung in der Marktwirtschaft. 
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Vielleicht noch bemerkenswerter als ihre verräterische Heuche- 
lei ist aber die Wahrheit, die die Aktivisten der Konkurrenz mit ihrer 
Generalentschuldigung eingestehen: Sobald sie tun, wozu ihr Eigen- 
tum sie befähigt, nämlich arbeiten lassen und ihr Vermögen ver- 
mehren, tun sie das gegeneinander. Wo sie über die Produktivkraft der 
Arbeit gebieten, da addieren sich deren Ergebnisse nicht zu einem 
schönen Haufen Reichtum; da kommt vielmehr der Geschäftserfolg 
des einen dem anderer Kapitalisten in die Quere. Die ausschließende 
Macht des Eigentums richtet sich nicht bloß gegen diejenigen, die 
keines haben und deswegen ihre Kräfte gegen ein kleines Entgelt zur 
Verfügung stellen müssen. Als die private Macht, seine eigene Ver- 
größerung zu betreiben, richtet sich das Eigentum, kapitalistisch 
betätigt, ausschließend auf die Bedingung seines Wachstums, die alle 
Warenproduzenten gleichermaßen brauchen. 

Diese Bedingung ist das in der Gesellschaft vorhandene Geld: der 
Reichtum in seiner gesellschaftlich gültigen abstrakten und privaten 
Form. In der Form, als allgemeines Äquivalent, lässt sich Eigentum 
in der Privatsphäre des eigenen Unternehmens nämlich nicht pro- 
duzieren; Geld lässt sich nur mit Hilfe der dort hergestellten Ware am 
Markt erwerben. Erst mit dem geglückten Verkauf entscheidet sich, 
ob überhaupt und inwieweit die ganze Warenproduktion von Nutzen 
war, nämlich übers verdiente Geld eigentumswirksam wird. Dabei 
stehen sich die Kapitalisten wechselseitig im Weg. Denn alle wollen 
und brauchen für diesen letzten, alles entscheidenden Schritt im 
Gang ihrer Geschäfte dasselbe: eben die Zahlungsfähigkeit der Ge- 
sellschaft. 

Das läuft nicht bloß da auf wechselseitigen Ausschluss hinaus, wo 
mehrere Unternehmen die gleiche Ware anbieten. Wo für Geld pro- 
duziert wird, wo umgekehrt das Geld in quantitativ beschränktem 
Umfang die Möglichkeit aller Güter und Genüsse darstellt, da ist alles 
kommensurabel; das Unterschiedlichste wird zur Alternative, und 
jeder Warenproduzent macht mit seinem Angebot allen anderen ge- 
sellschaftliche Kaufkraft streitig. Ist einer in seinem Marktsegment 
damit einmal konkurrenzlos erfolgreich, dann kann er sich sicher 
sein: Es dauert nicht lange, und seine Kollegen entdecken auf ihrer 
immerwährenden Suche nach der besten Rendite seinen Geschäfts- 
zweig, bestücken ihn mit Billigangeboten und machen ihm seine 
außerordentliche Profitrate kaputt. Die Kaufkraft, um die da kon- 
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kurriert wird, ist ihrerseits das Werk der Firmen, die sich um sie 
streiten;12) und sie ist logischerweise so bemessen, dass sie beim 
größten Teil der Kundschaft immer viel zu rasch erschöpft ist: Was 
die Masse der Endverbraucher ausgeben kann, wird durch Lohnzah- 
lungen gestiftet. Diesen Teil der gesellschaftlichen Zahlungskraft 
beschränken die Unternehmen allesamt nach Kräften. Sie zahlen 
das nach Lage der Dinge Notwendige, um aus der entlohnten Arbeit 
möglichst viel herauszuholen und zu Geld zu machen. Je besser das 
gelingt, umso mehr Zahlungsfähigkeit steht für Investitionen zur 
Verfügung sowie für die Bedürfnislage der „Besserverdienenden“, 
Diese Kundschaft aber kann Ansprüche an das gebotene Preis-Leis- 
tungsverhältnis stellen und teilt sich ihre Zahlungsbereitschaft dem- 
entsprechend ein. Und was der Staat an Geldmitteln an sich zieht, 
um sein eigenes Personal zu bezahlen und als Großkunde der Wirt- 
schaft einzukaufen, was eine Höchste Gewalt so braucht, das sichert 
zwar vielen Produzenten Absatz und Wachstum, schmälert aber all 
die Geldeinkommen, an denen er sich bedient. Die Ökonomie des 
Geldverdienens ist ein einziger Kampfplatz gegensätzlicher Interes- 
sen, die sich alle auf dasselbe beziehen - und eben das stiftet den 
ganzen materiellen Zusammenhang in der freiheitlichen Erwerbsge- 
sellschaft. Was produziert wird und was nicht, welche Bedürfnisse 
bedient, welche unbeachtet gelassen, welche geweckt oder über- 
haupt erst erfunden werden, mit Gebrauchsartikeln welcher Art und 
Qualitätsstufe die nach Kaufkraft sortierte Menschheit zurechtkom- 
men darf und muss, das alles richtet sich vollständig nach dem Kal- 


12) Auf diese Leistung der Warenproduzenten pflanzt sich im moder- 
nen marktwirtschaftlichen Gemeinwesen das Kreditgewerbe drauf. 
Mit seiner Kreditschöpfung setzt es sich an den Anfang, mit seinen 
Zinseinnahmen ans Ende des kapitalistischen Geschäftsgangs; mit 
seinem Recht auf Gewinn aus Kreditgeschäften befähigt es sich zur 
Ausstattung der Geschäftswelt mit Zahlungsfähigkeit und die Ge- 
schäftswelt zur Bedienung seiner Rechtsansprüche auf Gewinn. So 
macht es die Stiftung und Beschlagnahme gesellschaftlicher Zah- 
lungsfähigkeit zu seiner Sache. Was das für die Arbeit im Dienste 
des kapitalistischen Reichtums bedeutet und was daraus wiederum 
für den kapitalistischen Geschäftsgang folgt, wird Gegenstand eini- 
ger Überlegungen im nächsten Kapitel IV. 
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kül konkurrierender Anbieter mit der Zahlungsfähigkeit, die sie sich 
für ihr Zeug ausrechnen, nach den Erfolgen, die sie in ihrem Kon- 
kurrenzkampf untereinander erzielen, und nach dem Wachstum 
ihres Geldreichtums, den sie damit zustande bringen.3) 

So wirken sie tatsächlich: die „Sachzwänge der Konkurrenz“, auf 
die freie Unternehmer sich gerne berufen. Und diese Zwänge sind 
keine Schande für das freiheitliche Gemeinwesen, das ihnen ge- 
horcht. Gemeinheiten und verrückte Konsequenzen der Konkurrenz 
ums Geld sind eine Bewährungsprobe für die Macher: Wer als Unter- 
nehmer scheitert, disqualifiziert sich als Versager, muss sich Miss- 
management und Schlimmeres vorwerfen lassen. Umgekehrt adelt 
Erfolg den Erfolgreichen zum Könner; nach derselben Logik. Dabei 
tun Gewinner und Verlierer ein und dasselbe für ihren Erfolg beim 
Gelderwerb am Markt. Und das tun sie dort, wo sie Herr des Gesche- 
hens sind: in ihrem Betrieb; mit ihrem Eigentum und ihrem Kom- 
mando über die Arbeit. 


13) Wenn die Sachverständigen der Marktwirtschaft den Konjunktur- 
verlauf beobachten, dann registrieren sie die Folgen dieser schlich- 
ten Wahrheit: Es sind nicht erratische Schwankungen des Publi- 
kumsgeschmacks, geschweige denn vernünftige Entscheidungen 
über gesellschaftliche Prioritäten, was zu wechselnden Konditio- 
nen des allgemeinen Warenverkaufens und Geldverdienens führt, 
sondern eingestandenermaßen die unberechenbaren Auswirkun- 
gen der Konkurrenz um immer mehr Absatz. Dass diese Konkur- 
renzanstrengungen mit großer Zuverlässigkeit nach Phasen der 
Expansion zu allgemein bemerklichen Rückschlägen führen und 
umgekehrt, hat bei den weisen Männern der Wissenschaft kein 
Interesse am Begriff dieses Irrsinns geweckt; stattdessen beschäf- 
tigt sich ein ganzer Forschungszweig mit der Entwicklung mathe- 
matischer Modelle des Unberechenbaren, die sich allein dem Stand- 
punkt verdanken, die Wissenschaft wäre der kapitalistischen Ge- 
sellschaft eine quantifizierende Prognose über deren eigenes freies 
Wirtschaften schuldig. 
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2. Die entscheidende Waffe im Konkurrenzkampf 

der Unternehmen: 

Durch technische Steigerung der Produktivkraft der Arbeit 
Löhne samt Lohnempfängern überflüssig machen 


Wenn kapitalistische Unternehmer ihr Produkt zu Geld machen wol- 
len, treffen sie, als Ergebnis der bereits gelaufenen Konkurrenz, auf 
den Marktpreis, zu dem die Ware generell angeboten wird. Der ent- 
scheidet, was sie bei ihren Produktionskosten pro Ware verdienen 
können. Damit steht der Preis auf dem Prüfstand, den sie für die 
Herstellung einer Wareneinheit veranschlagen. Denn aus der Diffe- 
renz zwischen Herstellungskosten und Verkaufserlös ergibt sich der 
Gewinn, um den es schließlich geht; und der erstere ist die Größe, 
auf die sie mit der Herrschaft über ihren Betrieb einwirken kön- 
nen. 

Dabei ist klar: Mit einer ordentlichen Gewinnspanne pro Stück 
ist das Unternehmensziel noch nicht erreicht. Erst die Menge des 
Absatzes bringt zur Rate des Gewinns die Masse, kann also gar nicht 
groß genug sein. Dieses grundsätzlich schrankenlose Bedürfnis nach 
Absatz stößt, insgesamt gesehen, an die Grenzen der Geldsumme, 
die die Kundschaft hat und sich außerdem für ihre verschiedenar- 
tigen Bedürfnisse einteilen muss. Doch diese Grenze geht den Waren- 
produzenten, der so viel Produkt wie möglich zu Geld machen will, 
direkt gar nichts an. Unmittelbar stehen ihm die anderen Verkäufer 
im Weg, die ihrerseits Kaufkraft mit Beschlag belegen, ihm also - so 
rechnet jeder geschäftstüchtige Unternehmer - möglichen Absatz 
und damit verbundenen Gewinn streitig machen. Um dieses Hinder- 
nis wegzuräumen, fremde Marktanteile zu erobern, gibt es - Wer- 
bung, Bestechung und sonstige Formen der „Marktpflege“ schon 
eingerechnet - letztlich nur die eine Methode: die Konkurrenten 
beim Preis zu unterbieten.1) Dass das im Widerspruch zum Zweck 


14) Die marktwirtschaftliche Lebenserfahrung, nach der die Preise 
hauptsächlich steigen, und zwar so allgemein, dass die einzelnen 
Erhöhungen sich zu einer Teuerungsrate addieren, wird hoffentlich 
niemand für einen Einwand halten. Dass die kapitalistischen Pro- 
duzenten für ihre Waren in der Gesamttendenz immer mehr ver- 
langen und auch gezahlt bekommen, hat seinen Grund in der un- 
produktiven Aufblähung der gesellschaftlichen Zahlungsfähigkeit, 
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der Gewinnsteigerung steht, liegt auf der Hand: Gewinnspanne und 
Masse des Gewinns widerstreiten einander. Die Rechnung kann nur 
aufgehen, wenn es gelingt, die Produktion im eigenen Betrieb so 
entscheidend zu verbilligen, dass Nachlässe beim Verkaufspreis den 
Gewinn pro Stück nicht auffressen. Folglich richten sich alle Anstren- 
gungen des kapitalistischen Warenproduzenten darauf, die Herstel- 
lungskosten für die zu verkaufende Ware zu senken. 

Hierbei geraten stets alle Posten der kapitalistischen Aufwands- 
rechnung unter Druck. Erpresserische Preisvorgaben für Zulieferer 
z.B. gehören zum alltäglichen Geschäftsgebaren größerer Konzerne; 
die Lieferanten müssen dann zusehen, wie sie ihrerseits bei gesenk- 
ten Abnahmepreisen ihre Gewinnspanne retten, was schon wieder 
auf innerbetriebliche Kostensenkung und erpresserischen Druck auf 
die Geschäftspartner hinausläuft. Besondere Beachtung und Behand- 
lung erfährt freilich immer und überall der eine große Kostenfaktor, 
der Geldaufwand für Arbeit; und das aus gutem Grund. Er bietet näm- 
lich zwei wesentliche Angriffsflächen. 

Da sind zum einen die an die Arbeitskräfte ausgezahlten Löhne 
nach ihrer absoluten Höhe. Es gibt zwar Tarifverträge, die den Wett- 
streit der Arbeitgeber ums niedrigste Entgelt an einen allgemein 
verbindlichen Rahmen binden. Doch schon die darin üblicherweise 
kodifizierte Vielfalt von Lohngruppen bietet die Handhabe dafür, 
durch geschickte Eingruppierung der Belegschaft das unterneh- 
menseigene Lohnniveau zu senken. Die Zustimmung der Arbeitneh- 


die das Kreditgewerbe mit seinem professionellen Beitrag zum 
Wirtschaftswachstum durch Kreditschöpfung, also mit der pro- 
duktiven Aufblähung der Zahlungsfähigkeit der Unternehmen im- 
mer auch bewirkt und zu der vor allem der Staat mit seinen gar 
nicht auf Rendite berechneten, gleichwohl auf Dauer angelegten 
Haushaltsschulden maßgeblich beiträgt. In der modernen Markt- 
wirtschaft repräsentiert das gesetzliche Zahlungsmittel selber öko- 
nomisch den in der Gesellschaft zirkulierenden Kredit - dazu im 
folgenden Kapitel IV. ein paar Anmerkungen -; deswegen gehört 
eine durch Inflationierung des Geschäftsmittels verursachte Ten- 
denz zu allgemeiner Teuerung zum funktionierenden marktwirt- 
schaftlichen Geschäftsleben - und zu einigen Formen seiner kri- 
senhaften Entgleisung erst recht. 
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mervertretungen, die dafür meistens nötig ist, ist im Prinzip immer 
und je nach Konjunkturlage leicht zu haben; sie lässt sich nötigen- 
falls - wie gerade die vorbildliche deutsche Tariflandschaft zeigt - 
auch für die Umgehung oder eingestandene Nicht-Achtung tarif- 
licher Vorschriften erreichen. In „schweren Zeiten“ sind der markt- 
wirtschaftlichen Vernunft verpflichtete Arbeitnehmervertreter 
durchaus auch dazu bereit, direkte Lohneinbußen zu vereinbaren, 
die Auszahlung von Lohnteilen je nach Gewinnsituation des Unter- 
nehmens diesem anheimzustellen usw. Weitere Gelegenheiten zur 
Lohnsenkung bieten - mit oder ohne Zustimmung der Gewerkschaf- 
ten - Beschäftigungsformen wie Leiharbeit oder Werkverträge, in- 
dem sie Arbeitnehmer kurzerhand aus (branchen)tariflichen Lohn- 
vereinbarungen herausdefinieren oder zu selbständigen Unterneh- 
mern erklären. Das alles hilft enorm bei der Senkung des Lohnan- 
teils am Herstellungspreis der Waren, der Lohnstückkosten. Das macht 
die Arbeit, marktwirtschaftlich gerechnet, produktiver: Im Verhältnis 
zu dem, was der Unternehmer für sie zahlt, bringt sie mehr Pro- 
dukt. 

Die Arbeitsproduktivität im technischen Sinn, der Produktausstoß 
pro eingesetzte Menge Arbeitsstunden oder deren anderweitig am 
Produkt gemessener materieller Wirkungsgrad, ist der andere und 
auf Dauer bei Weitem ergiebigere Ansatzpunkt im Kampf des Kapi- 
tals gegen seine Lohnkosten und für einen höheren Gewinn. Dabei 
bewirkt der Einsatz von Maschinen und Apparaten, die den Arbei- 
tern bisher zu verrichtende Tätigkeiten abnehmen, für sich genom- 
men nur eines: Das einzelne Produkt ist mit geringerem Arbeitsauf- 
wand, mit gleichem Arbeitsaufwand sind mehr Gebrauchsgüter her- 
zustellen. Das Geschäftsinteresse des Unternehmens bezweckt und 
bewirkt dagegen etwas ganz anderes: Wenn es mit fortschrittlicher 
Technik dafür sorgt, dass aus einer bestimmten Menge an Arbeits- 
stunden mehr verkäufliches Produkt herauskommt als zuvor, dann 
hat es bei der Arbeitszeit seinen Aufwand für die Bezahlung der abge- 
leisteten Arbeitsstunden, -tage oder -wochen im Auge. Den effektiver 
gemachten Produktionsfaktor Arbeit verrechnet es als Kostenfaktor 
im Herstellungspreis der Ware; die Steigerung der materiellen Pro- 
duktivkraft der noch benötigten Arbeit kalkuliert es als Senkung 
des Geldbetrags, den es pro Wareneinheit an seine Belegschaft zu 
zahlen hat, die Erhöhung der Stückzahl pro Arbeitszeiteinheit als 
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Minderung der Lohnstückkosten - also wie eine geglückte Lohnsen- 
kung. Und darin liegt überhaupt der ganze Sinn und Zweck des „ar- 
beitssparenden“ technischen Fortschritts im kapitalistischen Be- 
trieb: Aufs verkäufliche Produkt bezogen macht er die Arbeit billiger. 
Das Unternehmen kann bei gleichbleibendem Aufwand an Personal 
und Arbeitszeit nicht bloß mehr, sondern jedes Produkt mit mehr 
Gewinn verkaufen. Im einzelnen Produkt steckt dank besserer Tech- 
nologie nicht bloß weniger Arbeit, sondern weniger bezahlte Arbeit, 
also ein größerer Anteil des Unternehmens am Verkaufserlös. Frei- 
lich hat dieser schöne Nutzeffekt für das Unternehmen seinen Preis: 
Fortschritt kostet Geld; womöglich so viel, dass die Ausgaben für 
Maschinen, Anlagen, Automaten und deren Betrieb, auf die einzelne 
Ware umgerechnet, deren Herstellung sogar verteuern. Das heißt 
aber nur, dass die Senkung der Lohnstückkosten die Verteuerung 
der „Kapitalkosten“ pro Stück - in der Sache nichts weiter als der 
Vorschuss, den das Unternehmen im Kauf von nützlichem Gerät zu 
leisten hat - auch noch kompensieren muss. Fürs Unternehmen sind 
„arbeitssparende“ Gerätschaften eben nicht einfach das, nämlich 
Hilfsmittel zur Einsparung von Arbeit, aber auch nicht einfach eine 
Ware, die so viel wert ist, wie sie gekostet hat, sondern Investitionen, 
deren Kosten sich rentieren, i.e. den Gewinn vergrößern sollen - was 
sie dann, aber auch nur dann tun, wenn die Löhne um mehr als diese 
Kosten sinken. Dieser Investitionsaufwand steht mit den Lohnzah- 
lungen im Prinzip auf einer Stufe. Beide „Kostenfaktoren“ werden 
kritisch verglichen, sind aber doch alles andere als von gleicher Art: 
Damit die Rechnung des Unternehmens aufgeht, muss die Steigerung 
der Produktivkraft der Arbeit die Arbeit aufs Stück gerechnet billi- 
ger machen und die Verbilligung größer sein als der entsprechend 
verrechnete Aufwand für technisches Gerät. Die Minderung des 
Lohnanteils an den Herstellungskosten der Ware muss den dafür 
aufgewandten Vorschuss rechtfertigen; auch und erst recht, wenn 
der für sich genommen die Herstellungskosten steigert. Denn dass 
die insgesamt sinken, ist eben der Nutzen, den das Unternehmen 
von der Steigerung des Outputs pro Arbeitszeiteinheit haben will. 
Vom wachsenden Output müssen diejenigen, die an seiner Herstel- 
lung mitwirken, in wachsendem Umfang ausgeschlossen sein; die 
abgesenkten Lohnstückkosten beziffern das Maß des Ausschlus- 
ses. 
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Mit der Steigerung der Produktivkraft der Arbeit verschafft sich 
das kapitalistische Unternehmen also nicht einfach zusätzliche Wa- 
re, sondern pro Wareneinheit zusätzlichen Gewinn. Damit verschafft 
es sich nicht bloß eine höhere Rendite, sondern eine Waffe für seinen 
Konkurrenzkampf um Marktanteile, die zur Rate die Masse an Ge- 
winn liefern, die das Unternehmen für sein Wachstum braucht. Dass 
vermehrter Absatz mit einer Minderung des Erlöses aus dem Verkauf 
der einzelnen Ware einhergeht, ist nicht ein Effekt, der die ange- 
strebte zusätzliche Vermehrung des geldwerten Eigentums des Pro- 
duzenten dahinschmelzen lässt, sondern Teil der Konkurrenzstra- 
tegie des Unternehmens, das die Differenz zwischen Herstellungs- 
und Verkaufspreis seiner Produkte vergrößert, um andere Produ- 
zenten zu unterbieten und sich den Gewinn anzueignen, den die 
bisher gemacht haben. Für eine kapitalistische Firma kommt es eben 
nicht auf den Erlös aus dem Verkauf seiner Ware als solchen an, son- 
dern auf den damit zu erzielenden Gewinn; für dessen Steigerung 
setzt sie „arbeitssparende“ Techniken ein. Das Plus an Gewinn will 
sie aber nicht einfach behalten; das setzt sie ein für ihre Konkurrenz 
um wachsende Erlöse aus dem Verkauf eines wachsenden Warenaus- 
stoßes. 

So treiben die kapitalistischen Warenproduzenten sich wechsel- 
seitig hinein in einen Kreislauf zwischen technologisch aufwändiger 
Verringerung des Arbeitsaufwands zwecks Erhöhung der Profitrate 
und Verringerung der erhöhten Profitrate zwecks Maximierung 
ihrer Profitmasse, also um von dem verringerten Arbeitsaufwand 
relativ und absolut immer mehr bei sich stattfinden zu lassen. Sie 
kalkulieren und handeln so, als entstünde ihr vermehrter Gewinn 
aus der Einsparung zu bezahlender Arbeit, beziffert in „abgespeck- 
ten“ Arbeitsplätzen und geplanten Entlassungen; von der Arbeit, die 
dann immer noch nötig ist und bezahlt werden muss, können sie 
andererseits gar nicht genug kriegen, versprechen also nicht nur die 
„Sicherung von Arbeitsplätzen“, sondern benutzen im Erfolgsfall von 
Entlassung bedrohte Arbeitskräfte weiter, weil eben doch nicht die 
Arbeit, die unterbleibt, ihren Gewinn begründet, sondern diejenige, 
die ihre Investitionen erst rentabel macht. So konstruktiv und pro- 
duktiv bewältigt die marktwirtschaftliche Firmenwelt ihren syste- 
meigenen Widerspruch zwischen Rate und Masse ihrer Bereicherung 
durch fremde Arbeit - zu Lasten ihrer Arbeitskräfte, wie auch sonst: 
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Ein Teil von denen wird vermittels „arbeitssparender“ Technologie 
weg-,rationalisiert“, verliert also seine Einkommensquelle; der an- 
dere Teil darf im durchrationalisierten Produktionsbetrieb seinen 
Dienst tun und sich an neue Anforderungen gewöhnen, die ihnen 
eines ganz gewiss nicht ersparen: eigenen Aufwand an Arbeitszeit 
und -mühe. Für diejenigen, die die produktiver gemachte Arbeit leis- 
ten, bleibt ihre Arbeit so unproduktiv wie bisher, gibt nämlich nach 
wie vor nur die im Lohn bemessenen Lebensnotwendigkeiten her; 
die andern, die bislang vom Lohn für ihre weniger produktive Arbeit 
gelebt haben, müssen sehen, wo sie bleiben...) 


15) Ein wachsender, inzwischen überwiegender Teil der eigentumslo- 
sen, also auf Lohnarbeit angewiesenen Menschheit vor allem in 
den kapitalistisch fortgeschrittensten „Industrienationen“ wird 
dank jahrzehntelangem „arbeitssparendem“ technischem Fort- 
schritt überhaupt nicht mehr für die industrielle Warenproduk- 
tion benötigt und eingesetzt, weder für die Herstellung von Kon- 
sumgütern noch für die Produktion von Produktionsmitteln und 
die Einrichtung und das Inganghalten automatisierter Produkti- 
onsprozesse. Ein Teil dieser Mehrheit verdient sich einen Lebens- 
unterhalt mit dem Dienst an den Notwendigkeiten - vom Groß- und 
Einzelhandel bis zur Werbeindustrie und vom Finanzgeschäft bis 
zur Lohnbuchhaltung und wieder zurück -, die die kapitalistische 
Form und Zweckbestimmung des gesellschaftlichen Reichtums mit 
sich bringt und unter die auch alle übrigen gesellschaftlichen Betä- 
tigungen einschließlich Wissenschaft und Kultur subsumiert sind. 
Auch diese Sphäre der „Dienstleistungen“ wird zum größten Teil 
von Privatunternehmern betrieben, die genau wie ihre Kollegen 
aus den Geschäftsfeldern der Warenproduktion mit Gewinn Leis- 
tungen verkaufen, die sie von Angestellten an sinnreich immer 
weiter effektivierten Arbeitsplätzen gegen ein möglichst geringes 
Entgelt erbringen lassen; alle marktwirtschaftlichen Schönheiten 
der Arbeit für Geld gelten auch für dieses Fußvolk der kapitalisti- 
schen Konkurrenz. Die Staatsgewalt, die für einen großen anderen 
Teil der gesellschaftlichen Bedürfnisse und Zwänge geradesteht, 
die eine Marktwirtschaft für ihr Funktionieren benötigt, macht 
zwar keinen Profit; weil sie aber von dem privat geschaffenen Reich- 
tum zehrt, orientiert sie sich ihrerseits, je fortschrittlicher desto 
konsequenter, bei der Inanspruchnahme und Bezahlung der gro- 
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Unberührt bleiben die kapitalistischen Unternehmen freilich nicht 
von dem Widerspruch zwischen der profitdienlichen Minderung ih- 
res Bedarfs an bezahlter Arbeit und dem Einsatz entsprechender 
Erfolge für ihren Konkurrenzkampf um ein Maximum an profitbrin- 
gender Arbeit unter ihrer Regie. Dieser Wettbewerb führt allemal 
zu dem Ergebnis, dass mancher Betrieb zwar produktiver, aber nicht 
rentabler geworden ist und für sein mit weniger Arbeitseinsatz her- 
gestelltes Warenangebot keinen hinreichenden Absatz findet. Fir- 
menpleiten machen drastisch klar, dass für die mit „arbeitssparen- 
dem“ Fortschritt konkurrierenden Produzenten in der Summe wenig 
oder gar kein zusätzlicher Reinertrag zu erwirtschaften ist. Jeder 
überlebende Konkurrent entnimmt diesem Effekt, wo immer er ein- 
tritt, jedoch immer nur dasselbe: den „Sachzwang‘“, sich von Neuem 
um die Senkung der Lohnstückkosten zu bemühen und die nächste 
Runde im Kampf um den höchsten Nutzeffekt aus der zu bezahlen- 
den Arbeit zu eröffnen bzw. mitzugehen, wenn ein anderer sie schon 
eröffnet hat. Dabei verschieben sich mit jeder Runde die Ausgangs- 
bedingungen für die nächste in einer Hinsicht, die von den Unter- 
nehmern gerne in einem sehr selbstbewussten Beschwerdeton nam- 
haft gemacht wird: Rentable Arbeitsplätze, heißt es, werden immer teu- 
rer! Was auch sonst: Wenn immer wieder ein riesiger Aufwand getrie- 
ben wird, um eine Minderung der Lohnkosten zu erzielen, die eben 
diesen Aufwand mehr als bezahlt, nämlich lohnend macht, was soll, 
was könnte da anderes herauskommen als ein überproportionales 
Wachstum der Investitionen im Verhältnis zu dem bisschen Lohn, 
der für das dann doch noch nötige Quantum Arbeitszeit zu zahlen 
ist. Arbeitnehmer aufhöchstem Niveau auszubeuten, ist nun einmal 
kostspielig - und eben das gehört auch noch zum Instrumentarium 


Ren Masse ihrer Bediensteten am Vorbild des privaten Dienstleis- 
tungsgeschäfts, sodass auch für diesen Teil der Weltbevölkerung 
alle Sachzwänge des Geldverdienens voll in Kraft sind. Per Saldo 
herrscht die „Logik“ des Gelderwerbs universell und flächende- 
ckend; nicht unterschiedslos, aber kompromisslos über alle inhalt- 
lichen Unterschiede der Metiers und Professionen hinweg - ein 
Ergebnis, von dessen Selbstverständlichkeit das erste Kapitel der 
vorliegenden Abhandlung ausgeht, um ihm seine falsche Selbst- 
verständlichkeit zu nehmen. 
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des kapitalistischen Konkurrenzkampfes ganz wesentlich hinzu: 
Steigende Kapitalgröße ist nicht bloß faktisch die in letzter Instanz 
entscheidende marktwirtschaftliche Erfolgsbedingung; sie wird auch 
planmäßig zum Einsatz gebracht, um kapitalschwache Konkurren- 
ten zu überfordern, aus dem Markt zu drängen und im Idealfall eine 
„marktbeherrschende Stellung“ zu erobern. 

Wenn Unternehmer die Welt darüber in Kenntnis setzen, wie 
enorm viel Geld ein rentabler Arbeitsplatz sie kostet, dann wollen 
sie freilich nicht über Methoden und Konsequenzen ihres Wettbe- 
werbs informieren. Der Kapitalaufwand, mit dem sie einander fer- 
tigzumachen versuchen, soll als außerordentliche Vorleistung für ihre 
„Mitarbeiter“ verstanden werden und eine ganze Reihe von Ansprü- 
chen an die Belegschaft rechtfertigen, die nach der Logik der Kon- 
kurrenz zwingend daraus folgen. Dass die Unternehmen mit ihrer 
teuren „arbeitssparenden“ Technologie sich einen Haufen von Lohn- 
arbeitern „ersparen“, sollen die noch benötigten Aktivisten der pro- 
duktiver gemachten Arbeit als Glücksfall für sich und ihr Einkom- 
men schätzen; dass sie noch nicht auf der Entlassungsliste standen, 
sollte ihnen schon ein Lohnopfer wert sein. Weitere Gelegenheiten 
für die Belegschaft, sich für die großen Summen dankbar zu erwei- 
sen, die das Unternehmen sich ihre Verwendung bis auf Weiteres 
kosten lässt, ergeben sich ganz von selbst. Erstens ist es bei kapita- 
listischen Produktionsanlagen generell, und deswegen bei besonders 
teuren und effektiven erst recht und ganz besonders, schade um jede 
Minute, die sie stillstehen: Nicht-Gebrauch ist, betriebswirtschaft- 
lich gesehen, entgangener Gewinn. Stillstand bedeutet zweitens, 
dass der Rückfluss des Vorschusses in Geldform und damit die Wie- 
derverwendung des Betriebsvermögens für die Fortführung und Er- 
weiterung des Betriebs einen Aufschub erleidet, den jeder Betriebs- 
wirt und Unternehmer als Verlust verbucht. Drittens entsteht mit 
jeder Investition das Risiko, dass, noch bevor die investierte Summe 
im kalkulierten Sinn „abgeschrieben“, also mit Gewinn im Gepäck 
zurückgeflossen ist, die niemals schlafende Konkurrenz schon den 
nächsten Fortschritt getan und weiter verbesserte Produktionsmit- 
tel und -verfahren eingeführt hat; dann lohnt sich womöglich der 
Gebrauch des vorhandenen Produktionsapparats nicht mehr, und 
der Aufwand dafür schlägt als Verlust zu Buche. So häufen sich die 
Sachzwänge, rationalisierte Arbeitsplätze kontinuierlich in Betrieb 


52 


zu halten: Teure Maschinen fordern Schichtarbeit und Höchstleis- 
tung, von der Belegschaft also dauernde angespannte Betriebsam- 
keit. Was die Einrichtung der Arbeitsplätze selbst betrifft, so schließt 
die kapitalistisch zweckmäßige Einsparung von Arbeit die Eliminie- 
rung jeglicher Lücke und Pause im Arbeitsprozess ein: Wenn schon 
menschliche Tätigkeit eigens bezahlt werden muss, dann darf der 
Arbeitgeber dafür auch ein Maximum an Tätigkeit pro Zeit, Leistung 
im buchstäblichen Sinn, für sein Geld verlangen; und mit dem Eigen- 
tum an den Produktionsmitteln hat er auch die Macht, seinem An- 
spruch Objektivität zu verleihen. Wie viel für Arbeit zu zahlen ist, 
das ist zwar keine technische Frage, wohl aber eine der Arbeitsplatz- 
bewertung, für die die technische Ausstattung des Arbeitsplatzes 
und eine genaue Analyse der dort benötigten menschlichen Verrich- 
tungen die nötigen Argumente hergeben. Deswegen bieten Neuerun- 
gen auch immer die Gelegenheit, durch Neu-Eingruppierung der Ar- 
beitskräfte die Entlohnung abzusenken: Wo denen die Verantwor- 
tung für teures Equipment auferlegt und allerlei neuartiges, durch 
moderne Maschinerie definiertes Geschick abverlangt wird, darf das 
kein Grund für höhere Lohnforderungen sein; umgekehrt begründet 
eine als Erleichterung interpretierbare Modifikation des Arbeitsein- 
satzes die Einordnung in niedrigere Entgeltgruppen. 

Wenn schon sonst niemand, dann sorgt eben das Kapital in sei- 
nem Sinn für eine permanente Revolutionierung der Arbeitswelt. 


Exkurs zum Verhältnis zwischen Produktivkräften und 
Produktionsverhältnissen im Kapitalismus 10) 


In der Marktwirtschaft ist die Steigerung der Produktivkraft der 
Arbeit durch Technik und organisierte Kooperation nicht mehr das 


16) Im Folgenden wird aus Heft VIund VII - [Fixes Kapital und Entwick- 
lung der Produktivkräfte der Gesellschaft] - der Grundrisse der Kritik der 
politischen Ökonomie von Karl Marx aus den Jahren 1857/58, MEW 
42, Berlin 1983, S. 590 ff. zitiert, weil Marx hier den Begriff des Wi- 
derspruchs zwischen Zweck und Mittel kapitalistischer Wertpro- 
duktion erarbeitet. Der Nachvollzug dieser Überlegungen lohnt 
sich erstens überhaupt sehr, zweitens nicht nur wegen der verkehr- 
ten Verwendung des von Marx erläuterten Widerspruchs in der 
Ideologie der Parteien des einstigen ‚realen Sozialismus‘, sondern 
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Ergebnis von einigermaßen richtig verstandener Erfahrung, indivi- 
dueller Findigkeit und zufälligen Entdeckungen. Sie wird systema- 
tisch betrieben; sie ist ganz offensichtlich ein Erfordernis und eine 
Leistung der Produktionsweise selber; und sie ermöglicht, historisch 
erstmalig, die Produktion allgemeinen gesellschaftlichen Reichtums 
- Reichtum nicht im Sinne eines Haufens schöner Güter, sondern der 
gesellschaftlichen Potenz, alles Benötigte ohne großen und mit ten- 
denziell sinkendem Arbeitsaufwand zu schaffen; gemäß einer Defi- 
nition, die Marx in seinen Grundrissen der Kritik der politischen Ökono- 
mie zitiert: „‚Wahrhaft reich eine Nation, wenn statt 12 Stunden 6 gearbei- 
tet werden. Reichtum ist ... verfügbare Zeit außer der in der unmittelba- 
ren Produktion gebrauchten für jedes Individuum und die ganze Gesell- 
schaft.‘“ (MEW 42, S. 602) Oder genauer in Marx’ eigenen Worten: „Der 
wirkliche Reichtum manifestiert sich vielmehr - und dies enthüllt die große 
Industrie - im ungeheuren Mißverhältnis zwischen der angewandten Ar- 
beitszeit und ihrem Produkt wie ebenso im qualitativen Mißverhältnis zwi- 
schen der auf eine reine Abstraktion reduzierten Arbeit und der Gewalt des 
Produktionsprozesses, den sie bewacht.“ (S. 601) Mit technischen Mitteln 
planmäßig produktiv gemachte Arbeit absorbiert nur noch einen 
geringen Teil sowohl der Fähigkeiten der Menschen wie der Zeit, die 
sie für ihre Versorgung mit Bedarfsgütern aufbringen müssen; und 
gerade letzteres macht die Menschen im materiellen Sinn frei und 
reich: „... der unmittelbare materielle Produktionsprozeß erhält selbst die 
Form der Notdürftigkeit und Gegensätzlichkeit abgestreift. Die freie Ent- 


auch angesichts der Tatsache, dass unter heutigen Linken von die- 
ser Erklärung allenfalls noch die abstrakte Vorstellung eines zur 
Selbstauflösung drängenden Widerspruchs übrig geblieben, der 
ökonomische Inhalt dagegen, um den es Marx gegangen ist und der 
allein eine Kritik an dieser Produktionsweise begründet, ziemlich 
in Vergessenheit geraten ist. Eine der Konsequenzen dieses Wider- 
spruchs, die eine wesentliche Phase der neuesten gesamtdeutschen 
Wirtschaftsgeschichte bestimmt und mittlerweile ganz neue For- 
men angenommen hat, ist Gegenstand des Artikels Viele Probleme, 
große Projekte, eine Strategie: Die Nation senkt ihr Lohnniveau in Heft 
4-99 der Politischen Vierteljahreszeitschrift GegenStandpunkt, der 
in seinem letzten Abschnitt - S. 70 ff. - einige der Überlegungen 
von Marx rekapituliert. 
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wicklung der Individualitäten und ... die Reduktion der notwendigen Arbeit 
der Gesellschaft zu einem Minimum, der dann die künstlerische, wissen- 
schaftliche etc. Ausbildung der Individuen durch die für sie alle freigewordne 
Zeit und geschaffnen Mittel entspricht“ (S. 601) - die Voraussetzung dafür 
hat die kapitalistische Produktionsweise mit der Entwicklung großer, 
quasi selbsttätiger Maschinerie geschaffen. Das ist die gute Nachricht. 

Die schlechte Nachricht ist die: Bei aller geradezu explosionsar- 
tigen Entwicklung der Produktivkräfte der gesellschaftlich geteil- 
ten, mittechnologisch immer perfekterer Maschinerie ausgestatte- 
ten Arbeit kann von einer Verminderung der Arbeitszeit der in der 
„unmittelbaren Produktion gebrauchten“ Arbeitskräfte und einer qua- 
litativen Beschränkung ihrer Inanspruchnahme nicht die Rede sein. 
Ihre Beanspruchung übersteigt im Gegenteil jedes vernünftige Maß 
und sogar ihren aus armseligen Produktionsverhältnissen überlie- 
ferten Umfang: „Die entwickeltste Maschinerie zwingt den Arbeiter daher 

Jetzt länger zu arbeiten als der Wilde tut oder als er selbst mit den einfachs- 

ten, rohsten Werkzeugen tat.“ (S. 604) Für den modernen Arbeitnehmer 
gilt einerseits: „In dem Maße ..., wie die große Industrie sich entwickelt, 
wird die Schöpfung des wirklichen Reichtums abhängig weniger von der 
Arbeitszeit und dem Quantum angewandter Arbeit als von der Macht der 
Agentien, die während der Arbeitszeit in Bewegung gesetzt werden und die 
selbst wieder ... in keinem Verhältnis steht zur unmittelbaren Arbeitszeit, 
die ihre Produktion kostet, sondern vielmehr abhängt vom allgemeinen Stand 
der Wissenschaft und dem Fortschritt der Technologie, oder der Anwendung 
dieser Wissenschaft auf die Produktion.“ (S. 600) Andererseits gehören 
Stress und überlange Arbeitszeiten zu den Selbstverständlichkeiten 
eines zeitgemäßen Arbeitsplatzes. 

Das ist ein Widerspruch. Den muss man sich erklären. 

Grund für ausgedehnte Arbeitszeiten und intensivste Inanspruch- 
nahme von Arbeitskräften an rentablen Arbeitsplätzen - um mit 
dieser Seite des Widerspruchs anzufangen - ist selbstverständlich 
nicht „die entwickeltste Maschinerie“, sondern das Interesse des Kapi- 
tals, das Arbeitskräfte daran arbeiten lässt. Mit seinem Beharren auf 
ganz viel Arbeit, das unter dem Titel „Beschäftigung“ sogar ein hoch- 
rangiges Staatsziel ist, macht das marktwirtschaftliche Unterneh- 
mertum die Gleichung geltend, die in der Produktion für den Markt, 
also zum Zwecke des größtmöglichen Gelderlöses aus der Warenpro- 
duktion maßgeblich ist: Als Reichtum zählt, was für den Austausch 
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gegen Geld hergestellt wird und seinen Käufer findet; dieser Reich- 
tum ist folglich so groß wie der im Verkauf als notwendig anerkannte 
Beitrag einer Produktion zum gesellschaftlichen Bedarf, also wie das 
Quantum einschlägiger Produktionstätigkeit. Dieser Reichtum kennt 
per definitionem kein Ziel und keine Menge, bei der er fertig wäre; 
sein Maß hat er in der für verkäufliche Ware aufgewandten Arbeits- 
zeit, von der es deswegen nicht genug geben kann. Dass Arbeit im 
Maß ihrer Verausgabung Reichtum schafft, wäre banal, wenn es um 
die Überwindung von naturbedingtem Mangel ginge, und wäre auch 
dann noch nicht einmal die halbe Wahrheit, weil beim Mangel wie 
bei dem Arbeitsaufwand zu seiner Überwindung die Gunst der Natur, 
die Qualität der verfügbaren Produktionsmittel und die technische 
Fertigkeit der Produzenten mitentscheidende Größen sind. Doch fürs 
Kapital geht es eben nicht um die optimale Anpassung der natürli- 
chen Lebensumstände an entwickelte gesellschaftliche Bedürfnisse, 
sondern um Warenproduktion für Gelderlös. Und für den so defi- 
nierten Reichtum ist das Quantum Arbeit entscheidend, die in den 
Produkten steckt und durch die zahlungsfähige und -bereite Nach- 
frage danach als Schöpfung von Geldwert bestätigt wird. 

Den Anspruch, dass solche Arbeit nicht für diejenigen, die die 
Arbeit verrichten, sondern für die Unternehmer bereichernd wirkt, 
machen diese in der Weise geltend, wie sie im Prinzip schon immer 
im Verhältnis von Herr und Knecht praktiziert worden ist: Der Er- 
werb der Güter, die die Arbeitskräfte brauchen, um ihren Lebensun- 
terhalt zu bestreiten, ist zwingend abhängig gemacht von der Bedie- 
nung der Bereicherungsinteressen der ökonomisch herrschenden 
Seite. In der Marktwirtschaft mit ihren zivilisierten Umgangsformen 
leistet das das von Staats wegen garantierte Regime des Eigentums: 
Dadurch ist die eigentumslose, daher lohnabhängige Mehrheit auf 
langes und intensives Arbeiten festgenagelt, was für sie so wirkt, als 
wäre ihre Arbeit extrem unproduktiv, während der Nutzen der tat- 
sächlichen enormen Produktivkraft ihrer Arbeit, der tatsächliche 
Überschuss ihrer produktiven Tätigkeit über ihre eigenen - eng be- 
messenen - Lebensnotwendigkeiten, ganz den Unternehmen zu- 
fließt.17) Von allen anderen Ausbeutungsarten unterscheidet sich 


17) In den Grundrissen liest sich das so: „Die Arbeitszeit als Maß des 
Reichtums setzt den Reichtum selbst als auf der Armut begründet und 
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die kapitalistische Produktionsweise aber nicht bloß durch die Ins- 
titution des privaten Eigentums, die der Mehrheit der Gesellschaft 
ein Interesse an ihrer Indienstnahme durch große Geldbesitzer auf- 
nötigt. Ökonomisch zeichnet sie sich - unter anderem und ganz we- 
sentlich - dadurch aus, dass die Unternehmen aufein maßloses Ma- 
ximum an Geld aus sind, sich dafür aber nicht mit langen Arbeits- 
zeiten und geringem Entgelt für ihre Dienstkräfte zufrieden geben. 
Ihnen geht es um die Optimierung des Verhältnisses zwischen dem 
Quantum Arbeit, das für die Existenznotwendigkeiten ihrer Arbeits- 
kräfte draufgeht, nämlich aus dem Verkaufserlös an Lohn weggezahlt 
werden muss, und dem Überfluss, nämlich dem Geldgewinn, den 
dieselbe Arbeit ihnen einspielt. Dafür haben sie ihre Verfügungs- 
macht über die Produktivkraft der Arbeit in Gestalt von Arbeitsmit- 
teln und Arbeitsorganisation entdeckt: Mit der gehen sie systema- 
tisch und - wie man sieht - äußerst effektiv gegen das Quantum 
Arbeit vor, das in den einzelnen Produkten steckt, und auf diese 
Weise gegen den Lohnanteil am Wert der produzierten Waren: Man 
„vermindert daher die Arbeitszeit in der Form der notwendigen, um sie zu 
vermehren in der Form der überflüssigen; setzt daher die überflüssige in wach- 
sendem Maß als Bedingung ... für die notwendige“ Arbeit. (S. 601 f.) 18) 
Mit seinen einschlägigen Erfolgen löst das kapitalistische Unter- 
nehmertum allerdings genau die Gleichung, von der es praktisch 
ausgeht und die es für sich ausnutzt, nämlich die zwischen dem 
Quantum geleisteter Arbeit und dem Quantum dadurch geschaffe- 
nen geldwerten Reichtums, zusehends auf: Es verändert den Produk- 
tionsprozess selbst in einer Weise, die genau das gründlich relati- 


die disposable time nur existierend im und durch den Gegensatz zur 
Surplusarbeitszeit ...“ (S. 604) 

18) „Die Schöpfung von viel disposable time außer der notwendigen Ar- 
beitszeit für die Gesellschaft überhaupt und jedes Glied derselben (d.h. 
Raum für die Entwicklung der vollen Produktivkräfte der einzelnen, daher 
auch der Gesellschaft), diese Schöpfung von Nicht-Arbeitszeit erscheint auf 
dem Standpunkt des Kapitals, wie aller frühren Stufen, als Nicht-Arbeits- 
zeit, freie Zeit für einige. Das Kapital fügt hinzu, daß es die Surplusar- 
beitszeit der Masse durch alle Mittel der Kunst und Wissenschaft ver- 
mehrt, weil sein Reichtum direkt in der Aneignung von Surplusarbeitszeit 
besteht; ...“ (S. 603) 
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viert, woraufesihm ankommt, nämlich die Akkumulation von Reich- 
tum in Form privater Verfügungsmacht über die Produkte privater, 
im Tausch als gesellschaftlich nützlich anerkannter und in einer 
Geldsumme entgoltener Arbeit.!9) 

In der betriebswirtschaftlichen Rechnung stellt sich dieser Wider- 
spruch so dar, dass die Firmen durch technische Umgestaltung des 
Arbeitsprozesses den Tauschwert ihrer Produkte zielstrebig senken, 
um vom verringerten Erlös mehr für sich zu behalten: Um der „not- 
wendigen‘“, i.e. für die Produktion der Lohnsumme nötigen Arbeit 
möglichst viel „überflüssige“, ihren Profitanteil vermehrende Arbeit 
abzugewinnen, „sparen“ sie am Quantum Arbeit, das den Wert des 
einzelnen Produkts begründet, um von der durch solche „Sparsam- 
keit“ effektiver gemachten Arbeit ein Maximum im eigenen Laden 
verrichten zu lassen.20 Mittel der entsprechenden Umgestaltung 
des Arbeitsprozesses sind die Disposition über eine Vielzahl von Ar- 
beitern, die nurmehr Teilarbeiten verrichten, sowie der Einsatz von 
technischem Gerät, das diesen Teilarbeitern den wirklichen Herstel- 
lungsprozess aus der Hand nimmt und ihnen Verrichtungen zuweist, 


19) „In demselben Maße, wie die Arbeitszeit - das bloße Quantum Arbeit - 
durch das Kapital als einziges wertbestimmendes Element gesetzt wird, in 
demselben Maße verschwindet die unmittelbare Arbeit und ihre Quantität 
als das bestimmende Prinzip der Produktion - der Schöpfung von Ge- 
brauchswerten und wird sowohl quantitativ zu einer geringern Proportion 
herabgesetzt wie qualitativ als ein zwar unentbehrliches, aber subalternes 
Moment gegen die allgemeine wissenschaftliche Arbeit, technologische 
Anwendung der Naturwissenschaften nach der einen Seite, wie [gegen die] 
aus der gesellschaftlichen Gliederung in der Gesamtproduktion hervorge- 
hende allgemeine Produktivkraft ...“ (S. 596) 

20) „Das Kapital wendet die Maschine ... nur an, soweit sie den Arbeiter befä- 
higt, einen größeren Teil seiner Zeit für das Kapital zu arbeiten, zu einem 
größeren Teil seiner Zeit als ihm nicht angehöriger sich zu verhalten, län- 
ger für einen andren zu arbeiten. Durch diesen Prozeß wird in der Tat das 
Quantum zur Produktion eines gewissen Gegenstandes nötige Arbeit auf 
ein Minimum reduziert, aber nur damit ein Maximum von Arbeit in dem 
Maximum solcher Gegenstände verwertet werde. Die erste Seite ist wich- 
tig, weil das Kapital hier - ganz unabsichtlich - diemenschliche Arbeit auf 
ein Minimum reduziert, die Kraftausgabe.“ (S. 597 £.) 
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Hilfs- und Kontrolldienste vor allem, die durch die Technik über- 
haupt erst definiert werden. Das nimmt der menschlichen Produk- 
tionstätigkeit ganz grundsätzlich den Charakter der Privatarbeit, 
die erst über den Tausch am Markt „gesellschaftlich“, i.e. zu einem 
arbeitsteiligen Beitrag zum gesellschaftlichen Lebensprozess wird. 
Um sich selber als überdimensionales Privatsubjekt der gesellschaft- 
lich notwendigen Arbeit aufzubauen und am Markt zu betätigen, 
organisieren die Unternehmen lauter überhaupt nicht private Ar- 
beitskollektive und bringen gesellschaftlich erarbeitetes Wissen und 
dessen Umsetzung in eine Technologie zur Anwendung, die nur in 
abgestimmter Arbeitsteilung zwischen den einzelnen Betrieben zu 
realisieren ist;2V) sie nehmen der Arbeit ihrer angestellten Kräfte 
jede Selbständigkeit, um selber als das selbständige Subjekt einer 
Unmenge Tauschwert schaffender Arbeit aufzutreten.22) In Rechts- 


21) „In fact, in dem Produktionsprozeß des Kapitals, wie sich noch mehr bei 
weitrer Entwicklung desselben zeigen wird, ist die Arbeit eine Totalität - 
eine Kombination von Arbeiten - wovon die einzelnen Bestandteile sich 
fremd sind, so daß die Gesamtarbeit als Totalität nicht das Werk des ein- 
zelnen Arbeiters und auch das Werk der verschiednen Arbeiter zusammen 
nur ist, soweit sie kombiniert sind, nicht sich als Kombinierende zueinan- 
der verhalten. In ihrer Kombination erscheint diese Arbeit ebensosehr 
einem fremden Willen und einer fremden Intelligenz dienend und von ihr 
geleitet - ihre seelenhafte Einheit außer sich habend wie in ihrer mate- 
riellen Einheit untergeordnet unter die gegenständliche Einheit der Ma- 
schinerie, das capital fixe, das als beseeltes Ungeheuer den wissen- 
schaftlichen Gedanken objektiviert und faktisch das Zusammenfassende 
ist, keineswegs als Instrument zum einzelnen Arbeiter sich verhält, viel- 
mehr er als beseelte einzelne Punktualität, lebendiges isoliertes Zubehör 
an ihm existiert.“ (S.382) 

22) „Die Maschine erscheint in keiner Beziehung als Arbeitsmittel des einzel- 
nen Arbeiters. Ihre differentia specifica ist keineswegs, wie beim Arbeits- 
mittel, die Tätigkeit des Arbeiters auf das Objekt zu vermitteln; sondern 
diese Tätigkeit ist vielmehr so gesetzt, daß sie nur noch die Arbeit der 
Maschine, ihre Aktion auf das Rohmaterial vermittelt - überwacht und sie 
vor Störungen bewahrt. Nicht wie beim Instrument, das der Arbeiter als 
Organ mit seinem eignen Geschick und Tätigkeit beseelt und dessen Hand- 
habung daher von seiner Virtuosität abhängt. Sondern die Maschine, die 
für den Arbeiter Geschick und Kraft besitzt, ist selbst der Virtuose, die ihre 
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begriffen ausgedrückt: Mit der fortschreitenden Industrialisierung 
der Produktion ersparen, also nehmen die Unternehmen der Arbeit, 
die sie verrichten lassen, jeden Inhalt, der die Arbeitskräfte als Her- 
steller der Produkte erscheinen lässt und es erlauben würde, ihnen 
die hergestellten Gegenstände als die Ihren, als „Vergegenständli- 
chung“ ihres Könnens und ihrer gestaltenden Tätigkeit zuzurech- 
nen. Damit setzen sie die materielle Grundlage und den ursprüngli- 
chen ökonomischen Inhalt der Rechtskategorie des Eigentums, die 
Zurechenbarkeit des Produkts zu seinem Erzeuger, außer Kraft - das 
freilich nur mit dem Ziel und dem Ergebnis, dass das Produkt der 
Gesamtarbeit dem Unternehmen als sein Eigentum zufällt. Um vom 
Produkt, das sie mit dem Recht des Käufers von Produktionsmitteln 
und Arbeit ohnehin ganz als das Ihre beanspruchen, möglichst wenig 
an die Rechtspersonen abtreten zu müssen, denen sie die benötigte 


eigne Seele besitzt in den in ihr wirkenden mechanischen Gesetzen und zu 
ihrer beständigen Selbstbewegung, wie der Arbeiter Nahrungsmittel, so 
Kohlen, Öl etc. konsumiert ... Die Tätigkeit des Arbeiters, auf eine bloße 
Abstraktion der Tätigkeit beschränkt, ist nach allen Seiten hin bestimmt 
und geregelt durch die Bewegung der Maschinerie, nicht umgekehrt. Die 
Wissenschaft, die die unbelebten Glieder der Maschinerie zwingt, durch 
ihre Konstruktion zweckgemäß als Automat zu wirken, existiert nicht im 
Bewußtsein des Arbeiters, sondern wirkt durch die Maschine als fremde 
Macht auf ihn, als Macht der Maschine selbst.“ (S. 592 f.) 

„Die Akkumulation des Wissens und des Geschicks, der allgemeinen 
Produktivkräfte des gesellschaftlichen Hirns, ist so der Arbeit gegenüber 
absorbiert in dem Kapital und erscheint daher als Eigenschaft des Kapi- 
tals...“ (S. 594) 

„Nach der einen Seite hin ruft es (sc. das Kapital) also alle Mächte der 
Wissenschaft und der Natur wie der gesellschaftlichen Kombination und 
des gesellschaftlichen Verkehrs ins Leben, um die Schöpfung des Reich- 
tums unabhängig (relativ) zu machen von der auf sie angewandten Arbeits- 
zeit. Nach der anderen Seite will es diese so geschaffenen riesigen Gesell- 
schaftskräfte messen an der Arbeitszeit und sie einbannen in die Grenzen, 
die erheischt sind, um den schon geschaffenen Wert als Wert zu erhalten. 
Die Produktivkräfte und gesellschaftlichen Beziehungen - beides verschied- 
ne Seiten der Entwicklung des gesellschaftlichen Individuums - erscheinen 
dem Kapital nur als Mittel und sind für es nur Mittel, um von seiner bor- 
nierten Grundlage aus zu produzieren.“ (S. 602) 
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Arbeitsleistung abkaufen, um ihre Arbeiter also nicht bloß der Form 
nach, sondern auch praktisch in größtmöglichem Umfang vom Eigen- 
tum am Produkt ihrer Tätigkeit auszuschließen, schaffen die Kapi- 
talisten mit der Industrialisierung der Produktion Arbeit im Sinne 
der Herstellung eines „eigenen“ Werks und damit die materielle Vor- 
aussetzung für den formell ohnehin außer Kraft gesetzten Eigen- 
tumsanspruch des Arbeiters auf „sein“ Produkt erfolgreich ab. Wie 
erfolgreich, das wird nicht zuletzt daran deutlich, dass der Zusam- 
menhang zwischen der Schaffung einer nützlichen Sache durch 
menschliche Arbeit und dem Rechtsverhältnis des Eigentums an die- 
ser Sache, der für Marx und seine Zeitgenossen noch selbstverständ- 
lich war,23) aus dem gesellschaftlichen Bewusstsein so gut wie ver- 


23) Sehr ausführlich behandelt Marx die eigentumsrechtliche Seite des 
kapitalistischen Produktionsprozesses am Ende von Heft IV und 
Anfang von Heft V der Grundrisse: „Um die Verhältnisse, worin Kapital 
und Lohnarbeit treten, als Eigentumsverhältnisse oder Gesetze auszu- 
drücken, haben wir nichts zu tun, als das Verhalten beider Seiten in dem 
Verwertungsprozeß als Aneignungsprozeß auszudrücken. Z.B., daß 
die Surplusarbeit als Surpluswert des Kapitals gesetzt wird, heißt, daß der 
Arbeiter sich nicht das Produkt seiner eignen Arbeit aneignet; daß es ihm 
als fremdes Eigentum erscheint; umgekehrt, daß die fremde Arbeit als 
Eigentum des Kapitals erscheint. Dieses zweite Gesetz des bürgerlichen 
Eigentums, worein das erste umschlägt, ... wird ebensowohl als Gesetz 
aufgestellt wie das erstre. Das erste ist die Identität der Arbeit mit dem 
Eigentum; das zweite die Arbeit als negiertes Eigentum oder das Eigentum 
als Negation der Fremdheit der fremden Arbeit.“ (5.382) Wenn Marx das 
Eigentum des kapitalistischen Unternehmens am Gesamtprodukt 
der in seinem Betrieb verrichteten Arbeit als „Aneignung“ und bei 
Gelegenheit ganz unbefangen als „Diebstahl“ charakterisiert, hat 
er in der Sache den hier gekennzeichneten „Umschlag“ der Glei- 
chung von Herstellung und Verfügungsrecht in die übergeordnete 
Gleichung von gekaufter Herrschaft über die Tätigkeit des Herstel- 
lens und Eigentum am Produkt fremder Tätigkeit vor Augen. Die 
reale Subsumtion der Produktionsarbeit unter die Vorgaben des 
kapitalistischen Unternehmens, ihre Verwandlung in Maschinen- 
bedienung, macht diesen „Umschlag“ zur praktischen Eigenschaft 
des materiellen Herstellungsprozesses: „In der Maschinerie tritt die 
vergegenständlichte Arbeit der lebendigen Arbeit im Arbeitsprozeß selbst 
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schwunden ist.29 

Der - zu erklärende - Widerspruch zwischen enormer Steigerung 
der Produktivkraft der Arbeit und der exzessiven Inanspruchnahme 
derer, die diese Arbeit zu leisten haben, beides durch dieselbe markt- 
wirtschaftliche Firmenwelt, stellt sich als notwendige Folge des der 
Wirtschaftsweise eigenen Widerspruchs zwischen dem Interesse der 
Unternehmen an der Akkumulation von Reichtum in Form von Geld 
und ihrem Interesse am ausschließenden Zugriff auf den produzierten 
Geldwert heraus. Mit Marx’ Worten: „Das Kapital ist selbst der prozes- 
sierende Widerspruch [dadurch], daß es die Arbeitszeit aufein Minimum zu 
reduzieren strebt, während es andererseits die Arbeitszeit als einziges Maß 
und Quelle des Reichtums setzt.“ (S. 601) 


als die sie beherrschende Macht gegenüber, die das Kapital als Aneignung 
der lebendigen Arbeit seiner Form nach ist.“ (S. 593) „Das Arbeitsmittel 
macht den Arbeiter selbständig - setzt ihn als Eigentümer. Die Maschine- 
rie - als Capital fixe - setzt ihn als unselbständig, setzt ihn als angeeignet.“ 
Angesichts einer Bewegung der Maschinenstürmerei findet Marx 
es ratsam hinzuzufügen: „Diese Wirkung der Maschinerie gilt nur, so- 
weit sie als capital fixe bestimmt, und sie ist nur dadurch als solche be- 
stimmt, daß der Arbeiter als Lohnarbeiter und das tätige Individuum über- 
haupt als bloßer Arbeiter sich zu ihr verhält.“ (S. 598) 

24) Wenn Krupps Metallarbeiter sich schon vor über hundert Jahren 
als „Kruppianer“ verstanden haben und moderne Automobilarbei- 
ter - ausgerechnet dann, wenn sie von Entlassung bedroht sind - 
sich stolz als „Opelaner“ bekennen, so erheben sie damit ganz 
gewiss keinen Eigentumsanspruch auf „ihre“ Firma. Sie drücken 
nichts als ihre Zugehörigkeit zu dem großen Kollektivsubjekt, der 
Firma, also in denkbar affirmativer Form ihre Subsumtion unter 
das Konkurrenzschicksal des Kapitals aus, das sie benutzt. Tatsäch- 
lich ist für sie längst eingetreten, was Marx als notwendiges Resul- 
tat der kapitalistischen Entwicklung bestimmt: „Die volle Entwick- 
lung des Kapitals findet also erst statt - oder das Kapital hat erst die ihm 
entsprechende Produktionsweise gesetzt -, sobald das Arbeitsmittel nicht 
nur formell als Capital fixe bestimmt ist, sondern in seiner unmittelbaren 
Form aufgehoben und das Capital fixe innerhalb des Produktionsprozes- 
ses der Arbeit gegenüber als Maschine auftritt; der ganze Produktions- 
prozeß ... als technologische Anwendung der Wissenschaft.“ (S. 595) 
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Im Prinzip lässt dieser Widerspruch nicht gerade zwei Lesarten, 
aber zwei komplementäre Betonungen zu. Die eine hebt hervor, dass 
die Kapitalisten in ihrem Kampf um Profit zwar unabsichtlich, aber 
sehr wirksam eine technische Entwicklung vorantreiben, die „die 
menschliche Arbeit auf ein Minimum reduziert“.25) Für ihren privaten, 
gegen den ganzen Rest der Gesellschaft in unterschiedlicher Weise 
feindlichen Nutzen organisieren sie Kooperation und gesellschaftli- 
che Arbeitsteilung und mobilisieren die produktiven Potenzen der 
Wissenschaft. Das Privateigentum monopolisieren sie in einer Weise 
und in einem Ausmaß, dass es für die Arbeiter ein Zurück zu einer 
Produktionsweise privat arbeitender, mit dem Eigentum an ihrem 
Produkt wirtschaftender Individuen jedenfalls nicht mehr gibt. Als 
entscheidender „emanzipatorischer“ Fortschritt kommt für sie al- 
lein der Übergang zum bewussten kollektiven Gebrauch technisch 
perfektionierter Produktionsbetriebe für Bedürfnisbefriedigung und 
Freizeit in Frage. Insofern findet sich Marx zu der Schlussfolgerung 
berechtigt: „Das Kapital arbeitet so an seiner eignen Auflösung als die 
Produktion beherrschende Form.“ (S. 596) Andererseits ist es dann doch 
so: Die Senkung des zur gesellschaftlichen Bedürfnisbefriedigung 
nötigen Arbeitsaufwands findet nur statt, um die Arbeiter vom ge- 
genständlichen Reichtum, nämlich von der wachsenden Verfügungs- 
macht darüber, sowie vom Zugewinn an freier Zeit auszuschließen 
und die Kommandomacht des Kapitals zu stärken; die „Erhebung der 
unmittelbaren Arbeit in gesellschaftliche“ geschieht „als Reduktion der 
einzelnen Arbeit auf Hilflosigkeit gegen die im Kapital repräsentierte, kon- 
zentrierte Gemeinsamkeit“ (S. 596). Und wenn das Kapital das „erste 
Gesetz des Eigentums“, seine Herkunft aus der Identität der „leben- 
digen“ Arbeit mit ihrem Werk, praktisch auflöst, dann gilt nur umso 
härter das allein aufrechtlicher Gewalt beruhende „zweite Gesetz“: 
das der „Negation der Fremdheit der fremden Arbeit“, also dass das Kapi- 
tal sich alle „lebendige“ Arbeit als seine Verfügungsmasse inkorpo- 
riert. Insofern fällt der unermüdliche Fortschritt der Produktivkräf- 
te der Gesellschaft - einstweilen - mit der Vollendung der Herrschaft 
des Kapitals über alles Produzieren und Konsumieren zusammen. 
Und betrübliche Tatsache ist eben, dass dieses Wirtschaftssystem 


25) Marx fährt an der Stelle fort: „Dies wird der emanzipierten Arbeit zu- 
gute kommen und ist die Bedingung ihrer Emanzipation.“ (S. 598) 
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schon zu und seit Marx’ Zeiten noch weit effektiver als an seiner 
Auflösung, und zwar unter Einsatz von sehr viel Gewalt, daran „ar- 
beitet“, dass die „riesigen Gesellschaftskräfte“, die es mobilisiert, „ein- 
gebannt“ bleiben „in die Grenzen, die erheischt sind, um den schon geschaf- 
fenen Wert als Wert zu erhalten“ - also ausschließlich als Mittel des 
Kapitals für die Mehrung seiner Macht wirksam werden. 

Dass „das Kapital“ an diesem Erfolg „arbeitet“, ist durchaus wört- 
lich zu nehmen. Die Unternehmer, vor allem aber die politischen 
Instanzen, die denen mit der Wucht eines ausgedehnten Rechtssys- 
tems zu ihrem Eigentumsrecht verhelfen, leisten sich einen unge- 
heuren Aufwand, und zwar wiederum an überwiegend schlecht und 
nur teilweise gut bis ausgezeichnet bezahlter Arbeit an überwiegend 
strapaziösen und nur teilweise angenehmen, ihrerseits technolo- 
gisch dauernd weiterentwickelten Arbeitsplätzen, um das Kapital 
„als die Produktion beherrschende Form“ mit allen Konsequenzen in 
Kraft zu setzen und zu halten. Die kapitalistische Form des Reich- 
tums und seiner gesellschaftlichen Produktion bedarf eines enor- 
men Einsatzes, um sie zu sichern, mit allen ihren Belangen alterna- 
tivlos und flächendeckend auf der Welt durchzusetzen, ihre negati- 
ven Folgen unter Kontrolle zu halten, die daraus erwachsenden An- 
sprüche und Notwendigkeiten sachgerecht zu verfolgen; „riesige 
Gesellschaftskräfte“ werden in Geschäfte gesteckt, die sich auf die 
„unmittelbare Produktion“ nützlicher Güter draufpflanzen und ganz 
neue, nie geahnte gesellschaftliche Bedürfnisse bedienen und schaf- 
fen. Die Arbeit, die da verrichtet wird, weist in ihren unteren bis 
durchschnittlichen Gehaltsstufen keinen beachtenswerten Unter- 
schied zu derjenigen auf, die im „unmittelbaren Produktionspro- 
zess“ verschlissen wird: Die letztere steht schon längst in keiner 
materiellen Beziehung mehr zu dem Produkt, für dessen Herstellung 
sie noch nötig ist; ihr ganzer Zweck liegt auf Seiten der „lebendigen“ 
Arbeiter im zu verdienenden Geld, auf der anderen, maßgeblichen 
Seite in dem Vergleich zwischen deren Bezahlung und der Ertrags- 
rechnung, in die diese eingeht; ihr Verhältnis zum Produktionspro- 
zess ist vollständig aufgelöst in die Abarbeitung der Vorgaben des 
Lohnzahlers. Und was die erstere betrifft, die Arbeit im ausgedehn- 
ten Dienst an den kapitalistischen Formbestimmungen des gesell- 
schaftlichen Reichtums und den daraus erwachsenden Notwendig- 
keiten und Luxusbedürfnissen, so unterliegt sie genau denselben 
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Rechnungen und daraus folgenden Bedingungen wie diejenige in der 
„unmittelbaren“ Güterproduktion: Wer sie verrichtet, tut das auch 
nur für Geld, und das in Abhängigkeit von der Bereicherung seines 
Arbeitgebers; und wer solche „Arbeit gibt“, der hat nichts als den 
größtmöglichen Überschuss seiner Einnahmen über die Bezahlung 
der Arbeitskräfte im Auge, die er für seine „Dienstleistungen“ ein- 
setzt, und nutzt auch dafür alle technischen Errungenschaften zur 
Einsparung von zu entlohnender Arbeit. 

So kommt es, wie es kommen muss, nämlich in denkbar umfas- 
sender Weise und weltweit flächendeckend zu dem absurden „Miß- 
verhältnis“, dass in der Marktwirtschaft mit vergleichsweise lächer- 
lich wenig Aufwand an Arbeitszeit und dem Einsatz von relativ weni- 
gen menschlichen Fähigkeiten eine Unmenge nützlicher Dinge pro- 
duziert wird und die arbeitende Gesellschaft dennoch nicht in den 
Genuss freier Verfügung über Lebenszeit und freier Betätigung un- 
terschiedlichster Fähigkeiten kommt, sondern entweder intensiv 
und rund um die Uhr für ihren Gelderwerb tätig sein muss oder 
wegen Nutzlosigkeit fürs Kapital vom gesellschaftlichen Reichtum 
ausgeschlossen ist. So erklärt sich, dass der enorme technische Fort- 
schritt, den die kapitalistische Firmenwelt produziert, die Leute nicht 
von den Mühseligkeiten des Arbeitens befreit, sondern stets von 
Neuem in einen beständig neu definierten Umkreis von Lebensnot- 
wendigkeiten einsperrt und ihnen entweder keine Chance lässt, mit 
diesen Notwendigkeiten fertig zu werden, oder den größten Teil 
ihrer wachen Lebenszeit und außerdem den letzten Nerv raubt. 

Nicht zu Unrecht war Marx der Meinung, die Opfer dieses Irrsinns 
sollten sich den nicht gefallen lassen; deswegen hat er ihnen die 
Gründe ihrer materiellen Zwangslage, nämlich den „prozessierenden 
Widerspruch“, als dessen Anhängsel sie durch ihr Dasein stolpern, 
erklärt, eben um sie für einen Aufstand dagegen zu agitieren. Zu- 
gleich und in einem gewissen Widerspruch dazu hat er sich mit sei- 
ner Diagnose so sehr im Einklang mit einer zunehmend breiteren 
Arbeiterbewegung zum Umsturz der kapitalistischen Produktions- 
weise gesehen, dass ihm die Widersprüche des Kapitals schon so 
ziemlich als Todesurteil über den Kapitalismus vorgekommen sind. 
Diese Täuschung hat die wirkliche antikapitalistische Arbeiterbe- 
wegung dadurch sehr handfest korrigiert, dass sie sie in ihr Selbst- 
bild übernommen und ihre Strategien daran ausgerichtet hat: Aus- 
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gerechnet in ihren revolutionär gesinnten Teilen und Phasen hat sie 
sich als Auftragnehmer einer ohnehin fälligen geschichtlichen Ten- 
denz verstanden und dementsprechend weniger als kompromisslo- 
ser Verfechter ihrer materiellen Interessen betätigt. Die Parteien des 
zuerst in Russland erfolgreichen, dann von der Sowjetunion weiter 
verbreiteten „realen Sozialismus“ sind ganz explizit von einer ir- 
gendwie objektiv vorgegebenen Geschichtsdramaturgie ausgegan- 
gen, die bestimmte Entwicklungsschritte hin zu einer immer gerech- 
teren Beteiligung der „lebendigen“ Arbeiter am behördlich verwal- 
teten gemeinschaftlichen Eigentum an den Resultaten ihrer „ent- 
fesselten“ Produktivkraft auf die historische „Tagesordnung“ setzt. 
Ihr Vorhaben, die kapitalistische Welt zu revolutionieren und eine 
klassenlose Gesellschaft zu schaffen, haben sie sich dementspre- 
chend als die Aufgabe zurechtgelegt, die kriegerisch eroberte Staats- 
gewalt für die planmäßige Organisation des bis dahin privaten, „an- 
archischen“ Wertschöpfungsprozesses einzusetzen. Den folgenrei- 
chen Widerspruch dieses Unterfangens, die kapitalistische Wertpro- 
duktion nicht abzuschaffen, sondern rational und arbeiterfreund- 
lich umzuwälzen, haben sie gemäß der Vorstellung aufeinander auf- 
bauender, je für sich „historisch notwendiger“ Zwischenschritte von 
der kapitalistischen Ausbeutung hin zu immer mehr „realem Sozi- 
alismus“ mehr schlecht als recht planerisch bewältigt.20 Den Kapi- 
talismus mit seiner Kombination von immer weniger Aufwand für 
und immer größeren Ansprüchen an die „lebendige“ Arbeit wollten 
diese Kommunisten mit ihrer Kombination aus arbeiterfreundlicher 
Gerechtigkeit und ungehindertem Produktivitätsfortschritt „über- 
holen, ohne ihn einzuholen“. Ihren klassenkämpferischen Umsturz- 
willen und alle Kritik an der kapitalistischen Produktionsweise ha- 
ben sie auf die Art praktisch und auch theoretisch auf einen „Wett- 
streit der Systeme“ heruntergebracht; diesen - notwendigerweise 
bewaffneten - Konkurrenzkampf haben die zuständigen Partei- und 
Staatschefs am Ende verloren gegeben. Ein paar ideologische Nach- 


26) Mehr dazu und zum zwar nicht notwendigen, aber konsequenten 
Ende dieser Produktionsweise und ihrer Staatsgewalt ist dem Sam- 
melband von Karl Held (Hrsg.), Das Lebenswerk des Michail Gorba- 
tschow. Von der Reform des ‚realen Sozialismus‘ zur Zerstörung der So- 
wjetunion, Gegenstandpunkt-Verlag, München 1992 zu entnehmen. 
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lassverwalter haben in einem letzten Akt theoretischer Rechthabe- 
rei auch noch diese Niederlage „der Geschichte“ in die Schuhe ge- 
schoben, die dem - „verfrühten?“ - „Versuch“, den Kapitalismus zu 
überwinden, „unrecht gegeben“ hätte, und sich damit vollends vom 
Interesse an sachlicher Kritik des Weltgeschehens verabschiedet. 

Als äußerst beständig erweist sich dagegen der Widerspruch, den 
Marx im nachgelassenen dritten Band seines Hauptwerks einmal so 
formuliert: „Wenn daher die kapitalistische Produktionsweise ein histori- 
sches Mittel ist, um die materielle Produktivkraft zu entwickeln und den ihr 
entsprechenden Weltmarkt zu schaffen“ - und dass sie sich in diesem 
Sinn äußerst effektiv betätigt, ist ja wirklich nicht zu leugnen -, „ist 
sie zugleich der beständige Widerspruch zwischen dieser ihrer historischen 
Aufgabe und den ihr entsprechenden gesellschaftlichen Produktionsverhält- 
nissen.“ (Das Kapital, Bd. III, MEW 25, Berlin 1983, 5.260) 

Dass die historische Leistung der kapitalistischen Produktions- 
weise in Sachen Reichtum und Verkehr rund um den Globus die Er- 
füllung einer „historischen Aufgabe“ wäre, ist bestenfalls eine ironi- 
sche Metapher und der Sache nach ein Hohn auf die Globalisierung 
des viel bestaunten „Nebeneinander“ von enormem Reichtum und 
einer Armut, die sich keinem naturbedingten Mangel, sondern der 
Leistungsfähigkeit des Systems verdankt, das die Menschheit nach 
dem Gebrauch sortiert, den es von ihr macht. Im schlechtesten Fall 
handelt es sich um eine teleologische Dummheit. Zu den objektiven 
Widersprüchen dieser Produktionsweise gehört tatsächlich nicht 
mehr, aber auch nicht weniger, als dass sie „beständig“ gute Gründe 
schafft, sie aus der Welt zu schaffen. 


3. Der technische Fortschritt und seine Folgen für die Arbeit - 
oder: Das Kapital verachtet seine Quelle 
und behandelt sie entsprechend 


Eins steht von vornherein fest: Von dem technischen Fortschritt, den 
das Kapital in die Arbeitswelt einführt, kommt denen, die für Lohn 
die Arbeit tun, nichts zugute. Wie auch? Schließlich ist Kostenent- 
lastung der Zweck und das Kriterium aller Maßnahmen, mit denen 
die Unternehmer die Ergiebigkeit der Arbeit steigern. Und das heißt, 
bloß anders ausgedrückt: Weniger vom geschaffenen Eigentum, das 
im Marktpreis der Ware sein Maß hat, geht als Lohnstückkosten an 
die Arbeiter. Es ist keine zusätzliche Gemeinheit, sondern das Prin- 
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zip dieses Fortschritts, dass die Steigerung des Outputs die bezahlten 
Kräfte nicht erreicht. Die bleiben mit der Arbeit, die für den Unter- 
nehmensgewinn notwendig ist, und der Vergütung dafür, die sich 
nach derselben Notwendigkeit richtet, von einem immer gewaltige- 
ren Reichtum ausgeschlossen; der Anteil an der gesellschaftlichen 
Zahlungsfähigkeit, über den sie mit ihren zusammengezählten Lohn- 
stückkosten verfügen, sinkt mit dem Produktivitätswachstum. Sie 
müssen schon massiv Druck machen und außerdem von der allzu- 
ständigen Aufsichtsbehörde, dem Staat, in dem einen oder anderen 
ihrer Belange Recht bekommen, um mit den neuen gesellschaftli- 
chen Lebensbedingungen auch neue eigene Lebensnotwendigkeiten 
anerkannt und vergütet zu kriegen. Einem solchen Erfolg steht je- 
doch die notwendige Wirkung entgegen, die die Unternehmen mit 
ihren Rationalisierungen bezwecken und erzielen: Für die Produk- 
tion verkäuflicher Ware brauchen sie weniger Arbeit, also weniger 
bezahlte Arbeitskräfte; welche Belegschaft wie stark dezimiert wird, 
ergibt sich aus dem Konkurrenzkampf der Firmen. Wer so überflüs- 
sig wird, ist damit selbstredend überhaupt nicht aus dem Zwang der 
Erwerbsarbeit entlassen, der Nötigung also, irgendeine Arbeit zu 
finden. Das Ergebnis ist die absurde ökonomische Figur des Arbeits- 
losen. Absurd deshalb, weil die Tatsache, dass so viele Leute nicht 
gebraucht werden, eine Folge der Errungenschaft ist, dass für immer 
mehr Güterproduktion immer weniger Arbeitsmühe und Arbeitszeit 
erforderlich sind, diese Errungenschaft aber für die Freigesetzten 
gar keine ist. Deren ganze Freiheit besteht in der Notwendigkeit, 
wieder von einem Arbeitgeber gebraucht zu werden, was nicht bloß 
grammatikalisch eine passive Haltung ist und gar nicht in ihrer 
Macht liegt; und das auch noch gegen den Trend, der sie gerade ihre 
Erwerbsquelle gekostet hat. Sie unterliegen einer Nötigung, ohne ihr 
entsprechen zu können - außer mit dem trostlosen Bemühen, zu 
dem sie freilich von allen Seiten ermuntert und von ihrer Arbeits- 
agentur mit einigem Nachdruck angehalten werden: sich zum frei- 
bleibenden Angebot für allfälligen Kräftebedarf herzurichten. Das 
bringt die Unternehmen in ihrer Eigenschaft als Arbeitgeber in eine 
extra starke Position; nicht nur bei der eventuellen Einstellung von 
Arbeitslosen, sondern bei allen Lohnauseinandersetzungen mit der 
Arbeitnehmerseite: Es stehen ja immer genügend Ersatzkräfte bereit, 
denen ihre Notlage das Fordern unmöglich macht - so sieht das je- 
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denfalls eine moderne Arbeitnehmervertretung und übt beim Streit 
ums Entgelt die sachzwangmäßig gebotene Zurückhaltung. 

Es kommt hinzu, dass Arbeitslose im modernen Sozialstaat der 
öffentlichen Gewalt zur Last fallen. Die zweigt die Kosten, die ihr 
daraus entstehen, vom Entgelt für noch benötigte Arbeitskräfte ab, 
schmälert also wegen der negativen Wirkungen, die der sparsame 
Gebrauch der Arbeit durch die Firmenwelt für die Loehnabhängigen 
nach sich zieht, vorsorglich die Einkommen, die die Beschäftigten 
aus ihrem Dienst am Wachstum fremden Eigentums beziehen. Ver- 
rechnet wird dieser Posten gleichwohl als Last für den Sozialhaus- 
halt des Staates. Das Interesse, diese Last zu erleichtern, kommt als 
fiskalischer Sachzwang zu dem wirtschaftspolitischen Interesse hin- 
zu, möglichst viel eigenes Volk nutzbringend, d.h. rentabel anwen- 
den zu lassen. Mit diesem Kriterium - möglichst viel Beschäftigung, 
aber nur rentable - steht fest: Arbeitslose beweisen mit ihrer bloßen 
Existenz, dass ihre Beschäftigung unrentabel, also zu teuer ist. Also 
betätigt sich auch die Instanz des gemeinen Wohls als machtvoller 
Befürworter eines niedrigen nationalen Lohnniveaus. In den fort- 
schrittlichsten Ländern haben die Zuständigen einen zunehmend 
umfangreichen Billiglohnsektor etabliert und die Sozialabgaben auf 
das Ziel ausgerichtet, auch von Staats wegen auf die Senkung der 
Lohnstückkosten hinzuwirken. 

Wer das Glück hat, eine Arbeit zu finden oder zu behalten, der 
wenigstens spürt an seinem kostenaufwändigen Arbeitsplatz haut- 
nah etwas vom technischen Fortschritt. Allerdings nicht in der Form, 
dass die Arbeit bequemer würde und gelassener angegangen werden 
könnte. Herausgekürzt aus dem industriellen Alltag hat sich allen- 
falls der rohe Kraftaufwand - mangels Rentabilität. Dafür stehen 
teure Maschinen da, die ganz eigene ökonomische Anforderungen 
an die Leute richten, die sie bedienen: Rascher Umschlag des inves- 
tierten Kapitals ist eine gebieterische betriebswirtschaftliche Not- 
wendigkeit, der die Arbeiter durch die Erfüllung höchster Vorgaben 
beim Arbeitstempo zu genügen haben; wie von selbst passt dann sogar 
mehr Arbeit in die bezahlte Arbeitsstunde hinein, und das Unter- 
nehmen kann sich, außer über beschleunigten Umschlag, schon wie- 
der über eine Lohnkostenentlastung freuen. Die andere komplexe 
Arbeitstugend, die fortschrittliche Arbeitgeber ihren Leuten zum 
Sachzwang machen, weil sie selber dem Sachzwang des kostenmin- 
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dernden Kapitalumschlags unterliegen, heißt nach der gängigen 
Sprachmode Flexibilität. Sie betrifft zum einen den Inhalt der Arbeit. 
Mit der Festigkeit einstiger Berufsbilder hat das Arbeiten schon längst 
nichts mehr zu tun; ganz zu schweigen von einem Zusammenhang 
zwischen erlernten Fertigkeiten und verlangten Tätigkeiten, den die 
sogenannte Berufsausbildung fingiert. Im dauernd umgemodelten 
Job ist die Abstraktheit der wertschaffenden Arbeit konkreter Ar- 
beitsalltag. Gleiches gilt für die Arbeitszeit: Deren Länge, die Auftei- 
lung auf Tag, Woche und Jahr, der Wechsel zwischen Freizeit, Dienst 
und Arbeitsbereitschaft, das alles ergibt sich aus den Maschinen- 
laufzeiten, die erstens keine arbeitnehmerbedingten Unterbrechun- 
gen erleiden dürfen und zweitens immer genau dann unterbrochen 
werden müssen, wenn es für so bedeutende Rechenposten wie die 
Auftragslage, die Verkaufskonjunktur, die Lagerhaltung usw. nütz- 
lich erscheint. 

Mit seiner Politik der immerwährenden Rationalisierungen prak- 
tiziert das marktwirtschaftliche Unternehmertum einen Umgang 
mit der Arbeit, der den Tatbestand systematischer Verachtung der 
Quelle seines Reichtums erfüllt. Die Arbeit wird als Kostenfaktor 
bekämpft, als Produktionsfaktor in alle technologischen Sachzwän- 
ge eingepasst, die die Experten der Profitmacherei aus dem Krite- 
rium der ständig zu steigernden und immer neu sicherzustellenden 
Rentabilität des eingesetzten Kapitals ableiten. Die Leistungsfähig- 
keit der Arbeitskräfte wird als Manövriermasse im Besitz der Arbeit- 
geber behandelt, nach Maß und Inhalt immer neu zurechtgemacht 
und abgerufen - und weggeworfen, wenn es wieder einmal gelungen 
ist, Arbeitsaufwand überflüssig zu machen. Für den Lebensunterhalt 
der Beschäftigten hat zu reichen, was ins Lohnstückkostenkalkül 
der konkurrierenden Unternehmen hineinpasst, abzüglich der fäl- 
ligen Abgaben an die Instanz des marktwirtschaftlichen Gemein- 
wohls. 

Bei der dermaßen verächtlich behandelten Mehrheit der Gesell- 
schaft trifft der Anpassungszwang, den die Manager der zeitgenös- 
sischen Arbeitswelt arrangieren, auf extrem viel Anpassungsbereit- 
schaft. Nicht, weil postmoderne Arbeitnehmer sich schon immer ein 
Dasein als Anhängsel eines beständig fortentwickelten Produktions- 
apparats und als nur bedingt nachgefragter Kostenfaktor gewünscht 
hätten, sondern weil sie - solange sie nicht ihren Status und damit 
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das System der Geldwirtschaft insgesamt aufkündigen - keine Alter- 
native haben. Gerade weil das verdiente Geld nie für mehr langt als 
für den Lebensunterhalt bis zur nächsten Lohn- oder Gehaltszahlung 
und weil der marktwirtschaftliche Zweck ihrer Beschäftigung diese 
selbst immerzu in Frage stellt, opfern die Betroffenen in aller Regel 
Lebenszeit und Arbeitskraft dem ständigen Bemühen, einen Arbeit- 
geber von der eigenen Nützlichkeit zu überzeugen. So stabilisiert die 
Untauglichkeit des Lohnsystems als Lebensmittel der Entlohnten 
deren Bereitschaft, den eigenen Aufwand an Zeit und Kraft und Ge- 
sundheit - immerhin die Bedingungen des Gebrauchswerts, den das 
eigene Leben für den Menschen selber hat - gleich von vornherein 
gar nicht als Aufwand, sondern als belastbares eigenes Erwerbsmit- 
tel zu taxieren. 

Zum wirklich tauglichen Gebrauchswert wird die Arbeitskraft 
damit für den Arbeitgeber, der sie bezahlt. In dessen Konkurrenz- 
kampf ist sie eingespannt, so als läge es an den Lohnarbeitern, am 
Ende an ihrem Verzicht auf Überstundenzuschläge und ihrer Bereit- 
schaft zu Sonntagsschichten, ob dieser Kampf, der natürlich immer 
„um Arbeitsplätze“ geht, gewonnen oder verloren wird; dabei haben 
sie außer ihrer benutzbaren Arbeitskraft überhaupt nichts einzubrin- 
gen, geschweige denn zu entscheiden. Alle Freiheit, die Lohnarbeit, 
Quelle jeglichen Eigentums, zum Konkurrenzmittel herzurichten, 
liegt bei den Unternehmern. Deren einschlägige Ansprüche wachsen 
mit den eingesetzten Mitteln. 

Und die sind interessanterweise noch weit größer als alles, was 
kapitalistische Warenproduzenten aus ihren Belegschaften heraus- 
holen. 


71 


IV. Arbeiten unter dem Kreditsystem: 
Immer mehr, immer rentabler, bis nichts mehr geht 


Zur Effektivierung ihres Konkurrenzmittels, der Arbeit, setzen die 
Arbeitgeber nicht bloß eigene Geschäftserlöse ein, sondern Schul- 
den. Mit geliehenem Geld verschaffen sie sich die Freiheit, über das 
Maß ihres Vermögens und der jeweils erwirtschafteten Überschüsse 
hinaus ihre Produktion kontinuierlich fortzuführen, sie auszuwei- 
ten und ihre Rentabilität zu steigern. Zum eigenen Geschäftszweig 
verselbständigt, befähigt der Kredit die Unternehmer dazu, für ihre 
Konkurrenz um Marktanteile gewaltige Investitionen zu tätigen und 
alle Schranken zu ignorieren, auf die sie dabei stoßen. Der Zugriff 
auf Leihkapital wird damit freilich zur notwendigen Geschäftsbe- 
dingung. Damit wird der Gewinn zum Mittel, um an fremdes Geld- 
eigentum heranzukommen, nämlich die mit der Verfügung über 
fremdes Geldeigentum verbundene Tributpflicht gegenüber dem 
Gläubiger zu erfüllen. So wird die Kreditwürdigkeit zum Kriterium, 
also zum Zweck des produktiven Geschäfts. 

Die Branche, die sich derart fördernd und bestimmend ins kom- 
merzielle Geschäftsleben einschaltet, finanziert ihre einschlägi- 
gen Dienstleistungen ihrerseits mit Schulden: mit fremdem Geld- 
vermögen, für dessen Benutzung sie Zinsen zahlt; finanztechnisch 
mit dem Geld der Gesellschaft, das sie praktisch flächendeckend 
durch verbuchte Forderungen und Verbindlichkeiten und deren 
Verrechnung ersetzt. Banken konzentrieren so die Privatmacht 
des Geldes in ihren Händen, machen sie als Kredit fürs kapitalis- 
tische Wachstum verfügbar und bereichern sich an Zinserträgen, 
also vermittels des Rechtsverhältnisses, das der Gläubiger mit 
dem Kreditnehmer eingeht. Im Geschäftsverkehr untereinander 
und mit privaten Geldbesitzern machen sie diese Art der Geldver- 
mehrung in Gestalt von Wertpapieren der verschiedensten Art 
zur Handelsware. Mit dieser Vermarktung von Schulden als Geld- 
kapital beteiligen sie alle Welt an den Erträgen, auf die sie ein 
Recht haben, wie an den Risiken, die sie eingehen, wenn sie die 
Zahlungspflichten der kreditierten Unternehmen wie einen sich 
vermehrenden Vermögenstitel behandeln. So macht die Branche 
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für sich selbst das kapitalistische Ideal wahr, dass jeder Geldsum- 
me ein Recht auf Zuwachs innewohnt. Den kreditierten Unter- 
nehmen verleiht sie die Macht, sich über die Abhängigkeit ihrer 
Kommandogewalt über Arbeit und Produktionsmittel von den 
eigentumswirksamen Leistungen der kommandierten Arbeit hin- 
wegzusetzen und den praktischen Beweis anzutreten, dass allein 
die Größe der vorgeschossenen Geldsumme die gekaufte Arbeit 
rentabel, also das Kapital, das sich die Arbeit rechtsförmlich in- 
korporiert hat, produktiv macht. 

Die Freisetzung dieser Produktivkraft durch den Kredit hat 
allerdings ihren Preis: Sie verschärft die Konkurrenz zwischen 
den Unternehmen um lohnende Gelderträge aus dem steigenden 
Vorschuss, die sie aus ihrem Produktionsfaktor Arbeit heraus- 
wirtschaften. Kredit stärkt erfolgreiche Kapitale ebenso, wie er 
anderen über Schwächen und sogar Niederlagen hinweghilft. Am 
Ende führt die Spekulation der Finanzinstitute und Geldanleger 
die Entscheidung in den Konkurrenzkämpfen der kreditierten 
Unternehmen herbei. Auf Grund des kreditfinanzierten Wachs- 
tums aller Konkurrenten fällt diese Entscheidung periodisch ge- 
gen alle aus, schädigt folglich auch die Finanzbranche selbst. Der 
zugrunde liegende politökonomische Widerspruch - zwischen 
den Bemühungen des Kapitals um maximale Verwertung des vor- 
geschossenen Geldes und dem dafür eingesetzten Mittel, der Min- 
derung des Kostenaufwands für Arbeit durch die kostenaufwän- 
dige Steigerung ihrer Produktivkraft - macht sich geltend als Miss- 
verhältnis zwischen der Masse des in den Konkurrenzkämpfen 
allseits eingesetzten Kredits und dem damit tatsächlich erzielten 
allgemeinen Wachstum: Was das Finanzgewerbe an Finanzmit- 
teln schafft und zirkulieren lässt, wird nicht als das Geldkapital 
gerechtfertigt, als welches das Gewerbe sie in seinen Büchern 
stehen hat. Die Emanzipation des Kapitals von den Schranken der 
Eigentumsvermehrung durch menschliche Arbeit, die es selber 
mit den Methoden der Steigerung seiner Produktivität zugleich 
enger zieht, bewirkt immer wieder das paradoxe Ergebnis, dass 
zu viel Kapital in der Welt ist, als dass sein Gebrauch sich noch 
rentieren und weiteres Wachstum bewirken könnte. 
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Für die fällige Entwertung ihres Reichtums lässt die Klasse der 
Eigentümer, die in der Marktwirtschaft „die Wirtschaft“ heißt, 
die andere Klasse haften: Der „Faktor Arbeit“ war nicht rentabel 
genug; sein letzter zweckdienlicher Gebrauch besteht in seiner 
Stilllegung. So ergibt sich stets von neuem das bekannte Krisen- 
szenario eines „unvermittelten Nebeneinander“ von ganz viel 
überschüssigem Geldvermögen und einem gewaltigen Überschuss 
an lohnabhängiger Erdbevölkerung. 

* 


Ein Geschäftsleben findet, wie jeder weiß, nicht bloß an den Märk- 
ten statt, auf denen unternehmungsfreudige Arbeitgeber die Ware, 
die sie haben produzieren lassen, profitbringend zu Geld machen. 
Die eindrucksvollsten Abteilungen kapitalistischer Erwerbstätigkeit 
sind in den Börsensälen zu Hause, wo das Fernsehpublikum den Bro- 
kern bei der Produktion von Zickzack-Kurven zusehen darf, oder 
spielt sich gleich elektronisch in jenen sagenhaften Computern ab, 
die in Sekundenschnelle Multimilliardenbeträge rund um den Glo- 
bus verschieben. Das schnellste Geld jedenfalls und die größten Ver- 
mögen werden in Sphären gemacht, wo die Geldbesitzer bzw. deren 
Agenten ganz unter sich sind, und mit Papieren, auf denen nichts als 
spekulative Erfolgsversprechen notiert sind. 

Das alles ist, wie abgehoben auch immer von jeder schlichten Wa- 
renproduktion und -zirkulation, dennoch nicht ohne Bezug auf die 
Abteilungen der kapitalistischen Ökonomie, die im Kontrast dazu 
„Realwirtschaft“ heißen. Wenn eine Bank wegen Fehlspekulationen 
zusammenbricht oder umgekehrt ein Aktienkurs in ungeahnte Hö- 
hen steigt, dann rechnet jeder mit materiellen Auswirkungen auf 
Industrie und Handel, auch wenn gar nicht klar ist, mit welchen. 
Umgekehrt kann „Vollbeschäftigung“, worunter man mittlerweile 
alle einstelligen Arbeitslosenquoten versteht, einen ganzen natio- 
nalen Aktienindex herunterdrücken, weil z.B. wegen der Vollbe- 
schäftigung höhere Löhne, wegen der Löhne mehr Inflation, wegen 
der Inflation höhere Zinsen und wegen der Zinsen sinkende Aktien- 
kurse befürchtet werden - ganz gleich, wie verkehrt jedes dieser vier 
„wegen“ in der Sache ist. Eine Massenentlassung wiederum kann 
Kurssprünge nach oben auslösen, weil ein Börsenmakler darin ein 
Signal für mehr Rücksichtslosigkeit beim Profite-Steigern erblickt 
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und zwischen der Maßnahme und ihrem Erfolg nicht unterscheiden 
mag, usw. 

Dass die verselbständigte Welt der Spekulation auf zinstragende 
Schuldscheine und ähnliches Zeug etwas mit der Arbeitswelt zutun 
hat, wird also allgemein angenommen. Gemeingut ist auch die Er- 
kenntnis, dass diese Beziehung von seltsamer Natur, undurchschau- 
bar und nicht selten von einem überraschend offenen Zynismus ge- 
prägt ist. Weniger geläufig dürfte sein, dass und inwiefern sich mit 
dem Kredit das kapitalistische Regime des Eigentums über die Arbeit 
der Gesellschaft vollendet. 


1. Von der Konkurrenz der Unternehmen mit Kredit 
um die rentabelste Arbeit zum Einsatz rentabler Arbeit 
in der Konkurrenz der Unternehmen um Kredit 


Jeder Unternehmer gerät in seiner Geschäftstätigkeit an seine Gren- 
zen: Beim Einsatz verfügbarer Gelder für seinen Konkurrenzkampf 
erweist sich sein Vermögen allemal als zu klein. Es hilft nichts, dass 
es wächst: Wenn es investiert ist, liegt es erst einmal fest und steht 
für eine „flexible Reaktion“ auf die Konkurrenzlage nicht zu Gebote; 
es fehlt für womöglich unabdingbare, weil von der Konkurrenz dik- 
tierte Rationalisierungen; und Investitionen, die durchschlagenden 
Erfolg versprechen, kosten ohnehin regelmäßig weit mehr, als sich 
vom einlaufenden Ertrag abzweigen lässt. Es ist also nicht bloß so, 
dass kapitalistische Unternehmer allemal gerne mehr verdienen und 
dafür mehr „unternehmen“ würden; ihr Eigentum ist wegen seiner 
begrenzten, im Vergleich zu den Konkurrenten sehr relativen Größe 
auch nie die optimale Konkurrenzbedingung, die es sein soll. 
Der Kredit hilft über diese Schranke hinweg: 

- Kapitalistische Produzenten und Kaufleute, die untereinander 
Handel treiben, pflegen einander mit Zahlungsversprechen zu be- 
zahlen. Als Mittler fungieren Banken, die den Rechnungsbetrag dem 
einen Konto gutschreiben, auf dem anderen als Schuld verbuchen, 
für die sie bis zum Eingang von Zahlungen Zinsen berechnen. So 
verfügt der Verkäufer schon über den Geldwert seiner Ware, hat sei- 
nen Kapitalvorschuss insoweit bereits wieder in der Hand und kann 
als Produzent seinen Betrieb fortführen, noch bevor der Warenwert 
definitiv in Geld realisiert ist. Das aufgewandte Kapital liegt nicht 
mehr für die Dauer der Vermarktung der fertigen Ware fest, es lässt 
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sich sofort wieder für die Herstellung neuen Eigentums einsetzen, 
sobald das Produkt die Werkshallen verlassen hat: ein bedeutender 
Beitrag zur Kapitalproduktivität, auf die es schließlich ankommt. 

- Und es bleibt nicht dabei, dass produzierter Warenwert durch von 
Banken verbuchte Schulden eines Käufers unverzüglich in ‚Liquidi- 
tät‘ verwandelt wird. Das Kreditgewerbe steht auch dafür bereit, 
Unternehmer mit einem zusätzlichen Kapitalvorschuss auszustat- 
ten, also einen Warenwert zu beleihen, der durch das kreditierte 
Geschäft erst zustande kommen soll. Durch Schulden, also die Ver- 
pfändung zukünftiger Erlöse, kommen Unternehmen an die Mittel, 
die sie brauchen, um ihren Umsatz auszuweiten, wo immer sich Ab- 
satzchancen für ihren Geschäftsartikel erschließen lassen; um in 
die Steigerung der Produktivkraft der benutzten Arbeit zu investie- 
ren; um neue Geschäftszweige zu eröffnen oder, der Aussicht auf 
bessere Renditen folgend, in andere Branchen zu wechseln; usw. Be- 
nötigt werden solche zuschüssigen Mittel im Interesse beschleunig- 
ter Bereicherung; einem Interesse, das als Notwendigkeit auf die 
Unternehmen zurückwirkt, weil sie alle dieses Interesse in Konkur- 
renz gegeneinander verfolgen. Dafür verschafft der Kredit den Fir- 
men die Freiheit, sich von den einschränkenden Bedingungen ihres 
bisherigen Geschäftsgangs zu lösen und ihren Kapitaleinsatz ganz 
an den Chancen für beschleunigtes Wachstum und den Erfordernis- 
sen ihres Kampfes um Marktanteile auszurichten. 

Die Freiheit hat natürlich ihren Preis. Sie kostet Zins oder anders 
definierte Zahlungspflichten, also Abzüge von den Erträgen, die mit 
dem durch Schulden vergrößerten Kapitalvorschuss erwirtschaftet 
werden; im günstigen Fall nur einen Teil des Zuwachses beim Gewinn. 
Auf jeden Fall muss das Unternehmen mit seinem Profit auch das 
Geldkapital des Kreditgebers produktiv machen. Diese rechtlich fest- 
geschriebene Pflicht bedeutet für das kreditierte Geschäft mehr als 
nur einen Abzug vom Ertrag. Ihre Erfüllung hat rechtlich Vorrang 
vor dem ökonomischen Bedürfnis, das das Unternehmen sich mit 
seiner Verschuldung erfüllt, und sogar vor seinem ökonomischen 
Erfolg. Vor allem andern kommt der Dienst am ökonomischen Erfolg 
des Gläubigers: Der wirkliche Erlös der Firma hat seine Vorwegnah- 
me im Kredit zu rechtfertigen, also auch den im Zinsanspruch vor- 
weggenommenen Zuwachs zu erbringen und so dafür zu sorgen, dass 
die verliehene Summe sich für den Kreditgeber als Geldkapital 
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bewährt. Dass damit ein neues Erfolgskriterium ins kapitalistische 
Geschäftsleben Einzug hält, macht sich nicht erst im Nachhinein 
bemerkbar, wenn es an die Verteilung des zusätzlichen Geldreich- 
tums, der Ausbeute aus der angewandten Arbeit, geht. Schon vorweg 
muss das Unternehmen die Finanzwelt für sein Wachstum interes- 
sieren, von der Höhe und Sicherheit der Erträge überzeugen, für die 
es das geliehene Kapital einzusetzen gedenkt. Um seine Konkurrenz- 
kämpfe mit Kredit bestreiten zu können, muss es deren Erfolgsaus- 
sichten von Banken und Investoren prüfen und bewerten lassen; im 
Vergleich mit anderen Geldanlagen und mit den Geschäftschancen 
seiner Konkurrenten. Für den Konkurrenzkampf mit Kredit muss 
das Unternehmen die Konkurrenz um Kredit bestehen: Es muss seine 
Kreditwürdigkeit beweisen. 

Mit der Freiheit von den Schranken des schon erwirtschafteten 
Eigentums kommt für das kapitalistische Unternehmen also zu sei- 
nem Eigeninteresse, das dank der Konkurrenz als „Sachzwang“ zum 
Erfolg wirkt, der zweite „Sachzwang“ hinzu, durch eigenen Erfolg 
den Erfolg des Geldverleihers bzw. Investors zu gewährleisten. Auch 
in der Symbiose, die Finanzier und kreditiertes Unternehmen mit- 
einander eingehen, werfen eben nicht einfach ein paar Gleichge- 
sinnte für ein gemeinsames Werk ihre Potenzen zusammen. Wo eige- 
nes und fremdes Eigentum zu einer einzigen vergrößerten Komman- 
dogewalt über Arbeit und Produktionsmittel kombiniert werden, 
bleibt das Privateigentum als ausschließende Größe, der Gegensatz 
der Privateigentümerinteressen erhalten.27) Der Zusammenschluss 


27) Das gilt sogar da, wo der Form nach eben das passiert, nämlich 
Privateigentümer Gelder zusammenlegen, um ein Gemeinschafts- 
unternehmen zu finanzieren, an dessen Erträgen sie alle je nach 
der Höhe ihres in Aktien verbrieften Anteils beteiligt sind. Der 
Interessengegensatz zwischen Investor und Investment bekommt 
hier die weiterentwickelte Form, dass das Unternehmen mit sei- 
nem Konkurrenzkampf als Grundlage für das geschäftliche, in der 
Regel professionell betreute Interesse der Aktionäre fungiert, sich 
an Dividenden und vor allem an Kursgewinnen ihrer Wertpapiere 
zu bereichern. In dem Bemühen der angestellten Unternehmens- 
leitung, eben diese Funktion optimal zu erfüllen, also das Unter- 
nehmen am Markt voranzubringen und dadurch die Shareholder 
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produziert für beide Seiten einen Widerspruch: zwischen Freiheit 
und Sachzwang auf Seiten des Kreditnehmers, zwischen Vorrecht 
auf und Abhängigkeit vom fremden Geschäftserfolg auf Seiten des 
Geldgebers. Geltend macht sich das in einer Vielzahl von Konflikten, 
die sich um Kosten und Bedingungen von Finanzierungsgeschäften 
drehen; da streitet die eine Partei um den Preis der Freiheit, die ihr 
ein geliehener Zuwachs an Kapitalgröße bringt, die andere um die 
Sicherheit des Geldkapitals und die Höhe der Rendite, die die Gegen- 
seite ihr schuldet. Den kapitalistischen Unternehmenszweck ändert 
dieser Streit in genau einem Sinn: Er steigert das Anspruchsniveau 
hinsichtlich der Kapitalproduktivität, um deren Maximierung es 
sowieso geht. 

Die Belegschaften, die mit ihrer Arbeit und ihrem Entgelt für eine 
Kapitalrendite mobilisiert und haftbar gemacht werden, die diesem 
Anspruchsniveau genügt, sind auf diese Weise mit der Tatsache kon- 
frontiert, dass hinter der Kommandomacht über ihre produktive 
Tätigkeit mehr als bloß das Eigentum einzelner Eigentümer steht. 
Nämlich in erster Instanz die Symbiose dieses Privateigentums mit 
dem Kredit, der dessen Macht und Ertragsanspruch steigert. Hinter 
diesem Kredit steht in der modernen Marktwirtschaft wiederum 
nicht bloß der eine oder andere Privateigentümer, der gerade Geld 
übrig hat. Das Kreditverhältnis ist in Gestalt von Banken und ande- 
ren Geldinstituten in einer Weise professionalisiert, dass darin die 
Kommandomacht des Reichtums der gesamten Klasse, die von ihrem 
Geldbesitz lebt, konzentriert zuschlägt. Das zuständige Gewerbe 
kombiniert die Privatvermögen aller potenten Marktteilnehmer - 
und mittlerweile sogar die Privatmacht allen Geldes, das überhaupt 
verdient wird und zirkuliert - systematisch zu einer Macht, die mit 
all ihren inneren Widersprüchen, Interessengegensätzen und Abhän- 
gigkeiten etwas ganz anderes darstellt als die bloße Addition von 
Geldsummen. Der „Faktor Arbeit“ bekommt es mit dem monströsen 
Widerspruch einer wirklichen Vergesellschaftung des Privateigentums 
zutun. 


zu bedienen, finden die beiden Seiten ganz sachgerecht wieder zu- 
sammen. 
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2. Die politökonomische Eigenart des Finanzgeschäfts 
und seine Leistung: Freisetzung des Wirtschaftswachstums 
durch Vergesellschaftung der Privatmacht des Geldes 


Mit seinem Dienst an den Konkurrenzanstrengungen und Wachs- 
tumsstrategien der Unternehmenswelt betreibt das Kreditgewerbe 
sein Geschäft und sein Wachstum. Das funktioniert auf seine eigene 
Art und Weise.28) 


a) Das Finanzgewerbe etabliert Geldvermehrung 
als ein jeder Geldsumme inhärentes Recht 


Wenn Kreditunternehmen Geld verleihen, dann schaffen sie damit 
auf ihrer Seite eine Forderung: ein verbrieftes Recht auf Geldzu- 
wachs. Das Geld ist in fremder Hand; in ihren Händen entsteht statt- 
dessen Geldkapital in Form eines Rechtstitels, der die Vermehrung 
der weggegebenen Geldsumme durch vereinbarungsgemäße Zah- 
lungen des Kreditnehmers repräsentiert. Die produktive Unterneh- 
menswelt lässt geldförmigen Reichtum schaffen, bezieht den darin 
enthaltenen Überschuss über die vorgeschossene Summe auf den 
eigenen Vorschuss als Quelle und bemisst daran den Erfolg des Ein- 
satzes eigenen Vermögens. So macht sie Geld zur Geldquelle. Diese 
Kapitalpotenz des Geldes existiert in der Hand des Finanzkapitals 
als Rechtsanspruch getrennt von jedem materiellen Verwertungs- 
prozess, verselbständigt gegen den wirklichen Gebrauch der verlie- 
henen Geldsumme. Die Zweckbestimmung des marktwirtschaftli- 
chen Reichtums, als Kapital verwendet und dadurch mehr zu wer- 
den, wird zum Recht des Kreditgebers auf einen Geldzuwachs und 
in dieser Form zu seiner Einnahmequelle.2?) 


28) Eine systematische und ausführliche Erklärung dieses Geschäfts 
ist unter dem Titel Das Finanzkapital in vier Teilen in den Heften 
3-08, 2-09, 1-10 und 1-11 des GegenStandpunkt erschienen und wird 
in einer überarbeiteten Fassung als Buch veröffentlich. 

29) Die Gleichung, dass Geld nicht bloß allgemeines Äquivalent ist, son- 
dern in den Händen des Kreditgewerbes seine eigene Vermehrung 
repräsentiert, setzt konsequent die Logik der politischen Ökono- 
mie fort, die mit dem Warencharakter aller marktwirtschaftlich 
produzierten Güter und Dienstleistungen anfängt: Produziert wird 
für den Tausch, in dem sich das Rechtsverhältnis des Eigentums, 
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Die Banken bedienen sich für ihr Leihgeschäft des Geldes, das die 
Kundschaft bei ihnen hinterlegt. Der gegenüber gehen sie ihrerseits 
Verbindlichkeiten ein, gründen ihre Gläubigerposition also auf eige- 
ne Verschuldung. Die Verfügungsmacht über das fremde Geld sichern 
sie sich dadurch, dass sie selber Zinsen zahlen, ihre Einleger also an 
der Verwandlung von Geld in Geldkapital teilhaben lassen; gerech- 
terweise in umso höherem Maß, je dauerhafter sie über die Deposi- 
ten als Manövriermasse für ihr Kreditgeschäft verfügen dürfen.30) 


nämlich des Ausschlusses aller Interessenten vom Gebrauch des 
hergestellten Bedarfsartikels, als Mittel zur Aneignung fremden 
Eigentums bewährt. Im Geld verselbständigt sich diese dem markt- 
wirtschaftlichen System eigene Zweckbestimmung des Produzie- 
rens. In ihm existiert die Aneignungsmacht, auf die es bei der Ware 
ankommt, getrennt vom Produkt: allgemeine Verfügungsmacht 
als Ding. Mit der Verwendung von Geld als Kapital wird der Zweck 
des Gelderwerbs in der Weise zum Prinzip des gesellschaftlichen 
Produktionsprozesses, dass es nicht mehr um die Schaffung neuen 
Eigentums überhaupt geht, sondern darum, dass der Eigentümer 
der Produktionsmittel als Rechtssubjekt der geleisteten Arbeit aus 
dem Warenverkauf mehr Geld erlöst, als er in die Produktionsmit- 
tel hineingesteckt hat und für Arbeitskräfte zahlen muss. Die Ab- 
surdität, dass die Arbeit, die neues Eigentum schafft, vollständig 
unter ihre Bezahlung subsumiert ist und in diesem Sinn das vor- 
geschossene Kapital zum Grund seiner eigenen Vermehrung wird, 
bekommt im Kreditgeschäft ihre selbständige Gestalt: Kapitalpro- 
duktivität als solche wird in Form eines Anrechts auf ein Mehr an 
Geld zur Eigenschaft jeder Geldsumme, die das Kreditgewerbe in 
die Hand bekommt. 

30) Außerdem nutzen die Banken ihre Dienstleistung am gesellschaft- 
lichen Zahlungsverkehr sachgerecht aus: Praktisch alles in der Ge- 
sellschaft verdiente Geld taucht bei Banken und Sparkassen auf, 
wird dort als Guthaben verbucht, also durch Zahlungsversprechen 
der Institute ersetzt. An dieser Verwandlung von Geld in Verbind- 
lichkeiten der Bank ändern die Verfügungen, die die Kontoinhaber 
über ihr Verdientes treffen, nichts: Zahlungen werden bekanntlich 
innerhalb und zwischen den Geldhäusern mit der Umbuchung von 
Guthaben abgewickelt und münden in der Verrechnungresp. dem 
Austausch von Geldforderungen unter den Banken. Damit ver- 


80 


Die Differenz zwischen den ökonomischen Erträgen der Rechtsver- 
hältnisse, die sie nach den beiden Seiten hin, als Schuldner aller 
Geldbesitzer und Gläubiger aller Kreditnehmer, eingehen, lässt das 
Kapital wachsen, das die Banken selber vorschießen. 

Selbstverständlich beruht diese Leistung des Bankgewerbes auf 
dem Produktionsprozess, mit dem die Gesellschaft ihren materiellen 
Stoffwechsel bewerkstelligt; es verselbständigt ja dessen ökonomi- 
sche Eigenart. Die Freisetzung der Kapitalnatur des Geldes imKredit 
setzt voraus, dass mit den Dienstleistungen des Gewerbes für die 
Unternehmenswelt unablässig ein Überschuss an privatem Eigentum 
geschaffen und in Geld realisiert wird. Seine Voraussetzung kennt 
das Kreditwesen freilich nur als eine Ansammlung von guten und 
weniger guten Risiken - dafür nämlich, dass die akkumulierten Rechts- 
ansprüche auf Geldvermehrung auch vereinbarungsgemäß erfüllt 
werden; und das heißt praktisch: in Form von Gründen für messer- 
scharf unterschiedene Aufschläge auf den Mindestzinssatz, die es 
seinen kommerziellen Schuldnern je nach deren Bonität berechnet, 
bzw. in Form von Kursen, zu denen es deren Schuldpapiere kauft und 
verkauft. Das Risiko, der spekulative Charakter des Kreditgeschäfts, 
erhält eine Preisform und wird so zum Mittel des Bankgeschäfts. Auf 
die Weise nimmt es seine Grundlage, die kapitalistische Firmenwelt, 
die sich für ihr Wachstum der Arbeit ihrer Angestellten bedient, 
konsequent im Sinne und nach Maßgabe seiner Geschäftsinteressen, 
nach dem Kriterium seines Wachstums in Anspruch. 


schafft das Gewerbe sich die Freiheit, so gut wie sämtliche Geld- 
einnahmen der Gesellschaft - einschließlich dessen, was seine Kre- 
ditnehmer mit dem geliehenen Geld an Zahlungen leisten, also an- 
derswo an Geldzufluss stiften - als Finanzmasse zu behandeln, die 
ihm innerhalb gesetzlich vorgeschriebener Grenzen für Ausleihun- 
gen zur Verfügung steht. Die Zahlungsmittel, mit denen die Ge- 
schäftswelt ihre Umsätze bewerkstelligt und die Insassen der mo- 
dernen Marktwirtschaft ihren Lebensunterhalt bestreiten, beste- 
hen folglich - soweit nicht bares Geld - in elektronischen Geldzei- 
chen, die nichts anderes und nichts Geringeres bezeichnen als die 
Kreditgeschäfte, die ihre Bank damit anzettelt: Das zeitgemäße 
marktwirtschaftliche Umlaufmittel besteht aus Kreditzeichen. 
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b) Das Finanzgewerbe vervielfacht sein Kreditgeschäft durch 
Geschäfte zwischen den Finanzakteuren und macht so aus seinen 
Risiken eine haltbare, belastbare, äußerst potente Einnahmequelle 


Natürlich geht damit jedes Kreditinstitut tatsächlich Risiken ein. Mit 
jeder Finanzierung übernimmt es Zahlungspflichten, die allein durch 
die Sicherheit „gedeckt“ sind, dass die finanzierten Schuldner auch 
fristgerecht zahlen und damit die Verbuchung des weggezahlten 
Geldes als Geldkapital rechtfertigen. Aus der Masse und dem Gang 
ihrer Finanzierungsgeschäfte schöpft die Bank die Potenz und die 
Mittel, Verbindlichkeiten, die sie eingegangen ist, zu bedienen und 
neue einzugehen. Mit ihrem Geschäftsvolumen vervielfacht sie also 
ihre Sicherheiten, weil ihre zinspflichtigen Schuldner. Sie verviel- 
facht damit aber zugleich ihre (Ausfall-JRisiken. 

Für die Ausgestaltung dieser waghalsigen Art der Bereicherung 
zum Prinzip einer ganzen Geschäftssphäre greifen die Finanzinsti- 
tute aufeinander zurück: Es betreiben nicht nur viele Finanzinstitute 
dasselbe. Sie geben und nehmen untereinander Kredit, stehen mit 
ihrer Art der Bereicherung also nicht alleine da, sondern teilen ihre 
Risiken, verdienen aneinander und machen sich vom Geschäftserfolg 
ihrer Konkurrenten abhängig. Sie tun das nicht nur in der Weise, 
dass sie einander Geld leihen, Forderungen stunden, Zahlungsver- 
sprechen als Zahlung gutschreiben usw. Sich selbst und ihren kre- 
ditbedürftigen besseren Kunden verschaffen sie fremdes Geld, indem 
sie die Beteiligung an zukünftigen Geschäftserträgen in Form von 
Anrechtsscheinen unterschiedlicher Art zum Handelsobjekt machen, 
das sie einander sowie interessierten Geldbesitzern ver- und auch 
wieder abkaufen. Sie schaffen einen Finanzmarkt, der sich gerade 
nicht durch den Austausch von Äquivalenten, sondern durch eine 
Leistung eigener Art auszeichnet: Der Geldanleger kauft ein Wert- 
papier, das ein Recht auf Vermehrung der investierten Summe reprä- 
sentiert; was er „kauft“, ist die Verwandlung des gezahlten „Preises“ 
in ein Wachstum versprechendes Geldkapital. Das Wertpapier sei- 
nerseits erfährt mit seiner erfolgreichen Vermarktung seine Aner- 
kennung als ein Stück rechtlich verbriefte Geldvermehrung: als wirk- 
licher Repräsentant des Zuwachses an Geldvermögen, das sein Emit- 
tent verspricht. Zusätzlich zur Finanzierung ihrer „realwirtschaf- 
tenden“ Kundschaft inszenieren die Kreditunternehmen so einen 
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großen Kreislauf der Re-Finanzierung, in dem sie als Emittenten, 
Käufer, Zwischenhändler, Vermittler und Designer von Investments 
aktiv sind. Sie bewirken damit die wechselseitige ökonomische Be- 
glaubigung ihrer Risiken als Geldkapital, machen sich füreinander 
zur Verdienstquelle und zur neuen Sphäre ihres Wachstums. Zugleich 
etablieren sie eine allseitige Abhängigkeit ihrer Finanzmacht vom 
Geschäftserfolg ihrer finanzkapitalistischen Partner, also von der 
im Handel bestätigten Haltbarkeit des vermögenswirksamen Ver- 
trauens der Gemeinde in die Ertragskraft ihrer Ertragstitel.3V) 
Dass sie mit der Ausweitung ihres Geschäfts auch ihre Risiken 
vermehren, muss man Bankern nicht erzählen. Sie haben das Ris- 
kante ihrer Art der Bereicherung längst geschäftlich verarbeitet: 
Kredite und Zinszahlungen lassen sich gegen Ausfall sowie der Wert 
von Vermögenstiteln gegen Verfall versichern - und auch daran ver- 
dienen sie. Mit der Verwandlung von Rechten und Pflichten aus sol- 
chen Vereinbarungen in besondere Handelsobjekte und der Schaf- 
fung eigener Märkte für solche Produkte haben sie auch daraus schon 
wieder einen umfangreichen Geschäftszweig gemacht. Der ist sei- 
nerseits die Basis für eine Spekulation, die sich vom Versicherungs- 
zweck trennt und allein die Risikoeinschätzung als solche zum Ge- 
genstand von Geschäften macht. Diese gleichen einer Wette, sind 
von Spezialisten des Finanzgewerbes aber gleichfalls zu einer seri- 


31) Der marktwirtschaftliche Sachverstand legt sich diesen Sachver- 
halt mit Hilfe der lateinischen Wurzel des Wortes ‚Kredit‘ gerne 
moralisch bzw. psychologisch, nämlich so zurecht, dass die schö- 
nen Leistungen des Kreditgewerbes auf dem Vertrauen beruhen, 
das die Akteure einander entgegenbringen sowie an den von ihnen 
geschaffenen Finanzmärkten genießen - eine arg verniedlichende 
Deutung der Macht, die die Akteure des Finanzgewerbes aus ihren 
(Re-JFinanzierungsgeschäften herausholen. Worauf da mal mehr, 
mal weniger vertraut wird, ist die Erfolgsträchtigkeit des rück- 
sichtslosen Zugriffs, den die Agenten des Kredits auf alle ökonomi- 
schen Aktivitäten der Gesellschaft als Mittel der Vermehrung ihres 
Reichtums vornehmen. Hinter diesem Zugriff steht erst recht keine 
Vertrauensfrage, sondern die Staatsgewalt mit ihrem Rechtsappa- 
rat. 
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ösen Bereicherungsquelle und Investitionssphäre ausgestaltet wor- 
den. 

Die Techniken und Milliardenumsätze dieses - mitunter als „Zo- 
ckerei“ verschrienen - Geschäftszweigs geben dem Publikum viel zu 
staunen. Weniger Beachtung findet seine politökonomische Leis- 
tung; zu Unrecht. Denn mit dieser völlig auf sich selbst bezogenen 
Spekulation vollendet er, was mit dem Kreditverkehr zwischen den 
Bankhäusern anfängt: Die Branche vergesellschaftet die Risiken, die sie 
auf sich nimmt und vervielfacht. Mit dem Leihverkehr zwischen den 
Banken, dem Wertpapierhandel, dem Versicherungsgeschäft und der 
Derivatespekulation - und allen möglichen Geschäften dazwischen 
- kollektiviert sie die gewagte Gleichung von Kreditvergabe und Geld- 
kapital, die allen Kreditunternehmen als Bereicherungsquelle dient. 
Dadurch stiftet sie die Sicherheit, die sie für ihr Funktionieren braucht. 

Die Gegensätze in den Geschäftsinteressen der Beteiligten schaf- 
fen die Finanzmarktakteure damit natürlich ebenso wenig aus der 
Welt wie das Risiko, dass Wertpapiere ökonomisch nicht halten, was 
sie rechtsförmlich versprechen, oder die Gewissheit, dass bei Finanz- 
wetten eine Seite verliert. Was sie zustande bringen, ist das paradoxe 
Kunstwerk einer ökonomischen Vergemeinschaftung von Privatei- 
gentümern. Sie bringen es zustande vermittels der Konkurrenz der 
einzelnen Akteure um die sicherste und ertragreichste Geldanlage. 
Als Gläubiger und Schuldner, als Wertpapieremittenten und Inves- 
toren etc. gleichermaßen scharf auf Teilhabe an fremden Geschäften 
wie voller Vorbehalte, was deren Sicherheit betrifft, wirken sie auf 
vielerlei Weise zusammen und bestätigen einander und insgesamt 
die Kapitalqualität ihrer Kreditengagements. Als Konkurrenten ge- 
schäftlich miteinander verbunden, ermächtigen sich die Unterneh- 
men der Branche dazu, aus ihren Risiken ein wachsendes Vermögen 
zu immer mehr Finanzgeschäften zu generieren. So begründen sie die 
Macht, an der sie alle partizipieren: die Macht des gesellschaftlichen 
Finanzkapitals, sich als quasi autonomer, nur am eigenen Kalkül 
orientierter Schöpfer und Verteiler der Vorschüsse zu betätigen, mit 
denen kapitalistisch gewirtschaftet wird. 
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c) Das Finanzgewerbe macht den Kredit zum Ausgangs- und 
Endpunkt aller Geschäftstätigkeit und vollendet so die Verachtung 
des Kapitals für die Arbeit, die es zu seiner Quelle macht 


Der Dienst am marktwirtschaftlichen Betrieb, den die Branche damit 
leistet, wird von der Fachwelt als „Kreditschöpfung“ gewürdigt und 
als „systemisch“ anerkannt. Sie hat dabei den Umstand im Auge, 
dass das moderne Bankwesen keineswegs bloße Hilfsdienste am 
Wachstum in anderen Geschäftssphären versieht, sondern alle ande- 
ren Wirtschaftsbereiche, zusammengefasst unter dem Titel „Real- 
wirtschaft“, von der Beschränkung ihres Geschäftsgangs und Wachs- 
tums aufs jeweils schon Verdiente freisetzt, sich zum allgemeinen 
Motor der Kapitalakkumulation und diese dafür von seiner Fähigkeit 
und Bereitschaft abhängig macht, allseits Wachstumsmittel bereit- 
zustellen.32) Mit seinem Kredit steht das Bankgewerbe am Anfang, 
mit seinem Recht auf Bestätigung seiner Spekulation steht es am 
Ende der Produktion des Reichtums, auf den es in der Marktwirt- 
schaft ankommt: des Zuwachses an privatem Geldvermögen. Dank 
seiner eigennützigen Dienstleistung fungiert nicht bloß Kredit als 
zusätzlicher Kapitalvorschuss, sondern der Kapitalvorschuss als Fi- 
nanzinvestition: Das moderne Finanzgewerbe macht die Welt der 
kapitalistischen Produktion zur Anlagesphäre. Damit setzt es die 
Gleichung: Kapital ist Kredit, in Kraft. 

Diese Gleichung hebt die Interessengegensätze zwischen Kredit- 
gebern und Schuldnern nicht auf. Finanzkapitalund „Realwirtschaft“ 


32) Welche Freiheiten die Banken sich dabei herausnehmen, wird an 
der Schranke deutlich, die sie sich dafür setzen - resp. durch die 
staatliche Aufsicht setzen lassen müssen: Wann immer aufgrund 
genommener und vergebener Kredite Zahlungen fällig werden und 
nach Verrechnung von Forderungen und Verbindlichkeiten tat- 
sächlich zu leisten sind, muss ein seriöses Finanzinstitut auch zah- 
len können; das heißt: es muss über Reserven verfügen, die bei 
seinesgleichen, also für seine konkurrierenden Partner Kreditwür- 
digkeit verbürgen. Mit seiner Liquidität steht das einzelne Unter- 
nehmen für die Zahlungsfähigkeit ein, die es bei seiner Kundschaft 
stiftet - und das Gewerbe insgesamt für die Liquidität des ganzen 
kapitalistischen Ladens. 
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sind und bleiben nicht bloß verschiedene Branchen, sondern verfol- 
gen entgegengesetzte Ansprüche - freilich in Bezug auf dasselbe 
Geschäftsmittel: Gerade weil für die eine Seite Kredit ihr Geschäft 
ist und für die andere ihre unentbehrliche Ressource, streiten sie 
ohne Ende um die Konditionen ihrer Symbiose. Dieser Streit belegt 
also nicht nur die prinzipielle Interessenidentität zwischen den bei- 
den Sorten von Kapital, sondern auch die Unterordnung des kapita- 
listischen Produzierens unter den Kredit. Dabei hat sich längst auch 
unter Industriellen und Kaufleuten der Standpunkt des Finanzge- 
werbes eingebürgert, für das die „Realwirtschaft“ nichts weiter als 
ein Ensemble konkurrierender Investments darstellt. Auch die Ver- 
treter von Handel und Gewerbe stellen sich zum eigenen Unterneh- 
men als einer Geldanlage, die sich im Vergleich mit alternativen In- 
vestments rentieren muss: Aktiengesellschaften trennen ausdrück- 
lich und rechtsförmlich zwischen Eigentümern und Unternehmens- 
leitung, damit letztere das Vermögen der Aktionäre in seiner Eigen- 
schaft als Geldanlage mit eigenem Börsenkurs wachsen lässt. Und 
für die „Selbständigen“, die sich gerne „Mittelstand“ nennen lassen, 
versteht es sich von selbst, dass ihr Vermögen ein eigenes Recht auf 
anständige Verzinsung hat und ihr persönlicher Einsatz im Betrieb 
für die Erzielung einer entsprechenden Kapitalrendite einen davon 
unterschiedenen Unternehmerlohn verdient. So spiegelt das inter- 
essierte Kalkül der in Produktion und Handel engagierten Arbeitge- 
ber selber den Standpunkt und die Macht ihrer Kreditgeber wider: 
den Standpunkt, dass der Kredit dem Geld sein Recht verschafft, sich 
als Kapital zu verwerten, und die Macht, Geld „arbeiten zu lassen“, 
d.h. als Quelle seiner Vermehrung in Umlauf zu bringen. Die Arbeit, 
die von ihren Anwendern schon auf ihre Leistung, geldwertes Eigen- 
tum hervorzubringen, festgelegt ist, die mit dieser vom Unterneh- 
men gekauften Leistung zur Selbstvermehrung des kapitalistischen 
Eigentums herangezogen wird und die nur als Instrument für die 
Produktivität des Kapitals überhaupt in Aktion tritt, fungiert in letz- 
ter Instanz als abhängige Variable eines Investments, das ein Geld- 
anleger bereits als sein wachsendes Vermögen verbucht. 

In dieser Eigenschaft nimmt der „Faktor Arbeit“ auf seine sys- 
temgemäße Weise teil an dem eigentümlichen Auf und Ab des Kon- 
Junkturverlaufs, den das Regime des Finanzkapitals dem Lebenspro- 
zess der aufs Geldverdienen festgelegten Gesellschaft aufprägt. 
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3. Der notwendige Kollateralschaden des durch Kredit 
freigesetzten Wirtschaftswachstums: 
Nach dem Aufschwung die Krise 


Ihre Wachstumsziele verfolgen marktwirtschaftliche Unternehmen 
in Konkurrenz zueinander; ihre Kredite setzen sie im Kampf um 
Marktanteile gegeneinander ein. Die Erfolge, die das Finanzgewerbe 
von seinen Schuldnern einfordert und auf die es sein Kreditgeschäft 
und sein eigenes Wachstum gründet, addieren sich nicht einfach; sie 
werden immer auch auf Kosten anderer Firmen errungen. In „guten 
Zeiten“, die eben deswegen so heißen, kommt dennoch ein allgemei- 
nes Wachstum zustande; schließlich geben die einzelnen Unterneh- 
men mit ihren Wachstumsanstrengungen einander auch zu verdie- 
nen, direkt und auf dem Umweg über die Löhne, die sie zahlen. Das 
ändert zwar nichts an der Notwendigkeit, dass noch so umsichtig 
finanzierte „Risiken“ an der einen oder anderen Stelle immer auch 
auf eine Pleite zusteuern und die zuständige Bank vor der Alterna- 
tive steht, fragwürdige Kredite zu verlängern, womöglich aufzusto- 
cken, damit sich doch noch ein Erfolg einstellt, oder mit der Strei- 
chung benötigter Geldmittel einen Konkurs herbeizuführen und 
einen Schaden am eigenen Geschäft zu realisieren, um drohende 
größere Verluste zu vermeiden. Bis zu einem gewissen Grad lässt sich 
aber auch das noch als Abzug von einer insgesamt positiven Wachs- 
tumsbilanz - der betroffenen Bank und überhaupt - verkraften.33) 


33) Dass das Kreditgewerbe insgesamt mehr Zahlungsfähigkeit schafft 
und als Kapitalvorschuss in Verkehr bringt, als dann tatsächlich 
erfolgreich in Wachstum verwandelt, also als kapitalistischer Reich- 
tum bestätigt wird, ist in der modernen Marktwirtschaft die Regel; 
nicht zuletzt der Staatshaushalt, soweit durch Kredite finanziert, 
trägt zur Divergenz zwischen Kreditschöpfung und deren ökono- 
mischer Rechtfertigung wesentlich bei. Eine der Folgen ist als Infla- 
tion bekannt: als in Prozenten gemessener Wertverlust des gelten- 
den Zahlungsmittels. Der Effekt kann in allen im Folgenden behan- 
delten Konjunkturphasen auftreten, steht aber, je nachdem, für 
unterschiedlich verursachte und Unterschiedliches bewirkende 
Missverhältnisse zwischen Kredit und Überschuss. In den heißen 
Phasen eines Booms eilt das Finanzgewerbe mit seiner Spekulation 
aufeinrasantes Wachstum und eine entsprechende Wertzunahme 
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Dass die Sache bisweilen gründlich anders ausgeht, gehört aller- 
dings auch zur marktwirtschaftlichen Lebenserfahrung. Die kennt 
Konjunkturen, ein Auf und Ab des allgemeinen Geldverdienens; und 
darin kommen immer wieder Phasen vor, in denen es an Wachstum 
fehlt, Pleiten sich häufen, Kredite nicht bedient und daher auch nicht 
mehr vergeben werden oder auch umgekehrt; in denen die Börsen- 
werte von Firmen schrumpfen, „Kurse abstürzen“ und auch Kredit- 
institute zusammenbrechen. Spätestens dann herrscht Krise. Von 
allen nützlichen Gütern ist dann zu viel da: zu viele Gebrauchsgüter 
aller Art, die sich nicht lohnend verkaufen lassen, deswegen unge- 


seiner Investments dem Zuwachs an geldwertem Eigentum voraus, 
den das reichlich mit Wachstumsmitteln versorgte Kapital tatsäch- 
lich realisiert; solange diese Vorschüsse sich aber rentieren, wird 
keine Klage laut gegen die Vermehrung der Umlaufmittel, die sich 
in der allgemeinen Aufwärtsbewegung der Warenpreise bemerkbar 
macht. Die Teuerung überzeichnet in dem Fallja bloß den schönen 
Gesamterfolg des Kapitals und schadet bloß denen, die die Preise 
nicht machen, sondern von ihrem festgelegten Entgelt zahlen müs- 
sen. Im Abschwung bleibt das kreditierte Kapital die Rendite schul- 
dig, die den vergebenen Kredit erst rechtfertigen würde; dann sig- 
nalisieren steigende Preise das kompensatorische Bemühen der 
maßgeblichen Instanzen der Kreditschöpfung - hinter denen in 
dem Fall allemal die Staatsgewalt steht -, mit der ökonomisch nicht 
mehr und noch gar nicht wieder gerechtfertigten Schaffung von 
Kaufkraft die Wirtschaft zu beleben oder überhaupt in Gang zu 
halten oder auch nur den staatlichen Bedarf zu decken. Lohnemp- 
fänger können an der Entwertungsrate wieder nichts weiter als 
das Tempo ihrer Verarmung ablesen. Ohne solche politischen Kom- 
pensationsbemühungen tritt im Abschwung leicht der noch grö- 
Rere ökonomische Schadensfall einer Deflation ein, einer Tendenz 
zur Abwärtsbewegung der Preise. Das bedeutet, dass der Kredit, 
der nötig wäre, um ein Wachstum oder auch nur die Reproduktion 
des Kapitals zu finanzieren, gar nicht geschaffen oder nicht genom- 
men, jedenfalls nicht wirksam in Verkehr gebracht wird. Der Wert- 
verfall des ungenützten Kapitals äußert sich dann in einem Preis- 
verfall der Produkte und der Produktionsmittel, zu denen in dem 
Fall die auch nicht mehr benötigten, also nicht mehr bezahlten 
lohnabhängigen Arbeitskräfte gehören. 


88 


nutzt liegen bleiben und am Ende entsorgt werden; zu viele Produk- 
tionsmittel, die sich nicht mehr für lohnende Geschäfte einsetzen 
lassen, deswegen verramscht werden oder verrotten; oft genug auch 
zu viel Wohnraum, an dem sich nichts verdienen lässt und der des- 
wegen leer steht, während auf der anderen Seite an Interessenten 
kein Mangel herrscht, die sich aber weder die verlangte Miete noch 
ein Baudarlehen leisten können. Und überhaupt gibt es in Phasen 
der „Wachstumsschwäche“ zu viele Leute, die sich an den brachlie- 
genden Produktionsmitteln nützlich machen und vieles von dem 
hergestellten Überfluss auch gut gebrauchen könnten, an deren Ar- 
beitskraft aber kein geschäftliches Interesse besteht. Die Glanzleis- 
tung der Marktwirtschaft, den gesamten gesellschaftlichen Produk- 
tions- und Lebensprozess für das Wachstum des kapitalistischen 
Eigentums zu funktionalisieren und von dessen Erfolg abhängig zu 
machen, zeitigt hier die absurde Konsequenz, dass der akkumulierte 
Überfluss kein schöner Erfolg und schon gar nicht der Auftakt zu 
mehr Bequemlichkeit im ökonomischen Getriebe ist, sondern ein 
Schadensfall, und dass er kaputt gehen muss, bevor und damit es 
„wieder aufwärts“ gehen kann. 

Der marktwirtschaftliche Sachverstand ordnet diesen offenkun- 
digen Irrsinn, ohne ihn wirklich als solchen ernst zu nehmen, dem 
Reich der Zu- oder unberechenbaren Störfälle, der vermeidbaren 
Missgriffe und der irgendwelchen besonderen Umständen geschul- 
deten Fehlentwicklungen zu - entgegen der Erfahrung, dass er ziem- 
lich periodisch auftritt, was immerhin für eine systemeigene Not- 
wendigkeit spricht. Die Regel, dass jeder Krise eine Phase des Wirt- 
schaftswachstums vorausgeht, oft genug sogar ein besonders leb- 
haftes Geschäft, wird mit der Vorstellung quittiert, offenkundig wä- 
re dieses Wachstum ein irgendwie verkehrtes, womöglich ein bloß 
scheinbares gewesen; der Widersinn, dass rasante Bereicherung sich 
als kontraproduktiv für den Fortgang der Bereicherung herausstellt, 
wird theoretisch mit der Metapher „Überhitzung“ bewältigt. Tat- 
sächlich enthält das kapitalistische Wachstum selber schon den Grund 
dafür, dass es immer wieder ganz heftig an seine Grenzen stößt: Mit 
der Sache, um die es geht - dem Überschuss, den ein jedes Unterneh- 
men in Konkurrenz gegen andere aus dem Einsatz bezahlter Arbeit 
herauswirtschaftet und am Verhältnis zu seinem Gesamtaufwand 
bemisst -, und mit den Mitteln und Methoden, die alle Konkurrenten 
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dafür einsetzen - die Verbilligung der Produktion durch Steigerung 
der Produktivkraft der Arbeit und entsprechende Einsparung von 
Arbeitskosten -, produziert die marktwirtschaftliche Unternehmens- 
welt die Schranken ihres Wachstums immerzu selbst. Denn so steigt 
bei sinkenden Verkaufserlösen für die konkurrenzfähig produzierte 
Ware der Anspruch auf Profit; oder anders gesagt: Im Interesse des 
Gewinnanteils am Wert der produzierten Waren senken die konkur- 
rierenden Unternehmen mit den Lohnstückkosten auch den Markt- 
preis, den sie für ihre Ware erlösen und aus dem sich ihr Gewinn 
errechnet. Mit immer größerem Kapitaleinsatz zum Zwecke eines 
nachhaltigen Konkurrenzvorteils aus verbilligter Produktion kon- 
kurrieren die Unternehmen darum, mit Abstrichen an der Gewinn- 
spanne durch den Verkauf von mehr Waren eine steigende Profit- 
masse zu realisieren, und kämpfen so um die größtmögliche Rendite 
aufs eingesetzte Kapital; mit dem Ergebnis, dass die Erfolgreichen 
mit mehr Kapital dessen Produktivität kaum oder gar nicht steigern, 
womöglich sogar senken, und dafür die weniger Erfolgreichen auf 
der Strecke bleiben. So widerstreitet die im Konkurrenzkampf ange- 
wandte Methode dem angestrebten Effekt - ein Widerspruch, dessen 
letzter Grund im vorigen Kapitel schon erläutert worden ist: Das 
Kapital eignet sich kraft seiner Macht über den Produktionsprozess 
an, was unter dem Regime des Eigentums den Nutzen aller Produk- 
tion ausmacht, nämlich das Eigentum am Produkt, das im Verkauf 
zur Geldsumme wird; im Bemühen, von dieser Summe möglichst 
wenig an die Arbeitskräfte wegzahlen zu müssen, deren Arbeit dem 
Eigentum des Unternehmens seinen Zuwachs beschert - und dabei 
nebenher noch dafür sorgt, dass das Betriebskapital in der verkäuf- 
lichen Ware wiedererscheint und in Geldform zu seinem Eigentümer 
zurückkehrt -, mindert die Firma das Quantum Arbeit, die mitihrem 
Beitrag zum Produktionsprozess das ganze neue Eigentum schafft, 
also den Wert, von dem sie unbedingt mehr für sich behalten will. 
Der Konkurrenzkampf, mit dem die Unternehmen der „Realwirt- 
schaft“ diesen Widerspruch praktisch durchsetzen, wird durch das 
Regime des Finanzgewerbes nicht bloß verschärft, sondern auf eine 
neue Stufe gehoben. Der Kredit überwindet die Begrenzung des 
Wachstums auf die Größe des realisierten Ertrags, also auch dessen 
Beschränkung durch den kontraproduktiven Effekt des Kapitalein- 
satzes für Rationalisierungen zwecks Markteroberung: Dass mit den 
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Anstrengungen zur Steigerung der Ertragskraft des eingesetzten 
Kapitals die Erträge tendenziell sinken, muss nicht einmal den Kon- 
kurrenzverlierern die Fortführung und Ausdehnung ihrer Geschäfts- 
tätigkeit unmöglich machen; sie agieren ja schon mit Kredit und 
bereiten mit ihren Misserfolgen ihren Geldgebern die - schon er- 
wähnte - Qual der Wahl, weiter auf zukünftige Erfolge zu setzen oder 
den Spielabbruch zu verfügen. Der Widerspruch in der Konkurrenz 
um Rendite und Wachstum findet folglich nicht mehr einfach als 
Kampf der Fabrikanten um Marktanteile statt, sondern als Konflikt 
zwischen dem Finanzgewerbe, das den Unternehmen den Stoff für 
ihre tendenziell ruinösen Kämpfe um Absatz und Profit bereitstellt, 
um daran selber zu verdienen, und den Kreditnehmern, die einander 
und im Endeffekt auch sich selbst die Erzielung einer hinreichenden 
Kapitalrendite stets von neuem schwer und tendenziell immer schwe- 
rer machen. Es ist Sache der Banken und Investoren, mit Kredit- 
schöpfung und Geldanlage auf Wachstum in der Unternehmenswelt 
zu setzen oder ein Missverhältnis zwischen den eigenen Vorleistun- 
gen und den zu geringen Gegenleistungen der Firmen zu konstatie- 
ren, denen sie mit ihren Investitionen die Pflicht auferlegt haben, 
Erfolg zu haben und dem geliehenen Geld seine Qualität als Geldka- 
pital zu bestätigen. Und es sind die Banken und Investoren, die mit 
ihren Urteilen und Entscheidungen auch die Konjunkturen der 
Marktwirtschaft machen: Wie den Aufschwung, so bewerkstelligt 
das Finanzwesen mit seinem Geschäftsgebaren auch den Umschlag 
des allgemeinen kreditgetriebenen Wachstums in Abschwung und 
Krise: Mit einer allgemeinen Verschärfung der Finanzierungskondi- 
tionen und massenhaften Kreditstreichungen verfügen sie den markt- 
wirtschaftlichen Ernstfall eines allgemeinen Geschäftsniedergangs. 
Damit wird der „Realwirtschaft“ der Bescheid erteilt, dass nach 
dem maßgeblichen Urteil der Finanzmärkte die Produktivität des 
Kapitals nur ausnahmsweise befriedigend, insgesamt aber zu gering 
ist, um den für sie geschöpften und an sie vergebenen Kredit zu 
rechtfertigen und neue Kredite zu verdienen - dass also eingetreten 
ist, wovon weder Produzenten noch Geldgeber, weder Banken noch 
kommerzielle Bankkunden und erst recht weder Spekulanten noch 
Sachverständige etwas wissen wollen: Angetrieben durch eine Kre- 
ditschöpfung, die sich nunmehr also als übermäßig herausstellt, hat 
die Unternehmenswelt es wieder einmal dahin gebracht, mehr An- 
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sprüche auf Wachstum des kapitalistischen Eigentums zu produzie- 
ren, als sich mit dem Verkauf der Waren, in denen dieses Plus an 
Reichtum stecken soll, am zunehmend heftig umstrittenen Markt 
realisieren lassen. Die Schaffung von geldwertem Eigentum durch 
Arbeit ist wieder einmal insgesamt und eklatant hinter dem Maß 
zurückgeblieben, in dem die Unternehmen mit Rationalisierungen 
auf Zuwachs hin produziert und die Kreditgeber den dafür verbrauch- 
ten Vorschuss hergeliehen und als Geldkapital bilanziert haben. Die- 
ses Verdikt lassen die Finanzinstitute ganz praktisch, in Form einer 
Kreditklemme ergehen. Und indem sie lahmlegen, was sie selbst zur 
wesentlichen Bestimmung des geldförmigen Reichtums gemacht ha- 
ben, nämlich seine Verwandlung in Geldkapital, führen sie herbei, 
wovor sie mit der Verschärfung von Kreditkonditionen, dem Abbruch 
von Kreditbeziehungen und dem Herunterfahren ihres Wertpapier- 
handels ihr Geld zu retten suchen: seine Nutzlosigkeit. 

Bei diesem Umschlag von Hochkonjunktur in Krise agieren die 
Profis des Finanzgeschäfts - bei aller Entscheidungsfreiheit des ein- 
zelnen Finanzmanagers - in ihrer Konkurrenz untereinander um 
die ertragreichsten und dabei sichersten Geldanlagen als Kollektiv 
- „Herdentrieb“ nennen das die Vulgärpsychologen der Kreditmärk- 
te; gelehrte Interpreten des Geschehens sprechen auch gern von 
„prozyklischem Investitionsverhalten“. Aber was auch sonst: Guten 
und sicheren Erfolg versprechende Investitionen darf sich kein Geld- 
anleger entgehen lassen; dem Aufschwung der Geschäfte, in einer 
Sparte oder insgesamt, der dadurch in die Gänge kommt, kann sich 
erst recht kein verantwortlicher Banker entziehen. Mit dem entspre- 
chend angefachten Boom akkumulieren sich in dessen Büchern die 
Risiken, womit sich das Problem des rechtzeitigen Ausstiegs aus der 
Konkurrenz um die Finanzierung einer zunehmend schärferen Kon- 
kurrenz stellt: Nicht zu früh, vor allem aber nicht zu spät müssen 
Gelder abgezogen und in Sicherheit gebracht, wenn nicht sogar in 
die Spekulation auf Pleiten und Verluste gesteckt werden. Dass die 
Finanzhäuser auf die Art herbeiführen, worauf sie setzen, entspricht 
vollkommen der Logik ihres Geschäfts: Das besteht ja darin, aus lau- 
fenden Kreditgeschäften mit dem Rest der Firmenwelt und mitein- 
ander die Macht zu weiteren Engagements abzuleiten, soweit sie die 
laufenden Geschäfte als sicher und neue Investitionen als verhei- 
Rungsvoll einschätzen, und sich wechselseitig daran zu beteiligen 


92 


und einander so für ihre Risiken in Anspruch zu nehmen. So funk- 
tioniert das Wachstum in dem Gewerbe; und genauso, per Kettenre- 
aktion, geht es mit dessen Geschäftstätigkeit dahin, wenn Kredit- 
verhältnisse abgebrochen und Finanzmarktaktivitäten eingestellt 
werden. Dann schwindet nämlich mit der Sicherheit die Bereitschaft, 
„Risiken“ fortzusetzen und neue einzugehen; und mit dem Interesse, 
sich bei der Konkurrenz und an den verschiedenen Finanzmärkten 
zu engagieren, schwindet die auf diese Art der Vergesellschaftung 
des kapitalistischen Reichtums gegründete Macht der Banken, ihre 
Geschäfte auszuweiten oder auch nur aufrechtzuerhalten. 

Dabei ist es die Regel und systematisch auch ganz in Ordnung, 
dass, wie der Aufschwung, so auch die Wachstumskrise dort losgeht, 
wo die Kreditunternehmen miteinander ihre eigenen Produkte be- 
wirtschaften; als Crash an den Börsen normalerweise, wo immerzu 
Firmen aller Art unter dem Blickwinkel und nach den Kriterien der 
Kreditwirtschaft, nämlich als „Risiken“ bewertet werden. Dass da 
die Konkurrenzprobleme der Firmen aus der „Realwirtschaft“ im- 
merzu im Visier sind, versteht sich von selbst; ob eine Häufung von 
Absatzschwierigkeiten zum Anlass für die Finanzmarktakteure wird, 
in solchem Umfang auf Geschäftsabbruch zu setzen, dass daraus ein 
allgemeiner Rückschlag fürs Kapitalwachstum wird, entscheidet sich 
im Kredit- und Handelsverkehr zwischen denen. Krise ist dann, wenn 
dieser Verkehr zum Erliegen kommt; wenn also die Finanzunterneh- 
men unter- und gegeneinander das Prinzip ihres eigenen Geschäfts 
in Frage stellen: die Gültigkeit der Gleichung, dass verliehenes Geld 
Geldkapital ist. Selbst der Niedergang einer ganzen Branche wird 
zur Wirtschaftskrise nur dadurch, dass, und nur in dem Maße, wie 
die Kreditgeber deswegen einander die wechselseitige Anerkennung 
ihrer Schulden als Finanzvermögen versagen und ihr Geld nicht mehr 
dem Risiko aussetzen, das mit seiner Verwendung als Kredit nun 
einmal verbunden ist.32) Aus den Höhen dieses Finanzgeschäfts er- 


34) Deswegen passt es auch ins Bild, wenn das krisenauslösende Miss- 
trauen der Finanzunternehmen sich im fortgeschrittensten Kapi- 
talismus gar nicht an negativen Rückmeldungen aus der Welt der 
kreditfinanzierten „Realwirtschaft“ festmacht, sondern am Wert- 
verlust von Derivaten seinen Ausgang nimmt. So geschehen in der 
seit 2007 andauernden Welt-Finanz-, Wirtschafts-, Staatschulden- 
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geht dann an die Welt der Ausbeutung produktiver Arbeit in der 
Form einer Kreditklemme, unter der das Finanzgewerbe selber lei- 
det, die Botschaft, dass die Methoden der Steigerung der Kapitalpro- 
duktivität durch Steigerung der Produktivkraft der Arbeit in einen 
Gegensatz zu ihrem Ergebnis geraten sind; ein Gegensatz, der zur 
massenhaften Vernichtung von sachlichem Reichtum und zur um- 
fangreichen Streichung von Vermögenstiteln führt. 


4. Die Verachtung des Kredits für seine Grundlage, die Lohn- 
arbeit - und die systemgemäße Antwort der Betroffenen: 
Hilflose Gesuche um Beschäftigung 


Ausgerechnet in Krisenzeiten - also dann, wenn die Arbeiter in ext- 
raordinärem Umfang von den Fortschritten des kapitalistischen Ge- 
schäfts per Entlassung, Lohnkürzung oder jedenfalls der Eskalation 
ihrer Existenzunsicherheit betroffen gemacht werden - zeigt sich 
eine erstaunliche Errungenschaft, zu der es die demokratische Klas- 
sengesellschaft gebracht hat: die Solidarisierung von eben diesen 
Arbeitern mit „ihren“ Arbeitgebern, jedenfalls den „ehrlichen“ und 
„bodenständigen“, gegen das Finanzkapital. Wenn kleine und große 
Betriebe aus der „Realwirtschaft“ infolge einer allgemeinen Kredit- 
klemme oder gar des Zusammenbruchs des gesamten Kreditsystems 
unter mangelndem Zufluss von fremdem Eigentum leiden, gewohnte 
und/oder angesichts von krisenbedingten Absatzschwierigkeiten 
umso nötigere Finanzierungskonditionen verweigert bekommen, 
vielleicht sogar von der Schließung bedroht sind, dann führen auch 
ihre Angestellten Klage gegen die „Zocker“ von der Börse, die sich 
mit dem spektakulären Zusammenbruch ihrer „Spekulationsblase“ 
bis auf Weiteres gründlich diskreditiert haben. Die Kenntnisnahme 
des Umstandes, dass die gesamte marktwirtschaftliche Reichtum- 
sproduktion, also auch ihr Lebensunterhalt von den Konjunkturen 
finanzkapitalistischer Geschäfte abhängt, gerät bei modernen Ar- 
beitnehmern im Krisenfall nicht selten zu einer entschiedenen - 
durch nichts als das eigene Interesse an Lohnarbeit motivierten - 
Parteinahme für die produktive Fraktion der Unternehmerschaft 
gegen die Abteilung Finanzjongleure. Die werden beschuldigt, aus 


und Währungskrise, mit deren Erklärung sich der GegenStandpunkt 
seit der Nummer 3-07 regelmäßig befasst. 
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lauter „Profitgier“, „Casino-Mentalität“, jedenfalls egoistischer Un- 
verantwortlichkeit heraus die Milliarden vernichtet oder auch in 
ihre eigenen Taschen gewirtschaftet zu haben, die sie den Waren- 
produzenten, also letztendlich deren Beschäftigten jetzt vorenthal- 
ten. Damit ist klar, wer für ihre miese Lage verantwortlich zeichnet 
- und wer nicht. Dass es ihre Arbeitgeber sind, die ihnen massenhaft 
auf die eine oder andere Weise den gewohnten Lebensunterhalt auf- 
kündigen, wird von ihnen nicht als der Unvereinbarkeitsbeschluss 
des gesamten kapitalistischen Systems, der er ist, aufgefasst, son- 
dern als die Folge einer Zwangslage, in die die eigene Firma nur durch 
die Machenschaften von Spekulanten geraten ist, die ohnehin noch 
nie etwas anderes als ihre Geldvermehrung im Sinn hatten und die 
„Wertschöpfung“ aus solider Arbeit einfach nicht zu würdigen wis- 
sen. 

Diese Sorte Kritik am Finanzkapital hat in den harten Zeiten der 
Krise zwar ihre periodische Blüte, existiert aber mit den entspre- 
chenden Modifikationen in allen Konjunkturphasen. Von einfachen 
Arbeitern über Gewerkschaftsfunktionäre bis in die Wissenschaft 
und die politischen Parteien hinein finden sich allerorten und immer 
wieder Beschwerdeführer, die den Finanzkapitalisten den Vorwurf 
machen, ungeachtet der enormen Geldsummen, die sie täglich be- 
wegten, blieben sie jeden Beitrag zur „Beschäftigung“ schuldig; sie 
vermehrten ihr Geld bloß spekulativ, statt mit den dafür eingesetz- 
ten Summen „Arbeitsplätze zu schaffen“, 

Solche Beschwerden haben etwas Perverses an sich, weil sie im 
Namen der Arbeiter von dem erpresserischen Charakter der „Lebens- 
lage“, in der „Beschäftigung“, im Klartext also: Arbeit gemäß kapi- 
talistischen Ansprüchen, zum notwendigen Bedarf der Arbeiter wird, 
total absehen. Sie liegen außerdem schon deswegen daneben, weil 
„Beschäftigung“ auch sonst nie ein kapitalistisches Anliegen ist; 
auch für redliche Warenproduzenten, die vielen Leuten Arbeit geben, 
sind beschäftigte Arbeitnehmer allemal Mittel für einen Zweck, den 
sie mit sämtlichen Spekulanten teilen und dessen Verwirklichung 
Entlassungen ebenso einschließt wie Arbeit in dermaßen verdichte- 
ter Form - und zwar nur solche -, dass sich wirklich niemand ohne 
Not eine solche „Beschäftigung“ wünschen kann. 

Die Anklage ist außerdem ungerecht. Denn was immer kapitalis- 
tische Arbeitgeber an Arbeitsplätzen schaffen, das schaffen sie nur 
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mit den unerschöpflichen Mitteln jenes Gewerbes, das aus erhofften 
Gewinnen eine verfügbare Finanzmasse zur Beschaffung der erfor- 
derlichen „Produktionsfaktoren“ verfertigt. Das gilt auch und gerade 
in den „guten Zeiten“, in denen die Auftragsbücher der Unterneh- 
men voll sind und der Arbeitsmarkt im Vergleich zur Krise relativ 
leer ist. Wenn die Geschäfte - den Misserfolg einzelner Konkurren- 
ten, für den diese dann sachgerecht ihre Beschäftigten bluten lassen, 
eingeschlossen - allgemein florieren, die Unternehmen im Zuge der 
Ausdehnung der Produktion für ihren Zugriff auf Arbeit am Ende 
vielleicht sogar einmal ein bisschen mehr Lohn zahlen (müssen), 
dann verdanken sie alle zusammen ihren „Aufschwung“ letztend- 
lich dem allgemeinen Gelingen der Finanzgeschäfte. Mit Leihkapital 
führen die Warenproduzenten ihren anspruchsvollen Konkurrenz- 
kampf um die geringsten Lohnstückkosten - was zwar nur die „Ar- 
beitsplätze sichert“, die jeweils noch nötig sind, und auch das nur 
solange, wie sie das Unternehmen samt Kreditverpflichtungen ren- 
tabel machen; aber andere Arbeitsplätze sind von kapitalistischen 
Arbeitgebern sowieso nicht zu haben. Was die Unternehmer im Boom 
an Marktchancen auftun, an Gelegenheiten also für die Betätigung 
ihres prinzipiell unersättlichen Interesses, von solcherart rationa- 
lisierter und komprimierter Arbeit so viel wie nur möglich unter 
eigenem Kommando verrichten zu lassen - auf Kosten der Konkur- 
renz, versteht sich, was die Gesamtzahl der „Beschäftigten“ auch 
wieder nicht unbedingt steigert... -, das verdanken sie gleichfalls 
der Finanzindustrie, die sie mit der Freiheit versorgt, unabhängig 
vom Marktgeschehen agieren zu können, sodass sie den Markt über- 
haupt erst richtig zu ihrem Kampfplatz herrichten können. 

Das Kreditgewerbe leistet sogar noch mehr: Es macht den Waren- 
produzenten nicht bloß Angebote zur forcierten Steigerung ihrer 
Profitproduktion, die keiner ablehnen kann, der im Geschäft bleiben 
will; es nötigt ihnen den immer ausgiebigeren Gebrauch von immer 
sparsamer, also produktiver eingesetzter Arbeit als Bedingung ihrer 
Kreditwürdigkeit auf. Denn es kümmert sich zwar nicht um den Un- 
terschied zwischen dem materiellen Reichtum der Gesellschaft und 
dem Eigentum daran, geschweige denn um den Zusammenhang zwi- 
schen der eigentumschaffenden Arbeit und dem Geld, das sie kostet 
und bringt. Aber dass sein selbstvermehrtes Vermögen in Anrechten 
besteht, deren Erfüllung die restliche Unternehmenswelt ihm des- 
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wegen schuldet und nur um den Preis ihres eigenen Ruins schuldig 
bleiben kann, das macht das Geldkapital seinen Schuldnern klar ge- 
nug. Lohnarbeit, gewinnträchtig und zugleich massenhaft genug, 
um das Unternehmen rentabel zu machen und mit ihm einen Berg 
von Krediten, von Wertpapieren, die auf die Unternehmensentwick- 
lung spekulieren, oder auch auf das Wachstum mehrerer Firmen, 
oder auf die Wertentwicklung eines Index für die Entwicklung aus- 
gewählter Firmen... : Das setzen die Kreditmanager in der denkbar 
wirksamsten Form durch. Sie setzen es nämlich einfach voraus und 
lassen jedes Unternehmen an Kreditmangel zugrunde gehen, das vor 
ihren Maßstäben versagt. 

Insofern ist die im Namen der Arbeiter erhobene Anklage, die 
Finanzkapitalisten ließen es an beschäftigungswirksamem Engage- 
ment fehlen, schließlich auch noch reichlich verharmlosend. Denn 
immerhin bringen die Geldinstitute mit ihren Krediten vor allem 
den Widerspruch voran, dass immer weniger Arbeit immer mehr 
Kapital nach immer anspruchsvolleren Kriterien rentabel machen 
muss. Sie fördern die Konkurrenzanliegen der warenproduzierenden 
Kapitalisten in beliebigem Umfang und fordern Erfolge; und mit den 
Mitteln zur Steigerung der Produktivkraft der Arbeit setzen sie auch 
den Maßstab für die zu erzielende Rentabilität in die Welt. Damit 
diktieren sie sowohl den Standard, dem die Arbeit genügen muss, 
um ihren Lohn noch wert zu sein, als auch das Maß der fälligen 
Nicht-Verwendung von Arbeitern. Denn ihre Ansprüche sind schon 
allein um der Sicherheit ihrer Spekulationsgeschäfte willen so hoch, 
dass immer weniger Arbeit ihnen genügt - in zweifachem Sinn: 

Rentabel genug kann Arbeit nur sein, wenn der Lohnanteil am 
geschaffenen Warenwert gegen Null geht - mit all den im vorigen 
Kapitel erwähnten und sowieso bekannten Folgen: für die Bequem- 
lichkeit des Arbeitens; für das Verhältnis zwischen geschaffenem 
Reichtum und den im Lohn abgegoltenen Lebensnotwendigkeiten 
von Arbeitern; außerdem für die Zahl derer, die mitten im „Reich 
der Notwendigkeit“, sich durch Arbeit für andere einen Lebensun- 
terhalt zu verschaffen, von der Gelegenheit dazu „freigesetzt“ sind. 
Die Leistungen des Kredits fügen noch eine weitere Folge hinzu: Er 
finanziert nicht bloß den „technischen Fortschritt“, der für die Ein- 
sparung von Arbeitsplätzen samt Inhabern sorgt, sondern auch den 
ausgiebigen Gebrauch der Arbeit an den neugeschaffenen Plätzen - 
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bis sich herausstellt, dass diese als Mittel der Konkurrenz ziemlich 
allgemein versagen, weil insgesamt viel zu viel Arbeit geleistet wird 
im Verhältnis zu dem, was sich lohnend verkaufen lässt. Die Agentur, 
die diese praktische Einsicht herbeiführt, ist wiederum das Kredit- 
gewerbe; das trifft seine Entscheidungen über die Kreditwürdigkeit 
der konkurrierenden Unternehmen und zwingt ihnen den jeweils 
entsprechenden „Beschäftigungsabbau“ oder den Ruin auf - offen- 
bart also, dass sämtliche Arbeitsplätze auf nichts als seine Spekula- 
tion gegründet sind und dass diese Spekulation zeit- und phasen- 
weise gar nicht mehr recht aufgehen will. Das Ergebnis ist die schub- 
weise Vergrößerung der Arbeitslosenquote, die erst recht auf die 
kapitalistisch verwendbare Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft durch- 
schlägt, womit sich noch mehr von der bislang geleisteten Arbeit als 
überflüssig herausstellt; deswegen haben „Rezessionen“ die bekannte 
unangenehme Eigenart, „sich“ zu „vertiefen“. Der irgendwann un- 
ausweichliche Aufschwung findet dann auf der Basis eines „gesund- 
geschrumpften“ Geschäftslebens statt und selbstverständlich auf 
Basis der effektivsten Produktionstechniken, so dass die Unterneh- 
men endlich wieder wachsen und kreditwürdige Gewinne machen, 
das angesammelte Arbeitslosenheer aber nur zögerlich abnimmt, 
wenn überhaupt. Denn dass weniger Arbeit gebraucht wird, um so 
viel Kapital rentabel zu machen, wie überhaupt rentabel zu machen 
ist: das Ergebnis bleibt von der jeweils letzten Geschäftskrise erhal- 
ten. So wächst mit den Potenzen des Kapitals, sich in Gestalt antizi- 
pierter Geschäftserfolge selbst zu vermehren und die kapitalistisch 
kommandierte Arbeit für die Glaubwürdigkeit seiner Selbstvermeh- 
rung zu funktionalisieren, auf der anderen Seite das der Marktwirt- 
schaft eigentümliche „Phänomen“ einer „Reservearmee“ von Ar- 
beitskräften, für die sich kein Einsatzbedarf absehen lässt. Dem peri- 
odisch revidierten Überschuss an kreditfinanzierter Geschäftstätig- 
keit entspricht eine Überbevölkerung, deren Überzähligkeit sich al- 
lein aus dem fehlenden Nutzen so vieler Leute für eine Arbeit nach 
den Maßstäben hinreichender Rentabilität ergibt - sonst nämlich 
gäbe es kein Hindernis dafür, dass sie sich ein anständiges Leben 
verschaffen; sogar die Produktionsmittel wären noch da, stillgelegt 
während der jeweils letzten Geschäftskrise. 

Denen, die zur Mannschaft der Überzähligen dazugehören, und 
allen andern, denen klar genug ist, dass sie jederzeit dazugehören 
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können, wird damit die Sorge um Arbeit aufgenötigt; eine extrem wi- 
derwärtige Sorge, weil denjenigen, die sie haben müssen, gar keine 
zweckmäßigen Mittel zu Gebote stehen, um sie zu bewältigen. So 
recht hoffnungslos wird die Sache dann, wenn sich Anwälte der Ar- 
beitersache dieser Lage bemächtigen, die die von den Kapitalisten 
geschaffene, von ihnen also auch ganz bestimmt nicht abzuschaf- 
fende Notwendigkeit zur Forderung machen und nach „Arbeit“ rufen. 
Die üble Erfahrung, dass der kapitalistische Geschäftsgang im Zuge 
der Ausbeutung der Produktivkraft der Arbeit auch deren massen- 
hafte Lahmlegung einschließt, wird in Anspruch genommen, um 
den Leuten diesen Geschäftsgang - nein, eben nicht als erwiesener- 
maßen untaugliche Lebensbedingung madig zu machen, sondern als 
ihr ureigenes Interesse aufzudrängen. Dass kapitalistischer Gebrauch 
von Arbeit sein soll, wird da verlangt - nur und ausgerechnet des- 
wegen, weil die Kapitalisten, die nichts lieber als genau das wollen, 
zugleich um des ökonomischen Effekts willen die alleranspruchs- 
vollsten Bedingungen dafür aufstellen.3) Davon, dass Arbeiter ihrer- 


35) Deswegen passt die Forderung nach „Beschäftigung“, so unterwür- 
fig sie ist, sachlich noch nicht einmal zum System der Lohnarbeit; 
denn eben weil Arbeit zuallererst Interesse und Anspruch der Kapi- 
talisten ist - und nur deswegen Lebensbedingung aller anderen -, 
liegt es ganz bei ihnen, die Kriterien zu definieren, unter denen sie 
sie brauchen können. Systemwidrig ist daher erst recht die Forde- 
rung nach einem womöglich irgendwie einklagbaren „Recht auf 
Arbeit“ - und sie ist mit dem welthistorischen Ende einer System- 
alternative zum Kapitalismus auch weitgehend verschwunden. 

Wenn heute politische Forderungen nach Beschäftigung laut 
werden, dann haben sie auch nichts mehr mit einer ideologischen 
oder sogar praktischen Relativierung des herrschenden Interesses 
zutun, aus der Verwendung von fremder Arbeit solange Kapital zu 
schlagen, wie sie eben dafür taugt, und sie anschließend wegzu- 
werfen; solche Forderungen nehmen vielmehr im Namen der sozi- 
alen Notlage der von Arbeitslosigkeit Betroffenen umstandslos Par- 
tei für dieses Interesse: „Sozial ist, was Arbeit schafft.“ Dass essich 
dabei nur um rentable Arbeit handeln kann, die Lebensumstände 
der auf Arbeit Verwiesenen also vollständig von der Rentabilität 
ihrer Arbeit abhängen, ist darin so selbstverständlich enthalten, 
dass es gar nicht mehr extra gesagt werden muss. Stattdessen 
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seits einige Bedingungen für ihren Gebrauch zu fremdem Nutzen zu 
stellen hätten, ist in dem Ruf nach Arbeit nicht einmal mehr eine 
Erinnerung enthalten - oder nur noch als Absage: „Um der Arbeits- 
plätze willen“ sind Forderungen solcher Art schlichtweg obsolet. 
Das gilt erst recht, wenn sich moderne Arbeitnehmer - gewerk- 
schaftlich angeleitet und von Politik und Öffentlichkeit darin durch- 
aus konstruktiv betreut - in einen „Kampf um Arbeitsplätze“ verwi- 
ckeln lassen. Als ihre Gegner - die, die ihre Arbeitsplätze gefährden 
- sollen sie dabei nämlich keineswegs die Unternehmer, die sie mit 
Entlassung bedrohen, begreifen, sondern die Arbeitsplätze anderswo. 
Dass die rentabler sind als die „eigenen“, wird als der entscheidende 
Umstand ausgemacht, der sich für einen guten Ausgang des Kampfes 
zu ändern hat. Wenn innerhalb eines Unternehmens Entscheidungen 
über die Vergabe von Produktionskapazitäten an einzelne Werke 
anstehen, wenn gar Standortschließungen zur Debatte stehen oder 
mal wieder ein ganzer Konzern „umstrukturiert“ werden muss; 
wenn die Konkurrenz zwischen den Unternehmen mal wieder zu 
einem veritablen Verdrängungswettbewerb gediehen ist; wenn die 
Abhängigkeit der produktiven Geldvermehrung von den Entschei- 
dungen des Finanzkapitals sich als ultimative Forderung nach radi- 
kalen Einschnitten bei den Beschäftigten geltend macht: Dann sollen 
die nichts folgerichtiger finden, als ihren Arbeitgebern Sonderange- 


buchstabieren Unternehmer, Wirtschaftspolitiker und Ideologen 
heutzutage ausführlich aus, was sie und am Ende auch noch die 
Arbeitnehmer selbst dafür tun können und müssen, dass das Kapi- 
tal seine soziale Großtat - Schaffung, Erhaltung oder Rettung von 
Arbeitsplätzen - hinkriegt: Sie haben alle überkommenen Ansprü- 
che an Lohnhöhe, Freizeit, Berechenbarkeit und Verträglichkeit 
dieser Arbeitsplätze zu streichen. Dabei handelt es sich nämlich 
bei Lichte betrachtet um nichts anderes als „Beschäftigungshin- 
dernisse“, die für den eigentlichen sozialen Skandal unserer Tage 
verantwortlich sind: Durch „Verkrustungen am Arbeitsmarkt“, 
„Bürokratie“ und anderes Teufelszeug werden massenhaft Leute 
daran gehindert, in den Genuss von „Beschäftigung“ zu kommen. 
Die gilt es umgekehrt nicht etwa gegen die Arbeitgeber durchzu- 
setzen - wie sollte das auch gehen? -, sondern mit ihnen sozial- 
partnerschaftlich zu organisieren. 
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bote in Sachen Billigkeit und Willigkeit zu machen - dafür werden 
die Betriebsräte und Gewerkschaften als Organisationshilfe in An- 
spruch genommen -, um damit „unsere“ Arbeitsplätze, bis zur nächs- 
ten Bedrohung, zu sichern. Dass dieses Konkurrenzmanöver, wenn 
es nach wie auch immer definierten Kriterien erfolgreich ist, letzt- 
lich Kollegen anderswo arbeitslos macht, wird bisweilen noch pein- 
lich berührt zur Kenntnis genommen und mit gewissen Reminiszen- 
zen an die „Solidarität aller Beschäftigten“ quittiert. Dies allerdings 
umso weniger, je mehr sich der Kampf um „unsere“ Arbeitsplätze 
gegen Standorte, Firmen und Arbeiter im Ausland richtet... 
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V. Der Weltmarkt (1): Preis und Produktivkraft 
der Arbeit im internationalen Vergleich 


Die Unternehmer führen ihren Konkurrenzkampf um Gewinn 
weltweit. Sie erwerben im Ausland Geschäftsartikel aller Art, wenn 
sie ihrer Kalkulation zuträglich sind; sie verkaufen ihre Produkte 
und nehmen auswärtige Zahlungsfähigkeit für ihren Umsatz in 
Anspruch. Durch die Internationalisierung des Handels hängt die 
Rentabilität eines Betriebs davon ab, ob seine Produkte den Ver- 
gleich mit Waren aus aller Herren Ländern und auf deren Märk- 
ten bestehen. Die Rentabilität, die der Arbeit abverlangt wird, 
ergibt sich aus dem täglich erneuerten Befund, den Kapitalisten 
dem internationalen Angebot an preiswerten Waren entnehmen. 
An denen lässt sich ablesen, was eine Arbeitskraft hinsichtlich 
Kosten und Produktivität zu leisten hat, will sie die von ihr ver- 
ursachten Lohnstückkosten rechtfertigen. Dabei macht sich im 
Wechselkurs der Währungen die Kapitalproduktivität, zu der es 
die Unternehmen eines nationalen Standorts insgesamt bringen, 
als modifizierende Geschäftsbedingung geltend. 

Seit die Unternehmen über die Freiheit verfügen, ihre Inves- 
titionen an einem Ort ihrer Wahl in der ganzen Welt zu tätigen, 
unterwerfen sie ihre Lohnarbeiter ausdrücklich der globalen Kon- 
kurrenz um den Preis der Arbeit. Ob und in welchem Maß deren 
„Beschäftigung“ notwendig ist, entscheidet sich über einen uni- 
versellen Vergleich, dem die Herren über die Arbeit sie ausset- 
zen. 


1. Konkurrenz über Staatsgrenzen hinweg: Die Unternehmer 
erfahren ihre Abhängigkeit von der Produktivität 

des Gesamtkapitals ihres Standorts und nehmen 

für die Bewältigung der Folgen die Arbeit in Anspruch 
Kapitalistische Unternehmen betreiben ihr Geschäft international. 
Sie produzieren für den Weltmarkt, kämpfen weltweit um Gewinn 
und deswegen um Marktanteile, konfrontieren also ihresgleichen in 
aller Welt mit ihren Errungenschaften bei der Senkung ihrer Pro- 
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duktionskosten. Umgekehrt bekommen sie, und auch alle anderen 
Firmen, die nur aufihrem Heimatmarkt tätig sind, es mit Anbietern 
aus anderen Nationen zu tun: Als Warenkäufer achten sie auf die 
Einkaufspreise und profitieren von auswärtigen Billigangeboten; als 
konkurrierende Warenverkäufer müssen sie den Preisvergleich mit 
solchen Angeboten bestehen. Dadurch steigen die Wachstumschan- 
cen ebenso wie die Anforderungen an den Kapitalaufwand, der nötig 
ist, um diese Chancen erfolgreich wahrzunehmen. 

In ihrem Bemühen, weltweit Geld zu verdienen, haben sich die 
Unternehmen freilich nicht nur in einer quantitativ ausgeweiteten 
Konkurrenz zu bewähren. Sie sind mit nationalen Unterschieden in 
den Künsten und Gepflogenheiten der Gewinnerwirtschaftung, ins- 
besondere der Entlohnung und der Benutzung von Arbeitskräften 
konfrontiert; und zuerst und vor allem mit der Nationalität des Geldes 
als neuer Geschäftsbedingung. Der Wechselkurs zwischen den ver- 
schiedenen Währungen entscheidet mit darüber, wie sie mit ihrem 
in heimischer Währung berechneten Produktionspreis im Vergleich 
mit ausländischen Konkurrenten dastehen, und umgekehrt, wie güns- 
tig sie bei ausländischen Anbietern einkaufen können: Ein Tausch- 
verhältnis, das die Kaufkraft des nationalen Geldes mindert, macht 
Importe teuer; eines, das die Zugriffsmacht einer ausländischen Wäh- 
rung schwächt, erschwert Exporte in das entsprechende Land. Die 
Geschäftserfolge, die die Unternehmen verschiedener Nationalität 
unter den jeweils gegebenen Bedingungen zustande bringen, setzen 
Maßstäbe auch jenseits ihrer nationalen Grenzen. Wer mit seiner 
Ware fremde Märkte erobert, gibt in der dort gültigen Währung das 
Preisniveau vor, an dem sich die dort aktiven Konkurrenten zu be- 
währen haben. Dieser die Währungsgrenzen überschreitenden Preis- 
konkurrenz kann sich mittlerweile kein Unternehmen, gleich wel- 
cher Branche und welcher Nationalität, mehr dauerhaft entziehen. 
Aus dem Gang dieser Konkurrenz wiederum ergeben sich Rückwir- 
kungen auf die Wechselkurse der nationalen Währungen, die jedem 
einzelnen Unternehmen als Geschäftsbedingung vorgegeben sind. 
Wo sich weltweite Absatzerfolge in nationalem Maßstab akkumulie- 
ren und den Heimatstandort der engagierten Firmen zur „Export- 
nation“ machen, da treibt die starke Nachfrage nach dem Geld dieses 
Landes dessen Vergleichswert in die Höhe; wo umgekehrt die relative 
Konkurrenzschwäche einer nationalen Firmenwelt zu einem noto- 
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rischen Außenhandelsdefizit führt, da lässt das Überangebot an Wäh- 
rung eines solchen Landes deren Kurs sinken. 

Dass die Aufwertung eines Geldes Importe verbilligt, eine Abwer- 
tung Exporte erleichtern kann, wird gern als selbsttätiger Markt- 
mechanismus zur Korrektur außenwirtschaftlicher Ungleichgewich- 
te gedeutet. Dass der nie so recht funktioniert, ist allerdings kein 
Wunder. Schon ganz oberflächlich betrachtet ist klar, dass verbil- 
ligte Importe für eine konkurrenzstarke Industrie nicht bloß ein 
Konkurrenznachteil, sondern zugleich ein Beitrag zur Verbilligung 
der Produktionskosten sind, also von Vorteil für ihre Konkurrenz- 
macht. Umgekehrt hat die Industrie eines Landes mit abwertender 
Währung nicht bloß einen Preisvorteil gegenüber auswärtigen An- 
bietern, sondern zugleich höhere Preise für benötigte Importware 
zu verkraften. Und grundsätzlich ist es so, dass die Konsequenz eines 
veränderten Wechselkurses nicht die Ursache der Veränderung 
außer Kraft setzt, schon gar nicht den Vorteil geringer Lohnstück- 
kosten aufgrund einer durch fortschrittliche Technik gesteigerten 
Arbeitsproduktivität. Dass einzelne Unternehmen mit der Rückwir- 
kung des Gesamterfolgs der nationalen Firmenwelt auf ihr Geschäft 
nicht zurechtkommen, kommt vor; in besonders erfolgreichen Ex- 
portnationen haben sogar ganze Branchen die auch aus veränderten 
Währungsrelationen resultierende Verbilligung der Ware ausländi- 
scher Anbieter nicht überlebt. Das sind aber bloß die unerwünschten 
Nebenwirkungen eines durchaus positiven Effekts: der im Verhältnis 
zur Konkurrenz gewachsenen ökonomischen Macht des exportstar- 
ken Landes. Denn wenn infolge nachhaltiger gesamtnationaler Ex- 
porterfolge der Wert, den das Geld eines Landes beziffert, den Geld- 
wert anderer Nationen übertrifft und im Vergleich dazu steigt, dann 
hat das seinen Grund eben in der insgesamt überlegenen Kapitalpro- 
duktivität dieses Landes; und eben die spiegelt sich im höheren und 
steigenden relativen Wert des Geldes wider. Eine starke Währung 
repräsentiert die effektivere Kommandogewalt des Kapitalvorschus- 
ses, den die Unternehmen einer Nation in ihr Geschäft stecken, also 
die überlegene Produktivität des Kredits, den die Geldinstitute der 
Nation in Verkehr bringen.36) 


36) Ander Abhängigkeit der Währungsrelationen vom internationalen 
Handel - der sich in der modernen Welt nicht bloß mit Waren be- 
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Ökonomisch ist es deswegen völlig in Ordnung, wenn die in frem- 
der Währung realisierten Erträge eines Unternehmens aus einem 
exportstarken Land, in dessen heimischer Währung gemessen, ten- 
denziell sinken: Das auswärts verdiente Geld repräsentiert ja nicht 
die überlegene kapitalistische Kommandogewalt des Exporteurs, 
sondern die schwache Gesamtkapitalproduktivität des Landes, des- 
sen Firmen im internationalen Konkurrenzkampf verlieren. Für Un- 
ternehmen einer erfolgreichen Exportnation folgt aus so einer Erlös- 
minderung die Notwendigkeit auszutesten, wie weit die Preise in 
fremder Währung sich anheben lassen, ohne dem geplanten Absatz 
zu schaden: ein Drangsal, in dem sich für das Unternehmen aus dem 
Land der Konkurrenzgewinner geltend macht, dass das Zielland sei- 
ner Exporte infolge mangelnder Rentabilität der dort geleisteten 
Arbeit im Vergleich effektiv ärmer geworden ist. Für Abhilfe sorgt 
ein erfolgreiches Unternehmen mit demselben Rezept, mit dem es 
sich seine führende Position am Weltmarkt erobert hat: mit ver- 
stärkten Bemühungen um die weitere Verbilligung und Effektivie- 
rung des Produktionsfaktors Arbeit. 

Auch im internationalen Warenhandel wirkt also das absurde 
Gesetz des kapitalistischen Fortschritts, dass die Methoden der Stei- 
gerung der Kapitalrendite den bezweckten Effekt zugleich beschrän- 
ken. Im Verkehr zwischen Gewinnern und Verlierern der internati- 


fasst, sondern den kapitalistischen Reichtum selbst in Form von 
Kredit zur Ware macht - wird besonders schlagend deutlich, dass 
ein modernes Geld nicht bloß fest im Griff des Kreditgewerbes ist, 
sondern auch nichts anderes repräsentiert als die kapitalistische 
Potenz, die im von den Geldinstituten bereitgestellten Kredit und 
in den Investitionen der Finanzmärkte steckt und sich im Erfolg 
der damit finanzierten Geschäfte - mehr oder weniger - bewährt. 
Dass die vom Staat geschaffenen gesetzlichen Zahlungsmittel auf 
dem Wege der Refinanzierung des nationalen Kreditgeschäfts in 
Verkehr kommen, ist die offizielle Beglaubigung dieser vom Kre- 
ditgewerbe etablierten Errungenschaft des Kredit-Gelds. Die im 
Währungstausch vollzogene vergleichende Bewertung eines natio- 
nalen Geldes ist deswegen der Indikator und zugleich die wesent- 
liche praktische Vorgabe für die relative ökonomische Macht einer 
Welthandelsnation. 
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onalen Konkurrenz teilt sich dieser Widerspruch aber in bemerkens- 
werter Weise auf. Die Minderung des geschaffenen Geldreichtums 
hat die im Welthandel unterlegene Seite zu verkraften; alles, was 
dort produziert wird, ist, im Geld der erfolgreichen Geschäftspart- 
ner gemessen, weniger wert. Auf Seiten der exportstarken Nation 
dürfen die erfolgreichen Unternehmen dagegen mit dem höheren 
Wert der Maßeinheit ihres Reichtums eine relative Vergrößerung 
der ökonomischen Macht verbuchen, die sie aus ihren Arbeitskräften 
herauswirtschaften: Die insgesamt rentabler ausgenutzte Arbeit 
schafft vergleichsweise mehr geldförmigen Reichtum, ohne dass auch 
nur ein Stück wirkliches Eigentum mehr produziert werden musste. 

Immerhin, etwas von der vergleichsweise gewachsenen Zugriffs- 
macht des Geldes der erfolgreichen Exportnation kommt auch den 
Arbeitskräften zugute, aus denen die nationale Firmenwelt so re- 
kordverdächtig niedrige Lohnstückkosten herausholt: Auch für die 
wird mancher importierte Konsumartikel billiger; und einen Auf- 
schwung verzeichnet die Reisebranche, die etlichen nicht wegratio- 
nalisierten Arbeitnehmern den Genuss verschafft, sich im Urlaub 
auswärts Dinge und vor allem Dienste leisten zu können, die in der 
Heimat für sie außer Reichweite bleiben. Im Alltag der lohnabhän- 
gigen Bevölkerung kommt von den Segnungen einer starken Wäh- 
rung allerdings nicht viel an; schon deswegen nicht, weil moderne 
Gewerkschaften ihre Tarifforderungen mit der bis weit hinters Kom- 
ma ausgerechneten Inflationsrate nicht bloß zu begründen, sondern 
auch zu beziffern pflegen: Wenn die durch billige Importware für 
den Massenkonsum in Schranken gehalten wird, werden nicht die 
Massenkonsumenten reicher, sondern die Lohnzahler entlastet. 
Außerdem stellt sich im Kalkül der Unternehmer die relative Ver- 
billigung von käuflichem Reichtum und Lohnarbeit im Ausland als 
eine relative Verteuerung der Arbeit im eigenen Land dar - daher 
der Name „Hochlohnland“ ausgerechnet für Nationen mit den ge- 
ringsten Lohnstückkosten -, die mit Maßnahmen zur Leistungsstei- 
gerung und zur Lohnsenkung kompensiert werden muss. Andern- 
falls sehen die Arbeitgeber sich nämlich gezwungen, ihre Rendite 
dort zu erwirtschaften, wo sonst ausländische Konkurrenten von 
der Gunst einer niedrig bewerteten Währung profitieren könnten. 
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2. Die eine Welt der Marktwirtschaft: Multis bedienen sich 
an den nationalen Bedingungen rentabler Arbeit 

und schaffen so ein globales Proletariat 

samt „Prekariat“ und „Welthungerproblem“ 


Kapitalistische Unternehmen, die die Welt als Markt, als Sphäre ih- 
rer Konkurrenz um Gewinn und Wachstum behandeln, begnügen 
sich in ihren grenzüberschreitenden Geschäften nicht mit der Aus- 
nutzung auswärtiger Zahlungsfähigkeit und billiger Warenangebote 
durch Ex- und Importgeschäfte. Sie kalkulieren mit den Geschäfts- 
bedingungen, die auswärtige Nationen im Vergleich untereinander 
und mit dem heimischen Standort zu bieten haben, als Chancen für 
erfolgreiches Investieren. Mit der Macht des Geldes, über das sie ver- 
fügen, also ihres eigenen Vermögens und des Kredits, den sie mobi- 
lisieren können, machen sie sich den Geschäftsgang in fremden Län- 
dern für eine eigene unternehmerische Tätigkeit zunutze. 

Länder mit unter- oder noch gar nicht recht „entwickelter“ Kapi- 
talproduktivität bieten sich für Investitionen an, weil deren natio- 
nales Geld, vor Ort das wirksame Kommandomittel über Arbeits- 
kräfte und auch über landeseigene Ressourcen, im internationalen 
Geldhandel wenig bis gar nichts zählt, mitgebrachte Devisen also 
eine weit reichende Zugriffsmacht repräsentieren. Dieses Plus gleicht 
oft genug den Nachteil aus, dass Land und Leute sich womöglich noch 
wenig als Instrumente für einen rentablen Einsatz als Produktions- 
faktoren eignen: Sie werden geeignet gemacht. Das übliche Resultat 
ist die Scheidung zwischen einer kapitalistisch benutzten Minder- 
heit, die mit ihren Billiglöhnen zum bessergestellten Bevölkerungs- 
teil gehört, einer anderen Teilmenge, die sich mit Hilfsdiensten am 
kapitalistischen Geschäftsgang über Wasser hält, und einer dritten 
Abteilung, die durch das immer umfassendere Kommando des im- 
portierten und des im Lande groß gewordenen Privateigentums über 
den Gebrauch von Ressourcen und Arbeit von den überkommenen 
Subsistenzmitteln wie von den neuen Einkommensquellen abge- 
schnitten ist und sich damit in der Hungerstatistik wiederfindet. So 
stiftet Kapitalexport ein bisschen kapitalistisch produktive Arbeit 
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und daneben eine Menge Verelendung der modernen Art, nämlich 
per Nichtbenutzung potentieller Arbeitskräfte.3”) 


37) 
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Die besonderen Formen der Armut, die sich in der „Dritten Welt“ 
besichtigen lassen, gründen also darauf, dass die Menschen dort 
demselben Zwang zur Lohnarbeit unterworfen werden wie die Be- 
wohner der „Industrienationen“. Hier wie dort sind alle Mittel der 
Arbeit als Eigentum von den Arbeitskräften getrennt und in frem- 
der Hand monopolisiert. Hier wie dort können die Arbeitskräfte 
deshalb nur leben, wenn sie fürs Kapital leben. Auf dieser Gemein- 
samkeit gründet der Unterschied: Die einen kommen mit demLohn, 
den sie verdienen, mehr schlecht als recht aus; die anderen ver- 
elenden oder verhungern, weil sie dem Zwang, den Lebensunter- 
halt durch den Dienst am fremden Eigentum zu erwerben, nicht 
nachkommen können. Sie sind ausschließlich von der negativen 
Seite des Eigentums betroffen, dem Ausschluss von allen Mitteln 
der individuellen und produktiven Konsumtion. Die Seite der An- 
eignung ihrer Arbeitskraft durch das Kapital, ihr Gebrauch für den 
Gewinn, bleibt ihnen verwehrt. 

Die Subsumtion des gesamten Erdballs unter die Geschäftsbe- 
dürfnisse des Kapitals und die sich daraus ergebenden Formen der 
Armut haben bekanntlich eine lange Geschichte. Zu der gehören 
auch die Fortentwicklungen der moralischen Kritik an Armut und 
Ausbeutung in minderbemittelten Erdgegenden, die die dortigen 
skandalösen Zustände nicht als die Folge der konsequenten welt- 
weiten Verfolgung marktwirtschaftlicher Interessen und Prinzi- 
pien begreift, sondern umgekehrt als Abweichung von den „zivili- 
sierten Verhältnissen“ in den Mutterländern des Kapitals beklagt. 
Für diese Abweichung wird traditionell eine Reihe von Gründen 
ausfindig gemacht: die Unbilden des Klimas und sonstiger Natur- 
bedingungen, die große Anzahl und sonstige Besonderheiten der 
Landesbewohner und ihrer „Mentalität“, ein Missbrauch der doch 
eigentlich segenbringenden Kommandomacht des privaten Reich- 
tums durch lokale Eliten und/oder westliche Konzerne oder auch 
ein Mangel an Kapital. Dabei war es noch vor wenigen Jahrzehnten, 
in den Zeiten des Systemgegensatzes zwischen „freier Welt“ und 
„sozialistischem Lager“, recht verbreitet, den Handel des Westens 
mit „unterentwickelten“ Nationen kritisch daraufhin zu befragen, 
ob er genug oder überhaupt zu deren „Entwicklung“ beiträgt, oder 


Wenn die Masse des in einem solchen Land generierten Gewinns 
reicht und wieder investiert wird, wenn nicht bloß ein schwaches 
bis nicht vorhandenes Lohnniveau ausgenutzt, sondern die Produk- 
tivkraft der Arbeit in größerem Umfang gesteigert wird, wenn von 
dem auswärtigen Standort aus Weltmarktanteile erobert werden 
und wenn dann auch noch die Geld- und Kredithändler die Zukunfts- 
aussichten interessant genug finden, um eine Nation zum „Schwel- 
lenland“ zu erklären, wenn also eine beträchtliche Menge von Bedin- 


ob nicht vielleicht umgekehrt falsche „Terms of Trade“ zu einem 
„ungerechten Welthandel“ führen. Die moralische Empörung galt 
Verhältnissen, denen nachgesagt wurde, zu einem ganzen System 
ungerechter Verteilung des Wohlstands zu gehören. Von solch einem 
Idealismus des gerechten, an den wahren Warenwerten orientier- 
ten Austausches - und erst recht von allen Anklängen an eine Kri- 
tik der politischen Ökonomie - hat sich das ehrbare Verantwor- 
tungsbewusstsein, das sich heute der Elendsregionen der endgültig 
global gewordenen Weltmarktwirtschaft annimmt, frei gemacht. 
Moderne „Fair Trade“-Aktivisten und sonstige Spendensammler 
gehen von den Zuständen, die der Weltmarkt des Kapitals hervor- 
bringt, als einer Gegebenheit aus, an deren Gründen herumzurech- 
ten nichts bringt. Sie „blicken“ stattdessen „nach vorn“ und hoffen 
auf segensreiche Entwicklungen in der Zukunft, zu denen „jeder 
einzelne“ beitragen kann und soll - nicht durch „Systemkritik“, 
sondern vor allem durch eine kleine Modifikation seines privaten 
Lebensstils, nämlich durch „bewusste“ Kaufentscheidungen. Dass 
„unsere“ Konzerne in Drittweltländern Rohstoffe abbauen und 
Waren fabrizieren lassen und mit ihren Geschäftsinteressen die 
Lebensbedingungen diktieren, ist als selbstverständlich abgehakt; 
an diese hat sich folglich der Wunsch nach einer besseren Welt zu 
richten - mit der wüsten Drohung, Schokolade und Computer bei 
alternativen Anbietern zu kaufen; die erleben als Unterabteilungen 
der Großkonzerne einen entsprechenden Aufschwung. So zwingt 
eine aufgeklärte westliche Verbraucherschaft die unbestrittenen 
Herren des Weltmarkts zu dem selbstkritischen Kalkül, ob ihr Ge- 
schäft mit ein bisschen „zertifizierter“ Zurückhaltung beim Aus- 
nutzen der globalen Elendsverhältnisse nicht besser vorankommt 
als ohne. 
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gungen zusammenkommen: Dann kann das dazu führen, dass die 
Währung dieser Nation an Wert gewinnt, sodass es sich für Investo- 
ren glatt lohnt, ein solches Geld zu verdienen. Die für so eine Karri- 
ere benötigten und benutzten Arbeitskräfte kommen dann allmäh- 
lich in den Genuss, nicht mehr nur als zu Schleuderpreisen käufliche 
Arbeitskraft gewürdigt, sondern nach Lohnhöhe und Leistung mit 
ihren Kollegen in den Zentren der globalen Marktwirtschaft vergli- 
chen zu werden. 

Dort, in den Ländern, in denen die Multis zu Hause sind oder sich 
gleich in einen kapitalistisch „entwickelten“ nationalen Geschäfts- 
gang einkaufen, bewirkt der freizügige Kapitalverkehr einen bedeu- 
tenden Schub für die Verschärfung der Konkurrenz. Denn jetzt sind 
es die Firmen mit der weltweit höchsten Kapitalproduktivität, die 
überall mit der Macht ihres Geldes die Maßstäbe für einen rentablen 
Gebrauch der gesellschaftlichen Arbeit setzen. Den entscheidenden 
Beitrag zur Beschleunigung und flächendeckenden Durchsetzung 
dieses kapitalistischen Fortschritts leistet das Finanzgewerbe. Es 
verknüpft die Finanzmärkte aller Nationen, mobilisiert so die Macht 
des weltweit verdienten Geldes und wirft dessen Potenzen dorthin, 
wo es sich das beste Geschäft verspricht. Es verschafft den Unter- 
nehmern jeder Größenordnung die Freiheit, Löhne und sonstige Pro- 
duktionsbedingungen in aller Herren Länder zu vergleichen und 
auszunutzen. So sorgt es für die vollständige, nämlich umfassende 
und bis ins Letzte durchgreifende Subsumtion der Staaten mit ihren 
unterschiedlichen Lebensverhältnissen unter ihre marktwirtschaft- 
liche Bestimmung, als Anlagesphären für Kredit verglichen zu wer- 
den. Für die aufs Arbeiten als Einkommensquelle angewiesene Bevöl- 
kerung folgt daraus die Tendenz zu einer gewissen Gleichmacherei: 
In dem Maß, wie Multis mit ihrer buchstäblich grenzenlos wirksa- 
men Kreditmacht weltweit den Einsatz der effektivsten Produkti- 
onsmittel und -methoden erzwingen und Arbeitskräfte nach ihren 
entsprechenden Geschäftsbedürfnissen in allen Ländern und über 
die Grenzen hinaus mobilisieren und gegeneinander konkurrieren 
lassen, werden die Arbeitsverhältnisse ebenso weltweit nicht gemüt- 
licher, sondern ähnlicher. Und weil bei tendenziell gleicher Arbeits- 
produktivität die Entlohnung der Arbeitskräfte zum für die Produk- 
tivität des Kapitals wesentlichen Kriterium des kapitalistischen Nati- 
onenvergleichs wird, werden auch die Unterschiede in den Arbeits- 
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entgelten zwischen „Billig-“ und „Hochlohnländern“ nach unten 
angeglichen. 

So sortiert der universelle Konkurrenzkampf der Unternehmen 
die moderne Weltbevölkerung. Die Macht des Privateigentums schafft 
ein globales Proletariat samt Reservearmee; ihr Wirken ersetzt über- 
kommene Formen des Elends aus Mangel durch Armut per Ausschluss 
von vorhandenem Reichtum. Die Betroffenen sehen das allerdings 
ganz anders. Sie setzen auf die Staatsgewalt, die mit aller Macht 
genau diesen Weltmarkt organisiert und die Konsequenzen verwal- 
tet. 
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VI. Der Weltmarkt (2): Arbeit und Armut 
als Mittel der Staatenkonkurrenz 


Die Freiheit zum grenzüberschreitenden Geldverdienen erhalten 
Kapitalisten durch die Übereinkunft zwischen nationalen Staats- 
gewalten, welche die Territorialisierung des Geschäfts, das sie be- 
treuen, für eine Beschränkung halten. Staaten, die ihre Gesell- 
schaft auf die Vermehrung von Kapital verpflichten, gründen 
nämlich ihren ökonomischen Bestand darauf, dass sie sich ihre 
Finanzmittel aus den Umsätzen und Einkommen ihrer Bürger 
beschaffen. Ihr Interesse an möglichst viel Erwerbstätigkeit im 
Land schließt die Benutzung auswärtiger Geldquellen ein. Es ent- 
spricht dem Bedarf der Geschäftsleute, Produktion und Handel 
durch die Verwendung auswärtigen Reichtums zu erweitern. 

Die Internationalisierung der Reichtumsquellen der Nationen 
macht ihren Reichtum, ihr Geld, zum Gegenstand ihrer Staaten- 
konkurrenz. Mit dem für den auswärtigen Handel fälligen Be- 
schluss zur Konvertibilität ihrer nationalen Gelder gestehen die 
Staaten diesen einerseits ganz grundsätzlich die Qualität von 
Weltgeld zu; andererseits relativieren sie die Gleichung zwischen 
ihrem lokalen Zahlungsmittel und universellem Geld. An Wech- 
selkursen und an ihren Bilanzen stellen sie dann fest, wie viel 
Weltgeld ihnen die Konkurrenz der Kapitalisten eingebracht hat; 
und in der Stabilität ihres höchsten nationalen Gutes, die sie durch 
sämtliche Arten kapitalistischer Brauchbarkeit definieren, fassen 
sie den Erfolg zusammen, den sie sich gegen andere sichern wol- 
len. 

Der Patriotismus des Geldes ist daher erstens immer im Pro- 
gramm. Die staatliche Betreuung des marktwirtschaftlichen Ge- 
schäftslebens hat ihr Ziel und ihr Erfolgskriterium darin, dass die 
Nation am Rest der Welt gutes Geld verdient und dadurch die 
eigene Währung zum nachgefragten Geschäftsmittel, also zu gu- 
tem Geld wird. Gemäß dieser Zielsetzung kümmert sich die Poli- 
tik darum, dass die nationale Arbeit dem Gebot globaler Renta- 
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bilität genügt. Von diesem Dienst der Politik, nämlich daran, dass 
die arbeitende Klasse ihren Dienst tut, wird zweitens immer dann 
viel Aufhebens gemacht, wenn die Rechnungen und Leistungen 
der Kapitalisten nicht - mehr - den Dienst erfüllen, für den der 
Staat sie fördert. Dann ergänzt die nationale Führung ihre Stand- 
ortpolitik um Maßnahmen, die darauf abzielen, das eigene Land 
in seiner Eigenschaft als Konkurrenzbedingung - wieder - attrak- 
tiv zu machen. 

Das bekommt der Arbeit nicht gut, eben weil es ausdrücklich 
um sie, selbstredend als rentable, geht. Der ausgeprägte Reform- 
wille, der sich dann betätigt, richtet sich zwar unverhohlen gegen 
das Ausland, macht sich aber an den inneren sozialen Verhältnis- 
sen zu schaffen. Denn insoweit akzeptiert die politische Führung 
das Urteil, das die internationale Geschäftswelt über ihr Arbeits- 
volk gefällt hat: Im globalen Vergleich hat es sich nach Preis und 
Leistung nicht bewährt. Entsprechend rücksichtslos gegen die 
lohnabhängige Klasse nutzt der soziale Rechtsstaat seine Macht 
über das nationale Lohnniveau, um weiteren Schaden von seinem 
Volk abzuwenden und die Rentabilität der Arbeit - wieder- - her- 
zustellen, auf der der Reichtum der Nation nun einmal beruht. 


1. Vom Staatsziel „Vollbeschäftigung“ 
zur Konkurrenz der Nationen um die rentable Arbeit der Welt 


„Beschäftigung“, und zwar „Voll-“, gehört zum wirtschafts- und so- 
zialpolitischen Programm noch jeder Regierung, die für einen nati- 
onalen Kapitalstandort verantwortlich ist. Der Erfüllung dieser Auf- 
gabe, die als Dienst an der Wohlfahrt der Nation im Allgemeinen, am 
lohnabhängigen Volk im Besonderen verstanden wird, wissen sich 
alle politischen Kräfte im demokratischen Sozialstaat verpflichtet. 
Stillschweigend eingeschlossen und als selbstverständlich voraus- 
gesetzt ist dabei allerdings ein Vorbehalt von einschneidender Be- 
deutung: Bei allem hoheitlichen Interesse an möglichst voller „Be- 
schäftigung“ seines Volkes, an einem Job für jeden, der einen Geld- 
erwerb braucht und sich für einen Arbeitgeber nützlich machen 
kann, teilt der Staat zugleich die sehr bedingte, verachtungsvolle 
Wertschätzung des „Faktors Arbeit“, wie sie von seinen Unterneh- 
mern beim Gebrauch dieses Faktors praktiziert wird. 
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Einerseits ist es bitterernst gemeint, dass flächendeckend und 
von jedermann für Geld gearbeitet werden soll. Schließlich regiert 
der Staat mit Geld, das seine Bürger verdienen. Aus deren Einkom- 
men zweigt er die Steuern ab, mit denen er seine Herrschaft finan- 
ziert.38) Den Gegensatz der Einkommensquellen ignoriert er groß- 
zügig, stellt allenfalls in der Technik und im Umfang der steuerli- 
chen Enteignung Unterschiede der Erwerbsarten in Rechnung.) Eer 
zehrt von der Gesamtsumme, in welcher sich ihm die ökonomische 
Leistung seiner Gesellschaft darstellt. Darüber hinaus bestreitet der 
Staat seinen Haushalt mit Anleihen. Dass die kapitalistisch unpro- 
duktiv sind - nützlich immerhin insoweit, wie sie „der Wirtschaft“ 
Steuern und Abgaben für wenigstens indirekt wachstumswirksame 
Leistungen der Öffentlichen Hand ersparen -, macht nichts weiter 
aus, nährt im Gegenteil das Kreditgewerbe mit hoheitlich verbürg- 
tem, deswegen im Normalfall als besonders sicher eingeschätztem 
Geldkapital; freilich unter der Voraussetzung, dass insgesamt in der 
Gesellschaft genügend Geld verdient und Wachstum erwirtschaftet 
wird, um den Kredit zu rechtfertigen, den das Bankgewerbe schöpft 
und an seine kapitalistische Kundschaft sowie an den Staat vergibt. 
Das muss schon sein, damit die Staatsgewalt, die ökonomisch nicht 
weniger, aber auch nicht mehr als ihre Hoheit über eine aktive 
Erwerbsgesellschaft zu bieten hat, fürs kritische Kalkül der Geldan- 
leger kreditwürdig ist und bleibt. Dem Staat liegt also unbedingt 


38) Der abstrakte Charakter des Reichtums, den die Staatsmacht mit 
dem Eigentum verbindlich macht, verbürgt die unmittelbare poli- 
tische Brauchbarkeit dieses Reichtums: Im Geld verfügt die Staats- 
macht - ganz nach den von ihr gültig gemachten Regeln des Er- 
werbs - über die unmittelbare Zugriffsmacht auf alles fürs Regie- 
ren Nötige in universell verwendbarer Gestalt. 

39) Indem der Staat auch die Lohnabhängigen als Steuerbürger heran- 
zieht, nimmt er sie materiell für die Kosten des politischen Regimes 
in Anspruch, das er mit dem Privateigentum über sie verhängt. Der 
Bruttolohn, den die Unternehmen für den Zugriff auf ihre mensch- 
liche Geldquelle zahlen, landet erst um die Kosten der Herrschaft 
bereinigt, als Nettolohn, auf den Girokonten der ausgebeuteten 
Klasse. 
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daran, dass unter seiner Herrschaft ganz viel gearbeitet und Geld 
„gemacht“ wird. 

Andererseits kennt und macht er dabei zwischen den Einkom- 
mensarten, logischer- und notwendigerweise, doch noch einen ganz 
anderen Unterschied als den bloß technischen und quantitativen bei 
der Einkommenssteuer: Sein Interesse, dass alle Lohnabhängigen 
eine „Beschäftigung“ finden, ist an eine Bedingung gebunden, die den 
Zweck der erwünschten Jobs verrät: Lohnarbeit muss rentabel sein. 
Erstens, weil sie sonst sowieso nicht stattfindet - oder jedenfalls 
nicht lange -; dieses Grundgesetz der marktwirtschaftlichen Ord- 
nung, die er schafft und schützt, respektiert der Staat selbstver- 
ständlich auch dann, wenn er „Beschäftigungspolitik“ betreibt. Zwei- 
tens ist Lohnarbeit aber auch für die Geldbedürfnisse der Staatsge- 
walt nur dann von Nutzen, wenn sie investiertes Kapital produktiv 
macht, und nur in dem Maß, wie sie diesen Reichtum wachsen lässt. 
Denn der Staat will als Steuerquelle einen wachsenden Überschuss; 
und den braucht er auch, um den Wert der Anleihen zu beglaubigen, 
mit denen er seinen Haushalt finanziert und seine Schulden refinan- 
ziert. Denn damit nimmt er, als materielle Grundlage seiner Kredit- 
würdigkeit, zukünftiges Wirtschaftswachstum vorweg. 

Von derart produktiver Arbeit jedoch soll es von Staats wegen 
unbedingt möglichst viel geben, am besten so viel, wie Arbeitskräfte 
verfügbar sind. Und damit ist ein wirtschaftspolitischer Zielkonflikt 
in der Welt. Für die Unternehmen ist rentable Arbeit ihr Konkur- 
renzmittel, deswegen Steigerung der Produktivkraft der Arbeit - im 
passenden Verhältnis zum Mehraufwand an Kapital - ein ständiges 
Anliegen von der Qualität eines Sachzwangs. Das würdigt der Staat 
als Fortschritt, wie er ihn braucht, unterstützt deswegen, etwa mit 
Geld für Wissenschaft und Technik oder auch mit Kredit für bedeu- 
tende Innovationen, die Konkurrenzstrategien der Unternehmen 
und sichert mit einschlägigen Gesetzen den Konkurrenzkampf als 
Methode, die Leistungskraft der nationalen Wirtschaft voranzutrei- 
ben. Für die Firmen liegen der Reiz und die Notwendigkeit ihres 
„technischen Fortschritts“ jedoch in der Einsparung von Lohnkos- 
ten, „pro Stück“, und das in einem Umfang, der ihnen einen Vor- 
sprung vor ihren Konkurrenten bei den Lohnstückkosten sichert. 
Damit senken sie die Masse der Arbeit, die rentabel Reichtum schafft; 
und der Staat bekommt es so ganz praktisch mit dem Widerspruch 
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der kapitalistischen Konkurrenz zu tun, dass deren entscheidendes 
Mittel, die Steigerung der Produktivkraft der Arbeit, die Quelle des 
national erwirtschafteten Überschusses teilweise brachlegt. Die Er- 
folge der Konkurrenten addieren sich nicht; sie produzieren Verlie- 
rer, die ihr Geschäft mit bezahlter Arbeit zurückfahren oder aufge- 
ben; per Saldo beschränkt die Akkumulation der konkurrierenden 
Kapitale das Wachstum, auf das der Staat scharf ist, und setzt Ar- 
beitskräfte frei, statt das menschliche Potential der Nation vollstän- 
dig auszunutzen. 

Zur Überwindung dieses Widerspruchs zwischen Arbeitsproduk- 
tivität und Vollbeschäftigung kennt die Politik einen „Königsweg“. 
Das sind Konkurrenzerfolge der heimischen Industrie jenseits der 
Landesgrenzen. Es muss gelingen, mit unschlagbar geringen und 
immer weiter gesenkten Lohnstückkosten fremde Märkte zu er- 
obern, und zwar auf breiter Front. So lässt sich ein Wachstum erzie- 
len, das die Minderung des Wachstums durch die Methode seiner 
Erwirtschaftung insgesamt kompensiert, die erfolgsbedingten Ver- 
luste an Arbeitsplätzen ausgleicht, im Idealfall bei höchster Renta- 
bilität der Arbeit die Ausbeutung der gesamten nationalen Arbeits- 
kraft gewährleistet. In diesem Sinne macht die Staatsgewalt den 
Konkurrenzerfolg ihrer heimischen Geschäftswelt im internationa- 
len Handel zu ihrer Sache. Sie tritt hier nicht, wie im Inneren, als 
interessierte Überpartei über der Konkurrenz der Unternehmen auf, 
sondern als konkurrierende Partei in Aktion. Die Förderung des 
kapitalistischen Fortschritts im eigenen Land ergänzt sie um eine 
Außenpolitik, die auf die „Öffnung“ des Auslands - eines jeden! - für 
„freien Handel“ hinwirkt.40) 

Dafür braucht es den nachdrücklichen Einsatz der nationalen 
Verhandlungsmacht. Denn natürlich läuft die Konkurrenz zwischen 
den Nationen darauf hinaus, den Widerspruch zwischen Produkti- 
vität und Masse der nationalen Arbeit den Geschäftspartnern anzu- 
hängen. Mit ihrem außenwirtschaftlichen Verkehr etablieren kapi- 


40) Was die Durchsetzung dieses Prinzips betrifft, verstehen kapita- 
listische Nationen keinen Spaß: Im letzten Jahrhundert hat es dem 
sozialistischen Staatenblock die grundsätzlichste Feindschaft des 
freien Westens eingetragen, dass er sich diesem Prinzip verweigert 
und damit einen Teil der Erde dem freien Kommerz entzogen hat. 
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talistische Nationen ein System von gegensätzlichen Benutzungsver- 
hältnissen. Sie konkurrieren um eine geschäftliche Inanspruchnah- 
me des Globus, die von der weltweit lohnend angewendeten Arbeit 
möglichst viel unter ihrer Hoheit versammelt.41) Die notwendige 
Kehrseite der weltweit freigesetzten Kapitalkonkurrenz - Massen 
an unbenutzter Arbeiterbevölkerung - soll nicht in ihrem Hoheits- 
bereich, sondern auswärts anfallen. Von „internationaler Arbeits- 
teilung“ halten kapitalistische Nationen eben gar nichts! Gegenein- 
ander suchen alle maßgeblichen Staaten ihren Erfolg im globalen 
„Wettbewerb“ - und die unmaßgeblichen suchen (und finden erst 
recht) auch keine Alternative zu dem Bemühen, sich mit allem, was 
sie haben und vermögen, ins Weltmarktgeschäft einzuklinken. Alle 
kämpfen darum, aneinander Geld zu verdienen. 

Fragt sich nur, welches. Die Beantwortung dieser Frage ist ein eige- 
nes Geschäft und zieht einen Rattenschwanz an Konsequenzen nach 
sich, die den „Faktor Arbeit“ endgültig blöd aussehen lassen. 


2. Standortpolitik (): Die Konkurrenz der Staaten 
um den Wert des nationalen Geldes 


Das höchste Gut der Marktwirtschaft ist, wie jeder weiß, eine rela- 
tive Größe. Was in einer Nation als Inbegriff des gesellschaftlichen 
Reichtums zirkuliert, verdankt seine Gültigkeit der Staatsgewalt, die 
- nachdem sie schon den Erwerb von Eigentum zur allgemeinen 
Überlebensbedingung gemacht hat - dem Eigentum in den Einheiten 
des gesetzlichen Zahlungsmittels sein Maß verpasst und der erwor- 
benen Summe ihre allgemeine Verwendbarkeit als Zugriffsmittel auf 


41) Mit jedem Fortschritt der „Globalisierung“ haben die Nationen den 
Konfliktstoff untereinander vermehrt - um Konditionen und 
Schranken des Marktzugangs, um Erlaubnisse und Grenzen des 
freien Kapitalverkehrs etc. Handel und Wandel - gerne als das 
friedliche Gegenstück zum kriegerischen zwischenstaatlichen Ver- 
kehr gelobt - stiften tatsächlich lauter materielle Interessengegen- 
sätze, die den staatlichen Gewaltmonopolisten herausfordern und 
seinen Bedarf an Mitteln zur „Machtprojektion“ enorm steigern. 
Den Fortschritt in der Waffenentwicklung fördert die kapitalisti- 
sche Konkurrenz passenderweise auch; an der Finanzierung des 
Bedarfs verdient gerne und gut das Kreditgewerbe. 
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alles Käufliche garantiert. Damit ist die Macht des Geldes auf den 
Herrschaftsbereich der höchsten Gewalt beschränkt, die die Gesetze 
macht. 

Um ihrer Geschäftswelt Märkte und Reichtumsquellen jenseits 
der Landesgrenzen zu erschließen, sind die Staaten übereingekom- 
men, ihre nationalen Zahlungsmittel wechselseitig als im Prinzip 
gleichartige Repräsentanten ein und desselben höchsten Gutes, der 
ökonomischen Zugriffsmacht des Eigentums schlechthin, anzuer- 
kennen und für austauschbar, für konvertibel zu erklären. Die Be- 
schränkung des marktwirtschaftlichen Reichtums auf den Herr- 
schaftsbereich seines nationalen Hüters ist damit überwunden und 
eine neue Relativität in der Welt: das Verhältnis, in dem die natio- 
nalen Zahlungsmittel einander gleich gelten sollen. Die Lösung die- 
ser Gleichheitsfrage überantworten die maßgeblichen kapitalisti- 
schen Nationen schon seit längerem der Praxis der einschlägig enga- 
gierten Geldhändler. Die konkurrieren mit Angebot von und Nach- 
frage nach den diversen Währungen und bewältigen mit dem Einsatz 
ihrer praktischen marktwirtschaftlichen Vernunft die theoretisch 
gar nicht zu ermittelnden Gleichungen zwischen den nationalen Gel- 
dern. Sie ziehen damit, wie schon in Kapitel V. dargelegt, eine ver- 
gleichende Bilanz der Konkurrenzerfolge und -misserfolge der Nati- 
onen im Welthandel. Mit den beständig fortgeschriebenen Ergebnis- 
sen setzen sie wesentliche Bedingungen für den Fortgang des inter- 
nationalen Konkurrenzgeschäfts; für den grenzüberschreitenden 
Handel mit Waren aller Art sowie in noch viel größerem Umfang für 
den Handel mit der Ware schlechthin, auf die es auf dem entwickel- 
ten Weltmarkt vor allem ankommt: mit der Zugriffsmacht des Eigen- 
tums selber, dem Kredit. Auf ihren Märkten für verliehenes Geld und 
versprochene Kapitalerträge bilanzieren und bewerten die Geldhänd- 
ler nicht bloß, was Nationen im auswärtigen Handel gewinnen oder 
verlieren, sondern zugleich und darüber hinaus und am Ende vor 
allem den Zuspruch, den eine nationale Ökonomie mit ihrer Geschäfts- 
tätigkeit und ihren Wachstumsraten insgesamt bei Geldanlegern und 
Kreditschöpfern aus aller Welt - also bei ihnen und ihresgleichen - 
findet. Mit ihrer Konkurrenz ums beste Kreditgeschäft organisieren 
und entscheiden sie, ständig neu, die Konkurrenz der Unternehmen 
und der Nationen, in denen diese zu Hause sind, um Kapital für ihre 
Konkurrenzkämpfe. 
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Den höchsten Gewalten erwächst aus dieser Errungenschaft ihres 
friedlichen Welthandels eine neue und sehr entscheidende wirt- 
schaftspolitische Aufgabe. Vom Interesse der internationalen Finanz- 
märkte an Investitionen in ihrer Nation hängt die Masse an Kapital 
ab, mit der Arbeitskraft und Ressourcen des Landes bewirtschaftet 
werden, also ganz unmittelbar die Konkurrenzmacht der nationalen 
Unternehmerschaft und darüber vermittelt die Freiheit der Staats- 
macht selber, sich für ihre Herrschaftstätigkeit und speziell für die 
Bewirtschaftung ihres nationalen Geschäftslebens Finanzmittel zu 
beschaffen. Umgekehrt liefern die Konkurrenzerfolge des nationalen 
Kapitals die Gründe für das Interesse der Finanzwelt an dem Land; 
ein Zirkel, welcher der sorgfältigen Betreuung durch die zuständige 
Staatsmacht bedarf. Die fordert zugleich mit ihrem staatlichen Kre- 
ditbedarf die Geldanleger aus aller Welt zu einem vergleichenden 
Vertrauensbeweis in ihre Kreditwürdigkeit heraus: in die Leistungs- 
kraft ihrer nationalen Firmenwelt und in ihr Vermögen zur produk- 
tiven Bewirtschaftung ihres Landes. 

Die Quittung bekommt sie, marktwirtschaftlich konsequent und 
schlüssig zusammengefasst, in Form einer vergleichenden Bewer- 
tung ihres Geldes. Bewertet wird die relative Zugriffsmacht des natio- 
nalen Geldes auf die Reichtumsquellen der Welt, und zwar nach dem 
Kriterium der Stabilität. Diese - äußerst relative - „Eigenschaft“ be- 
zeichnet die spekulative Sicherheit der Finanzwelt, dass der Kredit 
der Nation und folglich dessen Umlaufmittel, das gesetzliche Geld, 
ihr Vertrauen verdienen. Und darauf kommt es an. Denn das solide 
Interesse der Geldanleger am Kredit der Nation, festgehalten in der 
Würdigung ihres nationalen Zirkulations- und Zahlungsmittels als 
jederzeit verwendbarer Repräsentant kapitalistischen Reichtums, 
begründet die Finanzmacht der Staatsgewalt: ihr Vermögen, ihre 
Macht nach eigenem Bedarf und Ermessen zu finanzieren. Die Qua- 
lität des nationalen Geldes, Resultat und Bedingung der Kreditwür- 
digkeit der Nation insgesamt und der Finanzmacht des Staates im 
Besonderen, ist daher für Weltwirtschaftsmächte und solche, die es 
werden wollen, erstrangiges wirtschaftspolitisches Ziel: Darum kon- 
kurrieren sie gegeneinander. 

Das hat Folgen für den Umgang der Politik mit ihrer ökonomi- 
schen Basis. Mit Lohnarbeit und Kapital kalkulieren diese Staaten 
von vornherein als Teil der weltweiten Kapitalakkumulation, näm- 
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lich als Index und Hebel für ihren Anteil daran. Das internationale 
Geschäftsleben ist für sie nicht bloß eine zusätzliche Profitquelle 
ihrer nationalen Geldvermehrungsmaschinerie, sondern die Sphäre, 
in der die Nation mit ihrem Geld ihr Wirtschaftswachstum betreibt. 
Für diese Benutzung des Globus als Reichtumsquelle muss die Hei- 
mat die Mittel hergeben. Dementsprechend - und dementsprechend 
unterschiedlich - sehen die politischen Anforderungen an Arbeit 
und Kapital in einer Weltwirtschaftsmacht aus. 

Vom produktiven Reichtum „erwartet“ ein Staat, der sich um ein 
stabiles Geld kümmert, zuerst und vor allem eine Größe, die heimi- 
sche Unternehmen zu ernsthaften Konkurrenten der Unterneh- 
menswelt in jedem Ausland macht. Wichtige Firmen stattet er daher 
mit Rechten und, im Bedarfsfall, mit Finanzmitteln aus, mit denen 
sie zu „Multis“ heranwachsen; in Schlüsselbranchen züchtet er „na- 
tionale Champions“. Mindestens ebenso wichtig sind ihm Finanzun- 
ternehmen, die potent genug sind oder gemacht werden müssen, um 
gleich mehrere Aufgaben zu erledigen: Sie müssen wichtige nationale 
Firmen und solche, die wichtig werden könnten, mit genügend Kre- 
dit versorgen, sodass die sich in der globalen Konkurrenz durchset- 
zen; sie müssen die Auslandsengagements heimischer Unternehmen 
begleiten und managen, also auch selber weltweit präsent sein; sie 
müssen Kredit auch in ausländische Unternehmen stecken, an deren 
Wachstum partizipieren und sich in die Schuldenwirtschaft auswär- 
tiger Staatsgewalten einschalten, um dem Geld der Nation zur Durch- 
setzung als Geschäftsmittel der Welt zu verhelfen; sie müssen zu- 
gleich für Geldanleger aus aller Welt als Anlaufstelle fungieren, hei- 
mische Anleihen weltweit vermarkten und in heimischer Währung 
attraktive Investments schaffen... Weil Kreditinstitute für ein Wachs- 
tum, das sie zu dieser umfassenden nationalen Dienstleistung befä- 
higt, jede Menge Risiken nicht bloß verkaufen, sondern auch selber 
akkumulieren müssen, steht eine moderne Weltwirtschaftsmacht 
ihrem Geldgewerbe mit Sicherheitsgarantien sowie mit einer No- 
tenbank bei, die in jeder geschäftlichen Lebenslage für die benötigte 
Liquidität sorgt. 

Neben einer gehörigen Kapitalgröße und verfügbarem Kredit ge- 
hört zur Konkurrenzmacht einer nationalen Wirtschaft ein indu- 
strieller Entwicklungsstand, der den einheimischen Multis bei Pro- 
dukten und Produktionstechniken eine Führungsrolle sichert. Das 
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kostet schon wieder Geld. Deswegen fördert oder übernimmt die 
öffentliche Hand Investitionen in Wissenschaft und Technologie, die 
einen Konkurrenzvorsprung garantieren; am besten in „Zukunfts- 
branchen“, die andere Länder sich gar nicht leisten können. Dafür 
spart sich eine erfolgreiche Weltwirtschaftsnation manche Rück- 
sichtnahme auf Geschäftszweige, die es nicht hinkriegen, auch nur 
die niedrigsten ortsüblichen Löhne durch die Produktivkraft der 
damit bezahlten Arbeit zu rechtfertigen und sich damit im interna- 
tionalen Wettbewerb um die geringsten Lohnstückkosten zu behaup- 
ten. Deswegen gehören zum allgemeinen kapitalistischen Fortschritt 
immer auch „sterbende“ Industrien. 

In entsprechender Weise kümmert sich ein weltwirtschaftlich 
erfolgreicher Staat um die nationale Arbeitskraft, den Profitfaktor 
„menschliche Leistung“. Auf der einen Seite bietet er den Fachkräf- 
ten der Nation und namentlich dem Nachwuchs die Chance, sich als 
der subjektive Faktor einer im Weltvergleich überlegenen Kapital- 
produktivität zu bewähren: Wo die Industrie für ihren wissenschaft- 
lich-technischen Konkurrenzvorsprung und die Multis der Nation 
für ihre globale Marktmacht Experten und kundiges Personal in 
größerer Menge brauchen, da kommt die öffentliche Hand für ein 
Ausbildungswesen auf, das von der flächendeckenden Volksbildung 
bis zur Förderung „exzellenter“ Begabungen reicht und auf allen 
Stufen der Berufshierarchie einer geschäftsschädigenden Personal- 
knappheit vorbeugt oder abhilft.12) Auf der anderen Seite ist eine 


42) Die Bundesrepublik Deutschland als mehrfacher „Exportweltmeis- 
ter“ hat sich eine Zeit langgern als „rohstoffarmes Land“ definiert, 
dessen entscheidendes Konkurrenzmittel der „Rohstoff Bildung“ 
sei. Ein sozialdemokratischer Kanzler meinte sogar, die ökonomi- 
sche Zukunft der Nation läge im „Blaupausen-Export“. Das war die 
Begleitideologie zum groß angelegten Ausbau des Hoch- und Fach- 
hochschulwesens in der „sozialliberalen“ Ära. Von dem damaligen 
Zeitgeist einer „Bildungsoffensive“, die schmutzige Proletenarbeit 
überflüssig machen und überkommene Klassenschranken eineb- 
nen würde, ist in den Sprüchen über die „Bildungsrepublik Deutsch- 
land“ aus neuerer Zeit nichts übrig geblieben. Die stehen für eine 
Politik, die die durchgreifende Differenzierung und weitgehende 
Abwertung von Bildungsabschlüssen, daneben eine „Exzellenz- 
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potente Weltwirtschaftsmacht bereit, zusammen mit ganzen Gewer- 
bezweigen, die im Weltvergleich nicht rentabel zu betreiben sind, 
auch die dort erwerbstätigen Arbeitskräfte abzuschreiben, dort ge- 
fragte Qualifikationen wegzuwerfen und kapitalistische Überzäh- 
ligkeit als Verelendungskarriere zu organisieren. 

Zwischen den beiden Seiten, der „höherwertigen“ und der nicht 
mehr lohnenden „einfachen“ Arbeit, tut sich im modernen Kapita- 
lismus eine Hierarchie der lohnabhängigen Berufe mit einer durch- 
aus gewollten Spreizung der Arbeitsentgelte auf, die freilich nicht 
zu einem geschäftsschädigenden Anstieg des Gesamtlohnniveaus 
ausarten darf. Dieser Gefahr wirkt die Politik mit verschiedenen 
Methoden entgegen. So sind in den letzten Jahrzehnten die Frauen 
als „Arbeitsmarktreserve“ entdeckt und in Dienst genommen wor- 
den; mit dem doppelten Effekt, dass ihr „Angebot“ die Kosten der 
Nachfrage nach Arbeitskräften dämpft und das Einkommen, mit 
dem Familien auskommen müssen, von „Doppelverdienern“ bestrit- 
ten wird. Daneben ergänzt die Staatsgewalt den Internationalismus 
des Rentabilitätsvergleichs, dem sie die nationale Arbeit unterwirft, 
um die Internationalisierung des „Faktors Arbeit“ selbst, der an 
ihrem Standort in Dienst genommen wird: Weltwirtschaftsmächte 
erlauben nicht nur, sondern fördern bedarfsweise die Zuwanderung 
von Arbeitskräften, in deren gehobene Ausbildung andere Länder 
investiert haben; das stärkt die Position der Arbeitgeber am natio- 
nalen Arbeitsmarkt und nutzt der Produktivität des Kapitals.*3) Was 
auf der anderen Seite in den „absterbenden“ Erwerbszweigen und 


Initiative“ zur Elitebildung und insgesamt die Verschärfung der 
Konkurrenz auf allen Ebenen des Ausbildungswesens betreibt, und 
enthalten kein verlogenes Versprechen, sondern die warnende Mit- 
teilung, dass man sich unterhalb einer gewissen staatlich zertifi- 
zierten Qualifikation erst gar keine Hoffnungen auf einen Job zu 
machen braucht, von dem man leben kann. 

43) In den seltenen Phasen der „Vollbeschäftigung“ sorgt ein Staat 
sogar mit der Anwerbung von Arbeitsbevölkerung in Ländern mit 
viel kapitalistisch nutzlosem „Menschenmaterial“ für ein Überan- 
gebot an Arbeitskräften für „einfache Beschäftigung“, das die Not- 
wendigkeit der Bezahlung in Grenzen hält: „Migranten“ bringen 
ihr heimisches Lohnniveau als Vergleichsbasis selber mit. 
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insgesamt durch die Steigerung der Produktivkraft der Arbeit an 
Arbeitslosigkeit entsteht, das wird sozialpolitisch so betreut, dass 
ein allgemeiner Druck auf die Löhne entsteht. Die Betroffenen wer- 
den - hierzulande unter dem zynischen Motto „Fördern und For- 
dern“ - genötigt, von beruflichen Ambitionen Abstand zu nehmen 
und für weniger Geld zu schlechteren Bedingungen als zuvor zu ar- 
beiten. Was die Entlohnung der (noch) nicht Betroffenen in weiter 
bestehenden Arbeitsverhältnissen angeht, so sind auch in freien Ge- 
sellschaften mit rechtlich verankerter Tarifautonomie den Politi- 
kern keineswegs die Hände gebunden. Schließlich legen sie die Rech- 
te und Pflichten der Tarifparteien fest und treffen damit die wesent- 
lichen Vorentscheidungen über deren Kräfteverhältnis im Streit um 
die Kosten der Arbeit. Für „lohnpolitische Zurückhaltung“ sorgen 
sie außerdem in konstruktiver Zusammenarbeit mit ihrer „Zivilge- 
sellschaft“: mit einer freien Öffentlichkeit, die in verantwortungs- 
bewusster Parteilichkeit fürs nationale Wirtschaftswachstum auch 
ohne vorgegebene Sprachregelung einhellig vor unverantwortlich 
hohen Löhnen zu warnen pflegt; vor allem aber mit Gewerkschaften, 
die als noch verantwortungsbewusstere Tarifpartner der Unterneh- 
mer deren öffentlich gebilligten und politisch unterstützten Inter- 
essenstandpunkt als wirtschaftliche Sachlage anerkennen, an der 
auch sie nicht vorbeikommen. 

So oder soähnlich praktizieren alle potenten Welthandelsstaaten 
ihren hoheitlichen Geldpatriotismus an ihrem nationalen Geschäfts- 
standort. Damit führen sie einen ökonomischen Angriff auf alle Nati- 
onen, mit denen sie auf dem Weltmarkt zu tun haben. Die sollen 
ihren Geschäftspartner Geld verdienen lassen und dessen Geld durch 
geschäftlichen Gebrauch immer stärker machen. Die Unkosten aller 
Geschäftserfolge, nämlich die mit zunehmender Kapitalproduktivi- 
tät verbundene Minderung der Quelle kapitalistischen Reichtums, 
der Eigentum schaffenden Arbeit, sollen erst recht auf andere fallen, 
nämlich in Gestalt eines anderswo „freigesetzten“ bzw. gar nicht 
erst in Gebrauch genommenen Arbeitskräftepotentials. Das geht 
durchaus, schafft allerdings den Widerspruch des kapitalistischen 
Wachstums nicht aus der Welt, sondern erst richtig in die Weltwirt- 
schaft hinein: Erfolgreiche Weltwirtschaftsmacht braucht globales 
Wachstum und macht es in den konkurrenzschwächeren Nationen 
immerzu zunichte. Um ihr Kapital weltweit akkumulieren, ihren 
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Kredit weltweit wirken und ihr Geld weltweit fungieren zu lassen, 
brauchen die führenden kapitalistischen Staaten deswegen immer 
neue Betätigungsfelder für ihre Industrie-, Handels- und Finanzun- 
ternehmen: neue, zusätzliche Märkte und Reichtumsquellen zur 
Überwindung der Schranken, die ihr kapitalistischer Fortschritt mit 
zunehmend rentabler Arbeit dem weiteren Wachstum setzt. So, für 
diesen Zweck, muss eine Staatsmacht, die ihrer Währung den Rang 
eines unbestrittenen Weltgeldes verschaffen und erhalten will, die 
Welt zurechtmachen.44) 

Die „westlichen“ Führungsmächte der Weltwirtschaft haben hier 
- zuletzt mit der Erledigung der großen „realsozialistischen“ Aus- 
nahme und der kapitalistischen Erschließung Chinas - ansehnliche 
Erfolge erzielt; die Schaffung neuer „Zukunftsbranchen“ ist ihnen 
auch gelungen. Ganz nebenbei haben sie damit freilich einmal mehr 
eine Überakkumulation kapitalistischen Reichtums hingekriegt, und 
zwar in seiner höchsten Form, nämlich in Gestalt eines sich selbst 
refinanzierenden Haufens privater und öffentlicher Schulden, wie 
ihn die Welt noch nicht gesehen hat. Die Sache ist nicht wirklich neu, 
ihr Ausmaß und die Dauer ihrer krisenhaften Abwicklung allerdings 
schon. 


3. Standort-Politik (ID): Wie die Staaten auf Kosten der Arbeit 
ihre Konkurrenznöte und Krisen bewältigen 


Die Staaten konkurrieren um ein Maximum an rentabler Arbeit in 
ihrem Land. Das bedeutet auch: Sie bemühen sich darum, den unaus- 


44) Die weltweiten Leistungen der auf diesem Gebiet maßgeblich enga- 
gierten Staaten, die machtvolle Durchsetzung von Rückwirkungen 
auf ihre heimischen Standorte und deren Ausgestaltung zu Inst- 
rumenten der Weltmarktkonkurrenz werden in den zahlreichen 
Variationen der Ideologie namens „Globalisierung“ als politisch 
problematischer, vor allem aber sachnotwendiger Umgang mit 
einem prinzipiell außerhalb der souveränen Entscheidungen der 
Staatsführer liegenden „Sachzwang“ gerechtfertigt, der durch klu- 
ge Politik „bewältigt“ sein will. Was es mit der Idee der „Globali- 
sierung“, die zu einem allgemein anerkannten Schlagwort gewor- 
den ist, auf sich hat, erklärt der Artikel „Globalisierung“ - Der Welt- 
markt als Sachzwang in GegenStandpunkt 4-99. 
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bleiblichen Schaden verlorener, weil überflüssig gemachter Arbeits- 
plätze auf andere nationale Standorte abzuwälzen. So bringen sie 
einander notwendigerweise in Schwierigkeiten; mit der Folge, dass 
die meisten Nationen gar nicht dazu kommen, mit Maßstäbe setzen- 
der Kapitalproduktivität in wichtigen Sphären Anteile am Weltge- 
schäft zu erobern, sondern darum kämpfen müssen, Verluste an 
staatsnützlicher Erwerbstätigkeit zu verhindern oder auszugleichen. 
Die zuständigen Machthaber stehen vor der Notwendigkeit, über- 
haupt irgendwelche Jobs zu erhalten oder herbeizuschaffen, in denen 
ihr Volk sich nützlich machen, also sich selbst erhalten und seine 
Herrschaft mit Finanzmitteln versorgen kann. Und je dringlicher 
diese Not, desto schwieriger ist ihre Bewältigung: Wenn es in einem 
Land an „Beschäftigung“ mangelt, dann fehlen dem Staat eben des- 
wegen auch die Mittel, seine Unternehmerschaft zu einer Kapital- 
produktivität zu befähigen, mit der die sich im Weltgeschäft durch- 
setzen kann. Je geringer die Mittel, über die er verfügt, und je größer 
die Not, den Volksmassen Gelegenheiten zum Gelderwerb zu ver- 
schaffen, also für ihre produktive Benutzung zu sorgen, umso mehr 
ist der Staat darauf angewiesen, dass Unternehmen von auswärts 
mit dem nötigen Kapital anrücken und sich für erfolgreiche Geschäfte 
an seiner nationalen Arbeitskraft bedienen. 

Dafür immerhin kann eine Staatsgewalt einiges tun, auch wenn 
es ihr an Eigenmitteln zur Förderung des Wirtschaftswachstums 
fehlt. Wenn sie ihre Bevölkerung gewaltmonopolistisch im Griff hat, 
dann hat sie damit auch das eine Mittel in der Hand, das es braucht, 
um Arbeitskraft im Land billig zu machen; im besten Fall so billig, 
dass sich ihre Benutzung für fremde Investoren und, soweit vorhan- 
den, einheimische Geldbesitzer lohnt. Das Rezept kennen alle poli- 
tisch Verantwortlichen, und danach handeln sie auch: Wo es an der 
Produktivität der nationalen Arbeit hapert, da organisieren sie eine 
Armut, die ihr Volk arbeitswillig und als Kostenfaktor des Kapitals 
konkurrenzfähig macht. 

In unterschiedlichem Umfang ist dieses Rezept tatsächlich immer 
und überall im Programm. Auch erfolgreiche Weltwirtschaftsnati- 
onen sind ja nicht gegen Niederlagen im globalen Konkurrenzkampf 
gefeit; schon deswegen nicht, weil sie mit ihrem kapitalistischen 
Fortschritt auch für sich selbst die Messlatte für rentable Arbeit im- 
mer höher legen und die umfassende Indienstnahme ihres eigenen 


125 


Arbeitsvolks immer aufwändiger machen; da ist allemal Druck auf 
die Kosten der Arbeit an so teuren Arbeitsplätzen geboten. Dies umso 
mehr, wenn erfolgreich konkurrierende Unternehmen mit ihrem 
Reichtum und ihrem technischen Fortschritt über die ganze Staa- 
tenwelt ausschwärmen und besonders billige Arbeitskräfte an ihre 
technisch perfektionierten „arbeitssparenden“ Produktionsanlagen 
stellen: Dann müssen sich die Fachkräfte in stolzen „Hochlohnlän- 
dern“ den direkten Kostenvergleich mit ausländischer Billigarbeit 
gefallen lassen, und die Staatsgewalt kommt nicht umhin, sich zum 
Kritiker des nationalen Lohnniveaus zu machen, um Schaden von 
ihrem Standort abzuwenden. Auch ist beim Abwracken unrentabler 
Industrien aus dem Bestand einer etablierten Wirtschaftsmacht nur 
allzu schnell die Grenze zwischen besserer und ausbleibender „Be- 
schäftigung“ der überflüssigen Arbeitskräfte überschritten und Ver- 
armung das Mittel der Wahl, um die Betroffenen doch wieder brauch- 
bar zu machen. Wenn erfolgsverwöhnte Staatenlenker aufstreben- 
den Konkurrenten Lohn- oder sonstiges „Dumping“ vorwerfen, so 
ist das meistens der Auftakt dazu, im eigenen Land einzuführen, 
was man den anderen wegen Verletzung internationaler Fairness- 
Regeln verbieten möchte. 

Die Staaten, und zwar gerade die erfolgreichen, die nicht ohnehin 
dauernd um ihr ökonomisches Überleben kämpfen müssen, kennen 
überdies noch ganz andere Konkurrenznöte; nämlich solche, die sich 
aus dem schicksalhaften Gang der kapitalistischen Konjunktur erge- 
ben: aus dem Umschlag „guter Zeiten“, in denen die Weltwirtschaft 
wächst und ihre Konkurrenz sich um überproportionale Beteiligung 
an der allgemeinen Akkumulation kapitalistischen Reichtums dreht, 
in „Abschwung“ und „Rezession“, wo gar nichts mehr wächst und 
schon gar nicht für alle Teilnehmer am Weltgeschäft mehr zu ver- 
dienen ist. Auch die führenden Nationen müssen dann, statt als 
Avantgarde des kapitalistischen Fortschritts um die rentabelsten 
Arbeitsplätze zu wetteifern, auf einmal Massenarbeitslosigkeit be- 
kämpfen. Und das nicht, weil es wie bei den notorischen Konkur- 
renzverlierern oder den noch „unterentwickelten“ Newcomern des 
Weltmarkts an Investitionsmitteln fehlt - im Gegenteil: Staaten und 
Unternehmen bekommen es mit einer Konsequenz ihres großartigen 
kapitalistischen Wachstums zu tun. Dieselben Erfolgsrezepte, die bis 
neulich noch für positive nationale Bilanzen gesorgt haben, funkti- 
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onieren nicht mehr; schlimmer noch: Sie generieren Misserfolge. Der 
Kredit, den das Bankgewerbe mit seiner Finanzmacht schafft, stiftet 
ein Wachstum, das sich nicht lohnt, schöpft Geldkapital, das nichts 
einbringt und folglich nichts wert ist, produziert also statt echtem 
Reichtum bloß „Blasen“ - was sich dummerweise immer erst im 
Nachhinein herausstellt. Der Kredit, den die Staatsgewalt mit ihrer 
Finanzmacht mobilisiert, fördert keine im Weltgeschäft positiv zu 
Buche schlagende nationale Erfolgsgeschichte, sondern fungiert als 
Nothilfe zur Rettung oder schonenden Abwicklung gescheiterter 
Geschäfte, stärkt deswegen nicht, sondern mindert die Kreditwür- 
digkeit des Staates selbst und gefährdet am Ende dessen so unpro- 
duktiv eingesetztes Geld. Der technische Fortschritt, mit dem die 
Industrie sich neue Erträge verschafft, gibt die Rendite nicht mehr 
her, auf die die nötigen Investitionen berechnet sind. Die erweisen 
sich - zuerst an den Börsen, wo sie in Gestalt von spekulativen Ren- 
diteversprechen gehandelt werden - als Fehlinvestitionen.*) Und 
die fremden Länder, die die fortschrittlichsten Nationen sich mit 
ihrer überlegenen Konkurrenzmacht und ihrem Kredit als Absatz- 
märkte und Investitionssphären erschlossen haben, gehen teils ka- 
putt und versagen an ihrer Funktion als Lückenbüßer für sonst wo- 
möglich stagnierendes Geschäft der kapitalistischen Großmächte; 
teils schaffen sie den Aufstieg zu Konkurrenten, auf die sich die Wi- 
dersprüche des Wachstums nicht mehr abwälzen lassen. 

Statt Erfolgen akkumulieren sich so bei den Weltwirtschaftsna- 
tionen Verlegenheiten, die alle denselben ökonomischen Inhalt ha- 
ben: Wenn noch mehr Kapitaleinsatz als bisher schon das eingesetzte 
Kapital nicht mehr produktiver macht, ein vergrößerter Vorschuss 
nur die Verluste vermehrt, verfügbarer Kredit keine hinreichend 
verlässliche Anlage mehr findet, dann ist zu viel Kapital akkumuliert, 
Kredit in Umlauf gebracht, Verwertung angezettelt worden, als noch 
an lohnenden Geschäften realisiert werden kann. 


45) An die Stelle tatsächlich lohnender Errungenschaften des dienst- 
baren wissenschaftlichen Geistes tritt in solchen Konjunkturpha- 
sen gerne das Ideal einer ökonomischen Wunderwaffe, die ganz 
neue Zukunftsaussichten fürs Geldverdienen eröffnen würde - 
eine „Fantasie“, die an den Weltbörsen oftmals für eine vorüber- 
gehende „Erholung“ sorgt, also für die nächste „Blase“ gut ist. 
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Für die politisch Verantwortlichen, die bis dahin noch einen Zu- 
wachs an ökonomischer Macht verbuchen konnten und im Vorgriff 
auf weiteren Zuwachs ihre ökonomische Macht aufKredit vergrößert 
haben, ist das der wirtschaftspolitische Ernstfall: nicht irgendeine 
Konkurrenznot, sondern ein Verlust an nationalem Reichtum, den 
sie als Besitzstand betrachten, eine Einbuße an ökonomischer Macht, 
deren Mehrung sie als ihr gutes Recht beanspruchen. Deswegen bre- 
chen mit einer Krise weltpolitisch ungemüitliche Zeiten an: Die Staa- 
ten betätigen sich gegeneinander als Schutzmacht ihrer geschädig- 
ten Interessen und erproben ihre einschlägigen Erpressungsmittel. 
Sie registrieren aber auch, dass an ihrem eigenen Standort etwas 
nicht stimmt; freilich nicht den Grund ihrer Not, die Überakkumu- 
lation kapitalistischen Reichtums, sondern dass ihre nationale Wirt- 
schaft ihnen das nötige und fällige Wachstum schuldig bleibt; und 
das nicht deswegen, weil es an Kredit und gegenständlichen Ge- 
schäftsmitteln, geschweige denn an arbeitswilligen Kräften fehlt, 
sondern weil der durchaus vorhandene Reichtum seinen Dienst, 
nämlich weitere erfolgreiche Zunahme versagt. Den Grund dafür 
entnimmt die Politik der Konsequenz, die die Wirtschaft selbst aus 
der Unproduktivität ihres Kapitaleinsatzes zieht: Wenn die zualler- 
erst am Lohn spart, ihre Belegschaften dezimiert, sich also den Auf- 
wand für Arbeit nicht mehr leisten will und kann, dann muss der 
staatliche Reformwille hier ansetzen. Dann macht auch die Staats- 
gewalt den „Faktor Arbeit“ mit seinem Preis für die nationale Not- 
lage haftbar und tut alles dafür, den Preis zu senken; so lange, bis 
das Kapital wieder flächendeckend zugreift und rentable Arbeits- 
plätze schafft. Und wo sie ihren Standort über Jahrzehnte zu einer 
führenden Weltwirtschaftsnation entwickelt und das Arbeitsvolk 
entsprechend umfassend betreut hat, da kann sie viele Hebel in Be- 
wegung setzen. Hier eine Auswahl - zur Erinnerung an Dinge, die 
jeder kennt: 

- Sozialpolitiker in gut geordneten „Hochlohnländern“ schaffen, 
wo sie noch fehlen, die rechtlichen Voraussetzungen, gegebenenfalls 
auch Anreize für Arbeitgeber und Nötigungen für Arbeitskräfte, zur 
Etablierung eines Niedriglohnsektors: Freiheiten für den Gebrauch 
von schlecht bezahlter Leiharbeit, die Rechtsform der „geringfügigen 
Beschäftigung“ und des „nicht versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gungsverhältnisses“, einen Freiraum für Lohnarbeit zum Nulltarif 
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unter dem Titel „Praktikum“ und anderes mehr. Die Löhne werden 
hier, faktisch und teilweise erklärtermaßen, von dem Anspruch ent- 
lastet, dank gesetzlich vorgeschriebener Umverteilung über ein gan- 
zes durchschnittliches Arbeitsleben, auch fürs Rentenalter und Pha- 
sen der Arbeitslosigkeit, zu reichen. Die „Aufstockung“ minimaler 
Löhne, die einen „Vollzeit“ arbeitenden Menschen nicht ernähren, 
aufs festgesetzte landesübliche Existenzminimum durch Sozialhilfe 
kombiniert Armut und Arbeit auf neuem Niveau. 

- Das Personal für diesen Billiglohnsektor liefert in manchen Län- 
dern der „Arbeitsmarkt“ mit seinem Überangebot an entlassenen 
oder gar nicht erst eingestellten Arbeitskräften direkt. In anderen 
besorgt das die staatliche Arbeitslosenverwaltung mit ihrem Fort- 
schritt von einer versicherungsähnlichen Kasse, die Teile des über- 
flüssig gemachten Teils der Arbeitsbevölkerung als „Reservearmee“ 
für kapitalistische Inanspruchnahme bereit hält, zu einer Sozial- 
hilfe, die an die Bedingung geknüpft ist, dass die Hilfsempfänger 
jede angebotene „Beschäftigung“ für jedes Entgelt annehmen. Diese 
Art der Dienstverpflichtung mindert zugleich die Unkosten, die 
einem modernen Sozialstaat, der seine Arbeitslosen nicht einfach 
sich selbst überlässt, aus dieser Fürsorge erwachsen. 

- Billiglohnsektor und Arbeitslosigkeit wirken sich entschieden 
dämpfend auf das Lohnniveau in den „regulären Beschäftigungsver- 
hältnissen“ aus, die mit jeder Verschärfung der nationalen Konkur- 
renzlage und mit jeder Krise mehr zum Luxusgut für Lohnabhängige 
werden. Auch das geschieht nicht bloß quasi „von selbst“, nämlich 
dadurch, dass Betroffene aus ihrer Not die Tugend größtmöglicher 
Anpassungsbereitschaft machen. In Ländern mit geordneten Tarif- 
vertragsverhältnissen wirkt die Politik entscheidend mit. Sie stärkt 
mit vorbildlichen Gehaltsabschlüssen im Öffentlichen Dienst und 
Hinweisen auf die gebotene „lohnpolitische Vernunft“ den Arbeit- 
gebern gegen eventuelle gewerkschaftliche Forderungen noch der 
bescheidensten Art und für eigene Lohnsenkungsansprüche den Rü- 
cken. Daneben unterstützt sie dieselben Gewerkschaften in deren 
„Kampf um Arbeitsplätze“, der sich kaum anders führen lässt, in 
gesitteten „Zivilgesellschaften“ jedenfalls nicht anders geführt wird 
als mit dem Angebot, die Verschlechterung von Entlohnungs- und 
Arbeitsbedingungen hinzunehmen, wenn dafür die Arbeitsplätze 
erhalten bleiben, auf die die Unternehmer ohnehin nicht verzichten 
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wollen und die so lange garantiert werden, wie die Unternehmer sich 
davon noch einen Profit versprechen. 

- Schließlich verfügen die Regierungen in traditionsreichen kapi- 
talistischen Ländern über beträchtliche Teile der national gezahlten 
Lohnsumme; die nämlich, die als Steuern und Abgaben in öffentliche 
und vor allem in die Sozialkassen fließen. Wenn diese finanzielle 
Manövriermasse abnimmt, weil mit dem nationalen Lohnniveau auch 
die absolute Lohnsumme sinkt, dann ist das für reformeifrige Sozi- 
alpolitiker nicht bloß ein Anlass, alle Leistungsansprüche zu be- 
schneiden, sondern ein regelrechter Sachzwang, gleich noch weiter 
zu gehen und nicht etwa den „Lohnempfängern“ die Verstaatlichung 
von Lohnteilen, sondern den Arbeitgebern bislang verstaatlichte Tei- 
le ihrer Lohnzahlung zu ersparen; dies auch in der Form, dass den 
Tarifparteien wirksam nahegelegt wird, die Minderung von Abzügen 
mit Lohnprozenten zu verrechnen. Was die „abhängig Beschäftig- 
ten“ an Alterssicherung, Notgroschen und Gesundheitsaufwand 
brauchen, belastet dann weder die gesetzlichen Kassen noch das 
nationale Lohnniveau, sondern bloß noch den Nettolohn, also den 
privaten Lebensstandard - auch das ein Beitrag zur Rettung und 
Wiederherstellung der Kapitalproduktivität.*0) 


46) Für die Arbeitgeber stellen die verstaatlichten Lohnbestandteile 
seit jeher nicht einen Abzug vom Lebensunterhalt der Beschäftig- 
ten, sondern einen Zuschlag zum „eigentlichen“ Preis der Arbeit 
dar und gehören entsprechend bekämpft. Dem Standpunkt können 
Sozialpolitiker in Phasen zunehmender nationaler Konkurrenz- 
schwierigkeiten und in Krisenzeiten nur beipflichten. Dabei ist der 
Spielraum für Kostenentlastung auf Unternehmerseite logischer- 
weise umso größer, je umfassender eine potente Weltwirtschafts- 
nation die Betreuung ihrer arbeitenden Klasse reguliert und Lohn- 
teile dafür requiriert. So kann sich ein ausgebauter Sozialstaat 
gerade bei seinem „Abbau“ noch einmal als Konkurrenzmittel be- 
währen. In der großen Krise seit 2008 rühmt sich die deutsche Re- 
gierung der einschlägigen Maßnahmen, die ihre Vorgänger zur 
Bewältigung der vorletzten oder der letzten Krise - Stichwort 
„Hartzgesetze“ - auf diesem Feld durchgedrückt haben. Sie beruft 
sich darauf als Muster und Vorbild dafür, wie die von Deutschland 
mit der Kombination aus Kapitalmacht und Lohnniveau nieder- 
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Bei der Anwendung dieser Rezeptur im Kampf um Jobs macht es 
für die hoheitlichen Standortverwalter keinen Unterschied, ob ihre 
Konkurrenznöte die Folge nationaler Einbußen am Weltmarkt auf- 
grund fremder Konkurrenzerfolge sind oder ob das weltweit akku- 
mulierende Kapital sich insgesamt in eine Krise hineingewirtschaf- 
tet hat und die Nationen um die Verteilung der Verluste ringen. Auch 
wenn weltweit viel zu viel Kredit investiert worden ist, als dass seine 
Verwendung sich noch lohnen könnte, wenn deswegen Geschäftstä- 
tigkeit zusammenbricht, Ansprüche auf Kapitalerträge wertlos wer- 
den usw., registrieren nationale Wirtschaftspolitiker nur das Eine, 
das allerdings mit zunehmend giftiger Unzufriedenheit: dass es in 
ihrem Zuständigkeitsbereich an Wachstum fehlt. Und wenn es daran 
fehlt, dann hat nicht das Kapital, sondern dessen Kostenfaktor Arbeit 
über seine Verhältnisse gelebt; dann muss die Verbilligung des Ar- 
beitsvolks die Nation auf den „Wachstumspfad“ zurückführen. 

Tatsächlich schaffen sie es damit nicht, Überakkumulation und 
Entwertung ungeschehen zu machen. Aber das kümmert sie nicht 
weiter; Hauptsache, nicht zu vermeidende Verluste fallen vermehrt 
bei den Geschäftspartnern an. Deswegen halten die nationalen Füh- 
rungen an ihrem Sanierungsrezept auch dann unerbittlich fest, wenn 
in wirklich ganz großem Stil die unendliche Masse Kredit, mit der 
die globalen Finanzmärkte sich aufgeblasen und die zuständigen 
Staaten durch etliche „Rezessionen“ hindurch das kapitalistische 
Weltgeschäft immer wieder in Gang gehalten haben, vom Geldge- 
werbe höchstpersönlich annulliert wird. Dem Beschluss, den anste- 
henden Zusammenbruch des globalen Finanzwesens durch unbe- 
grenzte Massen neuen, staatlich geschöpften Kreditgelds zu stoppen, 
lassen sie den einvernehmlich beschlossenen „Sachzwang“ folgen, 
die nunmehr durch ihr Übermaß gefährdeten Schulden der Staaten 
selbst und das Geld, das diese Schulden repräsentiert, durch Refor- 
men zuretten, die allesamt denselben banalen Inhalt haben: Verbil- 
ligung der Arbeit. Das Kalkül, auf die Art die Staatshaushalte zu sanie- 
ren sowie die aufgehäuften Kreditmassen in Wert zu halten und wie- 


konkurrierten Partner aus ihrer staatlichen Schuldenkrise her- 
ausfinden müssten. Die angesprochenen Regierungen wissen nichts 
Besseres, verelenden ihr Volk und achten allenfalls darauf, die Ver- 
antwortung dafür auswärtigen Regierungen anzulasten. 
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der kapitalistisch produktiv zu machen, ist absurd. So billig kann 
die schon längst verbilligte nationale Arbeitskraft nirgends mehr 
werden, dass mit dem bisschen Plus an Kapitalproduktivität, das da 
noch herauszuholen ist, die Krise mit ihrer Entwertung von Kapital 
ungeschehen gemacht werden könnte. Das Missverhältnis zwischen 
dem allenfalls erzielbaren kapitalistischen Nutzen verschärfter Ver- 
elendung und der großartigen weltwirtschaftlichen Wirkung, die 
die Staatsgewalten sich davon versprechen, ist für diese allerdings 
nur ein Stachel, sich bei der Senkung der Kosten der Arbeit von kei- 
ner Konkurrenznation übertreffen zu lassen. Den Betroffenen offe- 
rieren sie zur alternativlosen Armutsperspektive als „Licht am Ende 
des Tunnels“ die Verheißung, so hätte wenigstens einer eine gute 
Chance: die Nation im kapitalistischen Standortwettbewerb. 
So wird es dann wohl auch sein. 
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„Beschäftigung" - „Globalisierung" - „Standort" ... 
Anmerkungen zum kapitalistischen Verhältnis zwischen 


Arbeit und Reichtum 


Alle brauchen Arbeit - viele finden keine. Man kann das für ein soziales 
Problem halten und sich vorstellen, „Beschäftigungsförderung“ wäre 
die passende Antwort, mit staatlichen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
und einer Senkung der Lohnnebenkosten, mit der „Schaffung von neuen 
Arbeitsplätzen“ durch Teilzeit- und Leiharbeit, oder wie auch immer. Über 
eine gewisse Absurdität muss man sich dabei allerdings schon hinweg- 
setzen: Wenn es nicht mehr so viel zu tun gibt, das Nötige von weniger 
Leuten in kürzerer Zeit zu erledigen ist - warum braucht dann überhaupt 
jeder Arbeit und so viele vollgepackte Arbeitsstunden, um leben zu 
können? Dass weniger Arbeit ersparte Mühe bedeutet: Warum gilt die 
Gleichung nicht? 


Es liegt eben doch noch etwas anderes vor als eine „soziale Problem- 
lage", und jeder weiß auch was: Dass so viele Leute keine Arbeit finden, 
liegt an einem ökonomischen Problem. Arbeit unterbleibt, wenn sie 
hicht rentabel ist, wenn sie dem Unternehmen, in dem und für das sie 
stattfindet, nicht genügend Geldertrag einbringt. Wenn das so ist, dann 
findet Arbeit aber auch nur deswegen statt, weil und damit sie einem 
Unternehmen Gelderträge verschafft. Aus keinem anderen Grund unter- 
bleibt sie dann eben auch, wenn sie nämlich nicht genügend Geld bringt. 


Man sollte deswegen auch nicht die Rede vom sozialen Problem 
„Arbeitslosigkeit“ für die Sache nehmen und mehr Anstrengungen für 
„Beschäftigung“ einklagen. Die Absurdität des Systems, der Grund seiner 
Schädlichkeit für die Masse seiner Insassen, liegt nicht darin, dass Arbeit 
nicht stattfindet, wenn sie nicht rentabel ist, sondern dass sie stattfin- 
det, weil es um Rentabilität geht. Seine soziale Gemeinheit beginnt nicht 
damit, dass die Leute, die Arbeit brauchen, oft keine finden; sie besteht 
schon darin, dass sie eine bezahlte Arbeit brauchen. Dass sie dann noch 
nicht einmal sicher sein können, eine zu finden, folgt daraus von ganz 
allein. 
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